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Namens der Bundesregierung beantworte ich die 
Große Anfrage zur Förderung des Fremdenverkehrs 
und seiner Bedeutung wie folgt: 


Vorbemerkungen 

Der Begriff „Fremdenverkehr" ist umfassender als 
der in den fremdsprachigen Ländern verwendete Ter- 
minus „Tourismus". Mit dem Begriff Fremdenver- 
kehr werden Geschäftsreisen, Urlaubs- und Erho- 
lungsreisen, Reisen zu Heilbehandlungen und der 
Ausflugsverkehr erfaßt. Die einzelnen Erscheinungs- 
formen des Fremdenverkehrs unterliegen unter- 
schiedlichen Einflüssen und nehmen dementspre- 
chend eine voneinander abweichende Entwicklung. 

Das gesundheits- und gesellschaftspolitische Inter- 
esse richtet sich vornehmlich auf jene Formen des 
Fremdenverkehrs, die der Erholung und Gesunder- 
haltung der Bevölkerung dienen. Dem entspricht die 
Orientierung der Fremdenverkehrspolitik der Bun- 
desregierung. 

Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik der Bundesre- 
gierung sind darauf gerichtet, jedermann an den Er- 
gebnissen des wirtschaftlichen, technischen und so- 
zialen Fortschrittes teilnehmen zu lassen. Auf den 
Fremdenverkehr angewandt heißt das, daß jedem 
die Möglichkeit geboten werden sollte, sich außer- 
halb seines Wohnortes zu erholen. Heute wird von 
der Mehrheit der Bevölkerung eine Reise bereits als 
ein selbstverständliches „Konsumgut" angesehen, 
auch wenn noch keineswegs jedermann in der Lage 


ist, regelmäßig eine Urlaubsreise zu machen. Reisen 
ist nicht mehr wie früher ein Privileg weniger. Dies 
ist zweifellos der erheblichen realen Steigerung der 
privaten Einkommen und der technischen Entwick- 
lung der Verkehrsmittel sowie der Sicherung eines 
bezahlten Urlaubs wie überhaupt einer vermehrten 
Freizeit zuzuschreiben. Die Bundesregierung wendet 
den Bevölkerungsgruppen, die nicht aus eigener 
Kraft am Reiseverkehr teilnehmen können, ihre be- 
sondere Aufmerksamkeit zu. Darauf wird im Zusam- 
menhang mit den Fragen 1 bis 3 noch einzugehen 
sein. 

Der Fremdenverkehrswirtschaft — dazu gehören 
auch die Personenbeförderungsunternehmen und die 
öffentlichen Einrichtungen des Fremdenverkehrs — 
obliegt es, die Nachfrage nach den Fremdenverkehrs- 
dienstleistungen bestmöglich zu befriedigen. Dies 
muß sich im Wettbewerb vollziehen, und zwar so- 
wohl innerhalb der Landesgrenzen als auch im Ver- 
hältnis zu den Fremdenverkehrsdienstleistungen an- 
derer Länder. Der privaten Initiative sind nur we- 
nige Schranken gesetzt. Die Bundesregierung enthält 
sidi grundsätzlich aller nicht unbedingt notwendigen 
Eingriffe in die Fremdenverkehrswirtschaft und be- 
schränkt sich im wesentlichen auf unentbehrliche 
Ordnungshilfen. 

Die Voraussetzungen für die Teilnahme am Wettbe- 
werb sind allerdings regional unterschiedlich. Inner- 
halb der Bundesrepublik wie auch international gibt 
es Gebiete, die sich besonders für den Erholungs- 
reiseverkehr eignen und meist auch schon einen 
beachtlichen Fremdenverkehr aufzuweisen haben. 
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Andere Gebiete treten im Fremdenverkehr überwie- 
gend als Entsender in Erscheinung. 

Der Fremdenverkehr zählt zu den Wirtschaftszwei- 
gen, die im letzten Jahrzehnt ein außerordentliches 
Wachstum aufzuweisen haben. Zugleich spiegelt er 
recht unmittelbar den Wohlstand eines Volkes wider 
und läßt außerdem sehr deutlich das Maß der Bereit- 
schaft zu Konsumausgaben sichtbar werden. Die 
Bundesregierung wendet dem Fremdenverkehr des- 
halb große Aufmerksamkeit zu. Viele Anzeichen 
deuten darauf hin, daß die Tendenz zur Urlaubsreise 
weiter anhält und daß Reiseausgaben in den Etats 
von immer mehr privaten Haushalten einen festen 
Platz erhalten. Daran sollte die deutsche Fremden- 
verkehrswirtschaft ihren angemessenen Anteil er- 
langen können. 

Auf die an sie gestellten Fragen antwortet die Bun- 
desregierung unter Verwendung der amtlichen Sta- 
tistik (Stand 14. August 1968), die nur die wichtig- 
sten Teilbereiche systematisch erfassen kann, und 
von Untersuchungen verschiedener wissenschaftli- 
cher und Marktforschungsinstitute: 

1. Hat die Bundesregierung für die Vergangenheit 
und Zukunft (bis 1972) Untersuchungen vorge- 
nommen, in Auftrag gegeben oder ausgewertet 
über die festzustellende mögliche oder wahr- 
scheinliche Entwicklung der 

a) Fremdenübernachtungen 

aa) von In- und Auslandsgästen in Großstäd- 
ten, Heilbädern, Luftkurorten, Seebädern 
und sonstigen Gemeinden der Bundesrepu- 
blik (nach Herkunftsländern), 

bb) Deutscher aus der Bundesrepublik im Aus- 
land (nach Ländern und Zielgebieten) ; 

b) durchschnittliche Aufenthaltsdauer (Übernach- 
tungen) 

aa) der In- und Auslandsgäste in der Bundes- 
republik insgesamt, an den einzelnen Or- 
ten und über deren bevorzugte Fremden- 
verkehrsgebiete (nach Herkunftsländern), 

bb) Deutscher aus der Bundesrepublik im Aus- 
land insgesamt und an den einzelnen Or- 
ten (nach Ländern und deren bevorzugten 
Fremdenverkehrsgebieten) ; 

c) Gesamt- und Pro-Kopf- Ausgaben 

aa) von Auslandsgästen während ihres Auf- 
enthaltes in der Bundesrepublik (nach Her- 
kunftsländern), 

bb) deutscher Ferienreisender aus der Bundes- 
republik während ihres Aufenthaltes im 
In- und Ausland (nach Ländern) ; 

d) Gesamtausgaben der öffentlichen Hand (aller 

Gebietskörperschaften) 

aa) in der Bundesrepublik, 
bb) in anderen Ländern; 

zur Förderung des Fremdenverkehrs und deren 
Anteil an den jeweiligen öffentlichen Haus- 
halten; 

e) Arten der öffentlichen und sonstigen Maßnah- 
men zur Förderung des Fremdenverkehrs (z. B. 
Zuschüsse zur Werbung, Investitionsdarlehen 


und -Zuschüsse für bauliche Maßnahmen, 
Steuervergünstigungen, Verkehrstarifermäßi- 
gungen, Treibstoffverbilligungen, Vorzugs- 
wechselkurse, Ausbau besonderer Verkehrs- 
wege, zollfreie Artikel usw.) und deren jewei- 
liger Anteil am Gesamtvolumen der Förde- 
rungsmaßnahmen 

aa) in der Bundesrepublik, 
bb) im Ausland; 

f) Inanspruchnahme der einzelnen Verkehrsmit- 
tel 

aa) der Kraftfahrzeuge (Pkw, Omnibusse, Pkw 
mit Wohnwagen), 

bb) der Bundesbahn, 
cc) der Flugzeuge, 
dd) der Schiffe, 
ee) mehrerer Verkehrsmittel; 
bei Reisen innerhalb der Bundesrepublik, in 
die Bundesrepublik und von der Bundesrepu- 
blik ins Ausland? 


Antwort 

1 Umfang des Fremdenverkehrs 
und seiner Förderung 

10 Fremdenübernachtungen und durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer im Inland 

100 Übernachtungen 

Die amtliche Statistik ^) weist in den Veröffent- 
lichungen des Statistischen Bundesamtes, Fach- 
serie F, Reihe 8, monatlich, halbjährlich und jährlich 
die Übernachtungen und Meldungen sowie die 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer von In- und Aus- 
ländern in den berichtenden Beherbergungsstätten 
der Bundesrepublik nach. Die Nachweise sind den 
bisherigen Bedürfnissen folgend vor allem nach Bun- 
desländern, Gemeindegruppen und Betriebsarten ge- 
gliedert. Die Herkunftsländer der Auslandsgäste 
werden in Anbetracht des geringen Anteils der Aus- 
länder an allen Fremdenverkehrsübernachtungen im 
Inland nur für die Bundesrepublik insgesamt nach- 
gewiesen. Der Anteil der Ausländer an den Frem- 
denübernachtungen bewegt sich seit Jahren zwi- 
schen 8 und 9 Vo, 1967 lag er bei 8,3 ®/o. Eine geson- 
derte Darstellung der Ausländerübernachtungen 
nach den wichtigsten Herkunftsländern und einigen 
von Ausländern besonders bevorzugten Gemeinden 
ist vom Statistischen Bundesamt erstmals für 1967 
im August 1968 veröffentlicht worden (Übersicht 1). 

Die in der Anlage beigefügten Übersichten 2 bis 5 
sowie die Schaubilder 1 und 2 zeigen die Entwick- 
lung der Inländer- und Ausländer-Übernachtungen 
von 1958 bis 1967 in der Gliederung nach Bundeslän- 


h Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken 
im Handel sowie über die Statistik des Fremdenver- 
kehrs in Beherbergungsstätten vom 12. Januar 1960 
(BGBl. I S. 6); berichtspflichtig sind zur Zeit rund 
2800 Gemeinden. 
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Tabelle 1 


Fremdenübernachtungen (Inländer und Ausländer) 
nach Gemeindegruppen 

Anteil in Prozent 



Fremdenübernachtungen 

Gemeindegruppe 

Inländer 

Ausländer 


1958 1 1967 

1958 1 1967 

Großstädte 

14,1 11,9 

52,9 51,0 

Heilbäder (ohne Seebäder) 

34,3 35,0 

13,0 11,0 

Luftkurorte 

17,4 16,6 

8,3 7,9 

Seebäder 

8,2 10,9 

1,9 1,5 

Sonstige 

Berichtsgemeinden .... 

l26,0 25,6 

23,9 28,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


der und Gemeindegruppen sowie insgesamt nach 
Herkunftsländern. Im genannten Zeitraum haben die 
Übernachtungen von Inländern um 48 ®/o, die von 
Ausländern um 36 Vo zugenommen. Die Zuwachsra- 
ten sind von Jahr zu Jahr geringer geworden, die 
Zunahme liegt bei den Inländerübernachtungen 
deutlich über der von Ausländern. Rund 80 ®/o aller 
Ausländerübernachtungen entfallen auf die Gemein- 
degruppen „Großstädte" und „sonstige Berichtsge- 
meinden". Zu der zweiten Gruppe gehören überwie- 
gend Mittel- und Kleinstädte. Der Anteil beider Ge- 
meindegruppen an den Ausländerübernachtungen ist 
seit 1958 nahezu unverändert (Tabelle 1). Daraus 
läßt sich — vollends wenn die gleichbleibend relativ 
kurze Aufenthaltsdauer der Auslandsgäste in den 
Beherbergungsstätten dieser Orte mit berücksichtigt 
wird — • ableiten, daß es sich bei den Auslandsgä- 
sten vorwiegend um Geschäftsreisende handelt. Eine 
Untersuchung des Deutschen Wirtschaftswissen- 
schaftlichen Instituts für Fremdenverkehr an der 
Universität München hat dies 1967 am Beispiel von 
München eindeutig nachgewiesen (Geschäftsreise- 
verkehr über 80 ®/o). 

101 Aufenthaltsdauer 

Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der Reisen- 
den in der Bundesrepublik, an einzelnen Orten oder 
in bestimmten Gebieten, kann weder für Inländer 
noch für Ausländer angegeben werden. Das Erhe- 
bungssystem der Fremdenverkehrsstatistik in der 
Bundesrepublik, das an die Übernachtung in den 
einzelnen Beherbergungsstätten anknüpft, erlaubt 
lediglich die Angabe der Aufenthaltsdauer in der 
jeweiligen Unterkunft. Einen gewissen Anhalt gibt 
aber der Nachweis der durchschnittlichen Aufent- 
haltsdauer der Gäste nach Bundesländern und nach 
Gemeindegruppen getrennt für Inländer und Aus- 
länder (Übersicht 6) sowie für In- und Ausländer zu- 
sammen nach Betriebsarten (Übersicht 7). Eine 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer von Inländern 
von mehr als 5 Tagen in derselben Unterkunft er- 


reichten 1967 nur die Länder Bayern, Baden-Würt- 
temberg, Hessen und Schleswig-Holstein. In Heil- 
und Seebädern lag die durchschnittliche Aufenthalts- 
dauer der Inländer bei 12,5 und 11,5 Tagen, in Groß- 
städten hingegen nur bei 2,0 Tagen. Fremdenheime 
und Pensionen hatten eine durchschnittliche Aufent- 
haltsdauer von 8,2 Tagen und Erholungs- und Fe- 
rienheime von 13,7 Tagen zu verzeichnen; Hotels 
dagegen nur von 2,2 Tagen. Dabei ist zu beachten, 
daß die vorliegenden Angaben nicht zwischen den 
verschiedenen Anlässen der Beteiligung am Frem- 
denverkehr, auf deren Bedeutung eingangs hinge- 
wiesen wurde, zu unterscheiden erlauben. 


1010 Dauer der Urlaubsretsen 

Für Urlaubs- und Erholungsreisen können die Er- 
gebnisse der Haushaltsbefragungen 1962 und 1966^) 
herangezogen werden.- Die Gegenüberstellung der 
Zahl der durchgeführten Reisen nach ihrer Dauer 
(Übersicht 8) zeigt eine besonders starke Zunahme 
der zweiwöchigen Urlaubsreisen im Inland und eine 
deutliche Abnahme der längeren Reisen (4 und mehr 
Wochen). Beim Inlandsurlaub ist offensichtlich eine 
Verkürzung der durchschnittlichen Reisedauer ein- 
getreten, die im Zusammenhang mit der Zunahme 
der Reisen pro Person und Jahr stehen dürfte. Der 
Anteil der Reisenden, die zwei und mehr Reisen in 
einem Jahr unternommen haben, ist von 6,3 Vo in 
1962 auf 10,2 ^/o in 1966 gestiegen. Obwohl es für 
Erholungsreisen unter fünf Tagen keinen Nachweis 
gibt, lassen Beobachtungen erkennen, daß Kurzur- 
laube besonders im Zusammenhang mit Feiertagen 
an Häufigkeit zugenommen haben. 

102 Zielgebiete der Urlaubsreisen 

Für die Urlaubs- und Erholungsreisen liefert die 
Haushaltsbefragung 1962 auch Angaben über die 
aufgesuchten Fremdenverkehrsgebiete in der Bun- 
desrepublik in der Gliederung nach dem Lebensalter 
und der Berufsgruppenzugehörigkeit der Reisenden 
(Übersicht 9) sowie anhaltsweise nach Herkunfts- 
und Zielländern (Tabelle 2). 

Daraus wird der innerhalb der Bundesrepublik und 
auch im gesamten europäischen Reiseverkehr domi- 
nierende Trend der Urlaubsreisen von Norden nach 
Süden deutlich. Die Reisegebiete „Schwäbische Alb" 
und „Bodensee" wurden am stärksten von Reisen- 
den aus Baden-Württemberg (44 ®/o bzw. 32 ®/o) be- 
sucht. Im Bayerischen Wald stammte der größere 
Teil der Reisenden aus Bayern (38 ®/o), im Harz aus 
Niedersachsen (39 ®/o) und in der Lüneburger Heide 
aus Hamburg (28 Vo). Die Entfernung scheint also für 
die Wahl des Reiseziels eine große Rolle zu spielen; 
in vielen Fällen werden relativ nahgelegene Reise- 


9 Zusatzerhebungen im Rahmen des Mikrozensus (Ge- 
setz zur Änderung des Gesetzes über die Durchfüh- 
rung einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung und 
des Erwerbslebens vom 5. Dezember 1960 — BGBl. I 
S. 873 — ). 1966 war das Frageprogramm verkürzt, so 
daß nicht zu allen 1962 erfragten Tatbeständen Ver- 
gleichsergebnisse gewonnen werden konnten. 
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Tabelle 2 


Urlaubs- und Erholungsreisen 1962 

Inlandsreisen nach Herkunfts- und Zielländern 
Anteil der Zielländer in Prozent 


Zielland 

I 

Herkunftsland | 

Sdilos- j 
wig- 

Hol stein I 

Ham- 

burg 

1 Nieder- . 

1 Sachsen 

Biemeji ' 

Nord- 
rheiii- 
W Ost- 
falen 

1 iessen ' 

i 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

j Badeu- 
1 Würt- 
1 tomberg 

Briyern ' 

Saar- 

land 

Berlin 

(West) 

1 

SBZ 

und 

Ost- 

Berlin 

Ohne 

Angabe 

Schleswig-Holstein 

28,1 

1,5 

17,6 

0,8 

11,1 

6,6 

4,1 

10,6 

12,7 

0,3 

2,4 

3,0 

1,2 

Hamburg 

28,9 

— 

24,0 

0,2 

6,8 

4,3 

4,2 

9,7 

16,6 

0,2 

1,4 

2.8 

0,6 

Niedersachsen .... 

12,5 

1,2 

27,2 

0,7 

11,8 

6,7 

3,7 

11,2 

16,5 

0,2 

1,6 

3,7 

3.0 

Bremen 

8,4 

0,7 

32,1 


9,4 

11,0 

4,9 

9,7 

16,5 


0,7 

4,3 

1,9 

Nordrhein- 

Westfalen 

0,7 

0,9 

11,7 

0,5 

18,5 

9,0 

10,9 

14,3 

20,9 

0,3 

1,0 

2,1 

3,2 

Hessen 

5,7 

1,9 

6,1 

0,6 

6,0 

16,9 

5,0 

15,6 

32,3 

0,3 

1,9 

2.3 

6,3 

Rheinland-Pfalz . . 

4,3 

1.3 

5,1 

0,4 

8,2 

8,6 

17,0 

19,4 

29,1 

2,3 

1,4 

1.3 

1,6 

Baden- 

Württemberg . . . 

3,8 

1,3 

4,0 

0,5 

3,6 

4,6 

2,4 

40,0 

30,7 

0,1 

1,3 

1,4 

6.3 

Bayern ' 

2,1 

1,4 

2,8 

0,4 

4,0 

4,8 

2,5 

9,9 

62,0 

0,5 

1,4 

2,8 

5,4 

Saarland 

3,5 


4,6 


6,5 

6,0 

9,9 

30,9 

24,7 

3,7 



8,5 

Bundesgebiet ohne 
Berlin 

8,9 

1,0 

12,3 

0,5 

11,3 

7.9 

6,9 

16,3 

27,0 

0,4 

1,3 

2,4 

3,8 

Berlin (West) .... 

10,3 

1,9 

15,8 

0,7 

11,7 

7.8 

3,5 

9.9 

33,2 

0,4 

— 

0,3 

4,5 


Quelle: Statistisdies Bundesamt 


weiteren Anwachsens des Fremdenverkehrs und der 
nicht auf andere Weise erlangbaren Erkenntnisse 
über die Struktur des Urlaubs- und Erholungsreise- 
verkehrs für angezeigt. 

103 Wissenschaftliche Untersuchungen 

Wissenschaftliche Institute, insbesondere das Deut- 
sche Wirtschaftswissenschaftliche Institut für Frem- 
denverkehr an der Universität München, haben in 
den vergangenen Jahren über verschiedene Teilbe- 
reiche des Fremdenverkehrs Untersuchungen durch- 
geführt, in denen die von den Fragestellern genann- 
ten Tatbestände zum Teil mit behandelt wurden. 
Einige dieser Untersuchungen sind von der Bundes- 
regierung in Auftrag gegeben, andere von Landes- 
regierungen oder Gemeinden finanziert worden. Als 
Beispiele sind Untersuchungen über die Fremden- 
verkehrssituation in Hamburg, Düsseldorf und Mün- 
chen, in Ostwestfalen-Lippe, im Harz, in den Heilbä- 
dern und in saisonabhängigen Fremdenverkehrs- 
orten zu nennen. Weitere Untersuchungen werden 
gegenwärtig durchgeführt oder vorbereitet. Von der 
Fremdenverkehrswirtschaft sind darüber hinaus 
Marktuntersuchungen über das Reiseverhalten der 
Deutschen veranlaßt worden, die für 1965 und 1966 
vorliegen und für 1967 gegenwärtig ausgewertet 


gebiete bevorzugt. Dies zeigt sich sehr deutlich bei 
den Reisegebieten Nord- und Ostseebäder, Lünebur- 
ger Heide und Harz, deren Urlauber nur zu einem 
geringen Teil aus südlichen Bundesländern kommen. 
Dies dürfte zum Teil durch die für Süddeutschland 
kürzere Reiseentfernung zu ausländischen Badeorten 
(Mittelmeer) zu erklären sein. 

1020 Gebietsgliederung für die Beherbergungsstatistik 

Eine Zusammenfassung oder Gliederung der Ergeb- 
nisse aus der laufenden Beherbergungsstatistik nach 
Fremdenverkehrsgebieten ist bisher nicht vorge- 
nommen worden. Sie erforderte eine bessere ma- 
schinelle Ausstattung aller Statistischen Landesäm- 
ter und eine zentrale Auswertung beim Statistischen 
Bundesamt. Bei regelmäßiger Wiederholung reprä- 
sentativer Haushaltsbefragungen über den Urlaubs- 
und Erholungsreiseverkehr wäre eine solche Zusam- 
menfassung der Ergebnisse aus der laufenden Be- 
herbergungsstatistik weitgehend entbehrlich. Dies 
gilt vor allem dann, wenn die Frage- und Tabellen- 
programme der Haushaltsbefragungen über Urlaubs- 
und Erholungsreisen entsprechend ausgestattet wer- 
den können. Die Bundesregierung hält regelmäßige 
Haushaltsbefragungen über Urlaubs- und Erholungs- 
reisen im Rahmen des Mikrozensus angesichts des 
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werden. Auch diese Untersuchungen sind zum Teil 
mit Bundesmitteln gefördert worden. Schließlich lie- 
gen der Bundesregierung auch Untersuchungen von 
Marktforschungsinstituten vor, auf die nachfolgend 
ebenfalls Bezug genommen wird. 

Die Untersuchungen enthalten zumeist auch vorsich- 
tige Prognosen über die weiteren Entwicklungsaus- 
sichten des Fremdenverkehrs in dem jeweils unter- 
suchten spezifischen Bereich. Sie können aber immer 
nur für das Untersuchungsobjekt und die dort anzu- 
treffenden Verhältnisse Aussagen machen. Zusam- 
mengefaßte quantitative Aussagen lassen sich dar- 
aus noch nicht gewinnen. Als Anhalt für eine Beur- 
teilung der Marktsituation im Fremdenverkehr sind 
sie jedoch geeignet. Weitergehende, vor allem sy- 
stematisch erarbeitete kurz- und mittelfristige Prog- 
nosen für die künftige Fremdenverkehrsentwicklung 
hält die Bundesregierung für notwendig. Die Vorar- 
beiten dazu sind bereits geleistet. 


II Fremdenübernachtungen und durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer Deutscher im Ausland 

110 Dauer der Urlaubsreisen 

Für die Beurteilung des Reiseverkehrs der deutschen 
Bevölkerung ins Ausland — die Übernachtungszäh- 
lung ist nur eine von mehreren Möglichkeiten der 
Beobachtung — stehen vor allem die Ergebnisse der 
Haushaltsbefragungen 1962 und 1966 über die Ur- 
laubs- und Erholungsreisen zur Verfügung. Wie 
schon im Zusammenhang mit den Inlandsreisen be- 
merkt, geben sie auch Auskunft über die durch- 
schnittliche Aufenthaltsdauer nach Wochen (Über- 
sicht 8). Auch bei Urlaubsreisen ins Ausland haben 
die zweiwöchigen Reisen am stärksten zugenommen 
und die längeren Reisen (4 Wochen und mehr) ab- 
genommen. 

Eine Gliederung nach Zielländern oder bevorzugten 
Orten und Gebieten ist dabei nicht möglich. Es 
spricht aber nichts dafür, daß die Aufenthaltsdauer 
in den einzelnen Zielgebieten des Auslandes unter- 
schiedlichen Einflüssen unterliegt. Urlaubs- und Er- 
holungsreisen ins Ausland waren im Durchschnitt 
geringfügig länger als Inlandsreisen. Das dürfte 
wohl im wesentlichen auf den höheren Zeitbedarf 
für die An- und Abreise zurückzuführen sein. 

III Anteil der Auslandsreisen 

Zu den bemerkenswerten Ergebnissen der Haus- 
haltsbefragungen gehört, daß der Anteil der Aus- 
landsreisen am gesamten Urlaubs- und Erholungs- 
reiseverkehr der Inländer von 1962 zu 1966 von 39 
auf 37 ®/o abgenommen hat. Bei insgesamt gestiege- 
ner Reiseintensität (1962 haben 27 ®/o der Bevölke- 
rung am Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr teil- 
genommen, 1966 waren es 34 Vo) stieg die Zahl der 
Auslandsreisen von 6,2 auf 8,5 Millionen, die der 
Inlandsreisen jedoch von 9,8 auf 14,1 Millionen. Als 
Urlaubsreisen gelten bei diesen Befragungen nur 
solche, die fünf Tage und länger dauerten. Bei den 
in den letzten Jahren vermehrt festzustellenden kur- 


zen Reisen in Verbindung mit Wochenenden und 
Feiertagen dürfte der Anteil der Auslandsreisen ge- 
ringer sein als bei den eigentlichen Ferienreisen. 

112 Wesentliche Zielgebiete 

Über die wesentlichen Zielländer und ihre Anteile 
unterrichtet Übersicht 10. Danach liegen Österreich 
und Italien auch 1966 mit Anteilen von 34 ®/o und 
25 ^/o am Auslandsreiseverkehr der deutschen Urlau- 
ber unverändert an der Spitze. Beachtenswert gestie- 
gen ist der Anteil der Staaten in Süd-Ost-Europa, 
der zusammen mit der Gruppe der „übrigen Länder“ 

1966 = 11,4 Vo aller Auslandsurlauber aus der Bun- 
desrepublik erreicht hat (Jugoslawien und Griechen- 
land “ 4,6 Vo, Ostblock = 2,5 ®/o, übrige Länder = 
4,3 O/o). 

Die Heranziehung ausländischer Statistiken ist nur 
beschränkt möglich. Trotz intensiver Bemühungen 
internationaler Gremien, vor allem des OECD-Frem- 
denverkehrsauschusses, ist es bisher nicht gelungen, 
die Statistiken, nach denen die Zahl der deutschen 
Touristen oder deren Übernachtungen im Ausland 
erfaßt werden, hinreichend vergle-ichbar zu machen. 
Zahlreiche Länder beschränken sich zudem auf eine 
Zählung beim Grenzübergang; die dort gewonnenen 
Zahlen sind mit denen der Hotelregistrierung in kei- 
ner Weise vergleichbar. Die Übersichten 11 und 12 
geben die von der OECD in ihren Jahresberichten 
über die Fremdenverkehrsentwicklung gemachten 
Angaben wieder. 

113 Prognosen für den Auslandstourlsmus 

Für mehrere der Hauptzielgebiete deutscher Aus- 
landstouristen gibt es auch Vorausschauen über die 
mutmaßliche Entwicklung des internationalen Frem- 
denverkehrs in diesen Ländern. Das gilt vor allem 
für diejenigen Länder, die als entwicklungsbedürftig 
anzusehen waren und zum Teil noch anzusehen sind. 
Es handelt sich jedoch durchweg um globale Voraus- 
schätzungen, die nicht hinreichend nach der nationa- 
len Herkunft der Touristen in den Zielländern dif- 
ferenzieren. Die Prognosen sind zudem häufig unter 
der nicht immer zeitgerecht realisierbaren Voraus- 
setzung erstellt, daß die betreffenden Länder be- 
stimmte Maßnahmen zur Erleichterung des interna- 
tionalen Tourismus ergreifen. Derartige Annahmen 
können deshalb weder allgemein verwendet noch zu 
Vergleichen herangezogen werden. Die meisten die- 
ser Prognosen sind der Bundesregierung inhaltlich 
bekannt, teilweise liegen ihr die Expertisen vor. 

1967 hat die Bundesregierung eine marktanalytische 
Untersuchung der zu erwartenden Entwicklung des 
Fremdenverkehrs in den Entwicklungsländern des 
Mittelmeerraumes in Auftrag gegeben. Sie soll Er- 
kenntnisse für den Ansatz von Entwicklungshilfelei- 
stungen liefern. Die in diesem Zusammenhang not- 
wendige Vorausberechnung der Touristenströme aus 
den wichtigsten europäischen Entsenderländern, zu 
denen auch die Bundesrepublik gehört, wird zugleich 
eine Prognose für den im wesentlichen nach Süden 
gerichteten deutschen Auslandstourismus erbringen. 
Die Ergebnisse dürften Anfang 1969 vorliegen. 
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12 Gesamt- und Pro-Kopf-Ausgaben 
120 Gesamtausgaben 

Die Gesamtausgaben von Auslandsgästen während 
ihres Aufenthaltes in der Bundesrepublik und die 
Reiseausgaben Deutscher im Ausland werden von 
der Deutsciien Bundesbank nach Ländern und Län- 
dergruppen laufend nachgewiesen. Die Entwicklung 
ist in Übersicht 14 dargestellt. Einen Eindruck von 
der unterschiedlichen Entwicklung bei den einkom- 
menden und ausgehenden Devisen im Reiseverkehr 
vermittelt das Schaubild 3. 

Die erheblichen Ausgaben von deutschen Reisenden 
im Ausland — 1967 waren es 6,1 Mrd. DM — erbrin- 
gen für viele Zielländer nahezu unentbehrliche De- 
viseneinnahmen. Manche dieser Länder werden erst 
durch diese Deviseneinnahmen in die Lage versetzt, 
die von ihnen dringend zur Entwicklung ihrer Volks- 
wirtschaften benötigten Investitionsgüter in der 
Bundesrepublik zu kaufen. Die Reisedevisen der 
Auslandstouristen kommen so in erheblichem Um- 
fang über die deutsche Exportindustrie wieder zu- 
rück, Die Deviseneinnahmen und -ausgaben im Rei- 
severkehr können daher nicht isoliert von der Ge- 
samtbilanz des Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
mit dem Ausland gesehen werden. 

In der Öffentlichkeit wird gelegentlich der Eindruck 
erweckt, die Bundesrepublik könne sich auf die 


Schaubild 3 



Dauer Auslandsreisen der Bevölkerung in dem in 
den letzten Jahren beobachteten Umfang wirtschaft- 
lich nicht leisten. Damit wird gelegentlich die Vor- 
stellung verbunden, die Bundesregierung müsse den 
Reisestrom ins Ausland eindämmen. Solche Überle- 
gungen hält die Bundesregierung für verfehlt. Sie 
kann in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, 
daß in Ländern wie der Schweiz, in Kanada, Belgien 
und den Niederlanden ein noch größerer Teil des 
frei verfügbaren Einkommens für Auslandsreisen 
ausgegeben wird, als in der Bundesrepublik 
Deutschland (Übersicht 13). Die Bundesregierung 
bekennt sich zu der seit 1949 konsequent verfolgten 
Politik größtmöglicher Liberalisierung des interna- 
tionalen Reiseverkehrs. 

Eine Unterscheidung zwischen den Ausgaben von 
Geschäftsreisenden und Urlaubs- und Erholungsrei- 
senden lassen die Zahlenangaben der Deutschen 
Bundesbank nicht zu. Das angewendete Erhebungs- 
system erlaubt auch keine exakte Abgrenzung zwi- 
schen Reisemitteln und Geldbeträgen, die im Grenz- 
warenverkehr ausgegeben oder von Gastarbeitern 
mitgenommen werden. Die Möglichkeiten, zu ge- 
naueren Ergebnissen zu gelangen, werden seit län- 
gerem im internationalen Erfahrungsaustausch un- 
tersucht. 

Die Statistik der Deviseneinnahmen und -ausgaben 
im Reiseverkehr gibt die Währungsgebiete an, aus 
denen die Reisedevisen eingekommen oder in die sie 
verbracht worden sind. Sie sind nicht immer mit der 
Nationalität oder der Herkunft der Reisenden iden- 
tisch. Die US-Dollar-Beträge unter den Devisenein- 
nahmen der Bundesrepublik sind zum Beispiel we- 
sentlich höher als US-Amerikaner bei Reisen in der 
Bundesrepublik ausgegeben haben. 

Aus den genannten Gründen werden von der Frem- 
denverkehrswirtschaft und -Wissenschaft Zweifel an 
den Angaben der Deutschen Bundesbank angemel- 
det. Ein 1966 im Auftrag der Bundesregierung er- 
stelltes Gutachten berechnet die tatsächlichen Reise- 
verkehrseinnahmen von Ausländern für 1965 mit 
nur 0,8 Mrd. DM gegenüber 2,8 Mrd. DM, die von 
der Deutschen Bundesbank ermittelt wurden. Die 
hier sichtbar werdende Diskrepanz zwingt dazu, 
nach Möglichkeiten genauerer Erfassung zu suchen. 


121 Durchschnittsausgaben 

Sinnvolle Angaben über die Durchschnittsausgaben 
der ausländischen Gäste in der Bundesrepublik sind 
beim gegenwärtigen Stand der Statistik kaum mög- 
lich. Ausländische Angaben liegen nur von den USA 
vor. Diese geben die durchschnittlichen Ausgaben je 
Reisenden aus den USA in der Bundesrepublik für 
1967 mit 165 § (660 DM) an. 

Vom Deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen Insti- 
tut für Fremdenverkehr an der Universität München 
wurden die durchschnittlichen Tagesausgaben aller 
ausländischen Besucher der Bundesrepublik für 1965 
mit 50,70 DM veranschlagt. Eine Gliederung nach 
Herkunftsländern wird jedoch ebensowenig gegeben 
wie eine Gliederung nach dem Reiseanlaß. Eine von 
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Tabelle 3 


Entwicklung des Fremdenverkehrs von Einwohnern der USA 
nach Europa und nach den Mittelmeerländern 




1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

' 1967 1 

1. 

Zahl der Besucher in 1 000 

931 

1 102 

1 250 

1 405 

1 570 

1 800 

2. 

Veränderung zum Vorjahr 

+ J3 Vo 

+ 18Vo 

+ J3"/o 

+ 120/0 

+ 7»/o 

+ 15 o/o 1 

3. 

Durchschnittliche Aufenthaltsdauer .... 

45 

45 

41 

39 

37 

33 

4. 

Zahl der Übernachtungen in 1000 

41 895 

49 590 

51 250 

54 795 

58 090 

59 400 i 

5. 

Veränderung zum Vorjahr 

+ 27 Vo 

+ 18 Vo 

+ 30/0 

+ 70/0 

+ 20/0 

+ 7«/o 

6. 

Durchschnittliche Tagesausgaben in $ . . 

— 

14,99 

15,54 

15,67 

15,75 

17,06 

j 

7. 

Gesamtausgaben je Reise in S i 

660 

616 

637 

611 

583 

563 1 

8. 

Gesamtausgaben in Millionen S 

652 

755 

800 

864 

920 

1 018 ' 

9. 

Veränderung zum Vorjahr ! 

+ 6 0/0 

+ 76 +0 

+ 6 0/0 

-1-8 0/ü 

+ 70/0 

+ 770/0 1 

1 


Quelle: OECD-Jahresbericht 1968 


der OECD wiedergegel ene Übersicht nach amerika- 
nischen Quellen gibt d^e durchschnittlichen Tages- 
ausgaben der US-Amerikaner in Europa für 1967 mit 
17,06 S an (Tabelle 3). Nach amerikanischen An- 
gaben für 1967 sollen die durchschnittlichen Tages- 
ausgaben amerikanischer Reisender in der Bundes- 
republik im Vergleich zu anderen europäischen Län- 
dern verhältnismäßig niedrig sein. Mit 14 Tagen sol- 
len sich die Amerikaner in Deutschland aber durch- 
schnittlich länger aufhalten, als in den meisten ande- 
ren Ländern. 

Für den Ausweis der Ausgaben deutscher Reisender 
im Ausland durch die Deutsche Bundesbank müssen 
die gleichen Vorbehalte gelten, wie für die Einnah- 
men. Die Haushaltsbefragung über Urlaubs- und Er- 
holungsreisen 1962 hat auf freiwilliger Basis ledig- 
lich Angaben über die durchschnittlichen Ausgaben 
je Reise für alle gemeinsam gereisten Familienmit- 
glieder erbracht (Übersicht 15). 1966 konnten ent- 
sprechende Angaben nicht erfragt werden. Für 1962 
ergab sich, daß je Ferienreise im Ausland im Durch- 
schnitt rund 50 ‘Vo mehr ausgegeben wurde als für 
Ferienreisen im Inland. Der Unterschied erklärt sich 
weitgehend dadurch, daß rund 34 Vo aller Inlands- 
Urlaubsreisen zu Verwandten und Bekannten führ- 
ten (unentgeltliche Privatunterkunft) und somit rela- 
tiv geringe Ausgaben verursachten. 

122 Prognosen für die Ausgabenentwicklung 

Für die Zukunft wird von wissenschaftlichen und 
Marktforschungs-Instituten ein weiteres Ansteigen 
der Reiseausgaben vorausgesagt. Die Überlegungen 
beruhen auf der Erwartung, daß mit weiter steigen- 
den privaten Einkommen die frei verfügbaren Ein- 
kommensteile überproportional zunehmen und vor 
allem für alle Arten von Freizeitausgaben verwen- 


det werden. Die Prognosen stimmen zwar nicht in 
den quantitativen Angaben überein, wohl aber in 
der Tendenz, Danach wird bei gleichmäßigem Wirt- 
schaftswachstum damit zu rechnen sein, daß die Ge- 
samtausgaben der deutschen Bevölkerung für Ur- 
laubs- und Erholungsreisen innerhalb der nächsten 
8 bis 10 Jahre auf das Doppelte oder mehr ansteigen 
werden. Das wird sich auch bei den deutschen Rei- 
seausgaben im Ausland bemerkbar machen, die 
dann wahrscheinlich über 10 Mrd. DM pro Jahr lie- 
gen dürften. 

13 Inanspruchnahme der Verkehrsmittel 

Die Inanspruchnahme der einzelnen Verkehrsmittel 
beim gesamten Inlandsreiseverkehr (Personenbeför- 
derungsleistungen) ist im Aufträge der Bundesregie- 
rung 1965/66 vom Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München, untersucht worden. Mit der Unter- 
suchung war eine Vorausschätzung der Entwicklung 
bis zum Jahre 1980 verbunden. Es sind alle Perso- 
nenbeförderungen unter Einschluß des Berufs- und 
Schülerverkehrs sowie des innergemeindlichen Ver- 
kehrs behandelt. 

130 Urlaubsreiseverkehr 

Für den Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr steht 
aus der Haushaltsbefragung über Urlaubs- und Er- 
holungsreisen 1962 eine Aufgliederung nach den be- 
nutzten Verkehrsmitteln zur Verfügung (Übersicht 
16). 1966 konnten diese Angaben nicht erfragt wer- 
den. Wesentliche Erkenntnisse der Haushaltsbefra- 
gung 1962 waren, daß 48 ^/o aller Urlaubsreisenden 
für Inlandsreisen und 29 ^ o für Auslandsreisen die 
Eisenbahn benutzten. Der eigene oder fremde Pkw 
diente 42 Vo der Inlandsreisenden und 59 Vo der Aus- 
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landsreisenden als Verkehrsmittel. Nach einer vom ] 
Deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen Institut für | 
Fremdenverkehr an der Universität München in Ver- j 
Bindung mit dem Infratest-Institut München durch- 
geführten Untersuchung haben sich die Anteile von 
Eisenbahn und Pkw zwischen 19v54 und 1966 erheb- 
lich verschoben. 1954 beförderte die Bahn noch 56 ®/o 
aller Urlaubsreisenden (In- und Ausland), während 
nur 19 ®/o mit dem Pkw reisten. 1966 war der Anteil 
der Bahnreisenden auf 32 ®/o zurückgegangen, wäh- 
rend 54 ^ 0 mit dem Pkw fuhren. 56 ®/o aller Urlaubs- 
reisenden, in deren Haushalt ein Pkw vorhanden 
war, reisten 1966 mit diesem. In der gleichen Zeit 
aind Uiiaubsreisen mit dem Omnibus auf 8 ^/o zurück- 
gefallen, während Flugreisen auf reichlich 5 Vo ange- 
stiegen sind (1962 noch unter 1 ^/o). Vor allem der 
Pauschalreiseverkehr mit dem Flugzeug hat sich seit 
1962 mehr als verzehnfacht (Übersicht 17). 

Die Inanspruchnahme von Eisenbahn und Omnibus 
für die Urlaubsreise nimmt mit steigendem Einkom- 
men ab, die von Pkw und Flugzeug zu (Übersicht 18). 
Schiffsreisen haben zahlenmäßig nur geringe Bedeu- 
tung. 


Tabelle 5 

Grenzüberschreitender Straßenverkehr 
mit Kraftfahrzeugen 

in 1000 


Jahr ; 

Ein- und durch- 
qefahrene 
Personen- 
kraftwagen 

' Zahl der Fahrgäste 
in ein- und 
durchgefahrenen 

I Kraftomnibussen 

1962 

56 808 

12 435 

1963 

61 023 

1 13 185 

1964 

67 244 

; 15 362 ^) 

1965 

70 926 

17 436 ^) 

1966 

74 222 

17 462 

1967 : 

72 935 

16 807 


h geschätzt 

Quelle} : Kraftfahrzeug-Bundesamt 


Die Kombinationsbenutzung von Eisenbahn und 
Pkw („Auto im Reisezug") bleibt wegen des relativ 
hohen Beförderungsaufwands trotz beachtlicher Ent- 
wicklung in den letzten Jahren auf eine geringe Zahl 
von Urlaubern beschränkt (Tabelle 4). 


Tabelle 4 

Beförderte Autos in Reisezügen 


1962 

17 000 

1963 

23 000 

1964 

28 000 

1965 

36 000 

1966 

49 000 

1967 

45 000 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


131 Grenzüberschreitender Verkehr 

über den gesamten Auslandsreiseverkehr und seine 
Aufteilung nach den wichtigsten Verkehrsmitteln 
gibt die laufende Statistik des grenzüberschreiten- 
den Reiseverkehrs Aufschluß. Sie erfaßt den ganzen 
Reiseverkehr einschließlich Durchreiseverkehr und 
kleinen Grenzverkehr durch Zählung der Einreisen 
an den Grenzübergangsstellen (Übersicht 19). Mit 
rund 90 Vo aller Grenzübertritte dominieren die Land- 
übergänge. Unter ihnen ragen die Straßenübergänge 
hinaus, deren Frequenz allerdings durch die hier mit 
erfaßten Omnibus- und Motorradreisenden und die 
Fußgänger beeinflußt wird. Seit Januar 1968 wird 
der grenzüberschreitende Reiseverkehr (Straßen-, 
Eisenbahn- und Wasserübergänge) auch nach der 
Nationalität der Ausländer untergliedert. 


I Die laufende Statistik des grenzüberschreitenden 
i Kraftfahrzeugverkehrs erfaßt daneben die Zahl der 
mit dem Omnibus eingereisten Personen (rund 7 ^/o 
aller Einreisen) und die Zahl der über die Grenzen 
einfahrenden Pkw (Tabelle 5). Bei durchschnitt- 
lich 2 Personen je Pkw ergeben sich rund 146 Millio- 
, nen mit Pkw eingereiste Personen (1967), die einem 
j Anteil von 60 ^/o aller Einreisen entsprechen. 

j Beim innerdeutschen Reiseverkehr - — einschließlich 
I des Verkehrs nach Berlin — (Übersicht 20) ist der 
I Straßenverkehr ebenfalls am stärksten; der Anteil 
I von Eisenbahn und Flugzeug liegt aber deutlich hö- 
I her als beim Verkehr über die Grenzen mit dein 
I Ausland. 

132 Prognosen für die anteilige Inanspruchnahme 

I 

Die Prognosen über die künftige Inanspruchnahme 
der einzelnen Verkehrsmittel beziehen sich zumeist 
; nur auf den Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr. 

I Alle gehen von der erwarteten Reiseintensität in 
I den nächsten Jahren aus, die als von der Bevölke- 
rungsentwicklung, der Einkommensentwicklung und 
der technischen Entwicklung der Verkehrsmittel und 
Verkehrswege abhängig angesehen wird. Die Unter- 
suchung des Ifo-Instituts über die voraussichtliche 
Entwicklung der Nachfrage nach Personenbeförde- 
rungsleistungen in der Bundesrepublik Deutschland 
bis zum Jahre 1980 kommt zu dem Ergebnis, daß die 
Zahl der Personenbeförderungsleistungen bis 1980 
um 147 ^ 0 zunehmen wird, die Eisenbahn daran einen 
Anteil von 25,5 'Vo, das Flugzeug von 12,4 ^/o und der 
Pkw von 56,7 o haben werden (Übersicht 21). Die 
Reiseintensität wird vom Ifo-Institut für 1980 mit 
67 ^0 der Gesamtbevölkerung relativ hoch veran- 
schlagt. Das Deutsche Wirtschaftswissenschaftliche 
Institut für Fremdenverkehr an der Universität Mün- 
chen erwartet demgegenüber nur eine Reiseintensi- 
tät von 59 Vo. Es rechnet auch mit einem noch stärke- 
ren Vordringen' des Pkw im Urlaubsreiseverkehr 
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und mit einem weitergehenden Zurückdrängen der 
Bahnreisen. Untersuchungen des Divo-Instituts 
und der Deutschen Shell-AG kommen zu ähnlichen 
Ergebnissen. Alle Prognosen rechnen für die näch- 
sten Jahre mit einem stetigen Ansteigen der absolu- 
ten Zahl der Beförderungsleistungen bei allen Ver- 
kehrsträgern. 

Besondere Erwartungen werden seitens der Luftver- 
kehrsunternehmen an die Entwicklung der Flugrei- 
sen geknüpft. Mit Großraumflugzeugen und Über- 
schallflugzeugen soll das Passagieraufkommen in 
den nächsten zehn bis zwölf Jahren auf ein Vielfa- 
ches, insbesondere im Nordatlantikverkehr, steigen. 
Europäische Fremdenverkehrsfachleute begegnen 
diesen Prognosen überwiegend skeptisch. 

Alle Prognosen über die künftige Entwicklung der 
Reiseintensität, die Reiseziele und die benutzten 
Verkehrsmittel verwenden eine so große Anzahl 
von hypothetischen Annahmen, daß sie als außer- 
ordentlich unsicher erscheinen müssen, wenn sie sich 
auf längere Zeiträume beziehen. Von der Wissen- 
schaft wird daher überwiegend die Ansicht vertre- 
ten, daß sich Prognosen und Projektionen für die 
Fremdenverkehrsentwicklung auf kurze Zeiträume 
(1 bis 3 Jahre) beschränken sollten. Wegen der gro- 
ßen Zahl von Einflußfaktoren, insbesondere auf den 
Urlaubsreiseverkehr und wegen des hohen Elastizi- 
tätsgrades der Nachfrage sind aber auch seitens der 
Wissenschaft die methodischen Überlegungen noch 
nicht abgeschlossen. Insbesondere fehlt es noch an 
Möglichkeiten, die voraussichtliche Entwicklung der 
Nachfrage nach Inlandsreisezielen und nach Urlau- 
ben im Ausland gesondert zu untersuchen. Eine 
Trennung nach Geschäfts- und Erholungsreisen wird 
stattfinden, die Bedeutung des Wochenend- und 
Ausflugsverkehrs wird beachtet werden müssen. 
Unter den gegenwärtigen Verhältnissen glaubt die 
Bundesregierung für die nächsten Jahre lediglich 
Voraussagen zu können, daß die Nachfrage nach In- 
landsreisen weiterhin zunehmen wird. Die Nach- 
frage wird sich voraussichtlich noch stärker als bis- 
her differenzieren. 


1 4 Fremdenverkehrsförderung 

140 Förderung In der Bundesrepublik 

Eine Übersicht über die Gesamtausgaben der öffent- 
lichen Hand begegnet systematischen Schwierigkei- 
ten, die sich aus der unterschiedlichen Verwendung 
des Förderbegriffs und aus der häufig nicht ver- 
gleichbaren Ausgestaltung der Förderungsmaßnah- 
men ergeben. Zudem muß zwischen direkten und 
indirekten Förderungen unterschieden werden, so- 
wie solchen Maßnahmen, bei denen andere Ziele im 
Vordergrund stehen, die aber einen für den Frem- 
denverkehr erkennbar stimulierenden Effekt haben. 
Die von Dr. Bernhauer im Rahmen der Arbeiten des 
Instituts für Fremdenverkehrswissenschaften an der 
Universität Frankfurt vorgelegte Untersuchung über 


h Institut für Wirtschaftsforschung, Sozialforschung und 
angewandte Mathematik GmbH, Frankfurt (Main). 


„Die staatliche Förderung des Fremdenverkehrs in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Westberlin 
1961 bis 1964"' macht die Problematik deutlich. Zwei 
weitere Untersuchungen desselben Verfassers über 
„Die staatliche Förderung des Fremdenverkehrs in 
Frankreich von 1962 bis 1965" und „Die staatliche 
Förderung des Fremdenverkehrs in den Benelux- 
Staaten von 1960 bis 1967" sind inzwischen veröf- 
fentlicht worden. Eine Untersuchung für Italien ist 
in Vorbereitung. Die Untersuchung über die Förde- 
rungsmaßnahmen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist von Bund und Ländern durch Materialbei- 
träge entscheidend unterstützt worden. 

1400 Direkte Förderung 

über die direkte Förderung der Fremdenverkehrs- 
wirtschaft durch Bund und Länder verschafft sich die 
Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern durch jährliche Zusammenstellungen einen 
Überblick. Die Höhe der Aufwendungen sowie Art 
und Ausgestaltung der einzelnen Maßnahmen wer- 
den nachgewiesen. Danach sind der Fremdenver- 
kehrswirtschaft 1967 nach Titelansätzen Zuschüsse 
in Höhe von 25 Millionen DM (Bund 13,1 Millionen 
DM, Länder 11,9 Millionen DM) und zinsgünstige 
Darlehen in Höhe von 37,2 Millionen DM (Bund 
14,6 Millionen DM, Länder 22,6 Millionen DM) di- 
rekt zugute gekommen. Für die Fremdenverkehrs- 
werbung allein sind 15,8 Millionen DM (Bund 9,0 
Millionen DM, Länder 6,8 Millionen DM) zur Verfü- 
gung gestellt worden. Bund und Länder fördern die 
Fremdenverkehrswirtschaft übereinstimmend nur 
nach bestimmten Schwerpunkten, die aus der Glie- 
derung der Übersicht 22 erkennbar sind. Im Vorder- 
grund steht die Förderung wirtschaftlich zurückge- 
bliebener Gebiete mit Hilfe des Fremdenverkehrs 
und die Leistungssteigerung mittlerer und kleinerer 
Unternehmen. 


1401 Indirekte Förderung 

Indirekt wird der Fremdenverkehr aber auch durdi 
andere Maßnahmen des Bundes und der Länder ge- 
fördert. Haushaltsmittel sind dafür an zahlreichen 
Stellen mit jeweils spezifischer Zweckbestimmung 
ausgewiesen. Zu nennen sind hier vor allem die För- 
derung der Familienferien und der Jugenderholung, 
die Altenerholung und die Erholung von Bewohnern 
Berlins. Die Aufwendungen dafür sind, soweit sie 
aus den jeweiligen Titeln der Bundes- und der Län- 
derhaushalte erkennbar sind, in Übersicht 22 ange- 
geben. Zusammen dürfte es sich um mehr als 
100 Millionen DM jährlich handeln. Darüber hinaus 
tragen auch die Aufwendungen des Bundes auf dem 
Gebiet der politischen Öffentlichkeitsarbeit im Aus- 
land (1967 = 59 Millionen DM), der Förderung zwi- 
schenstaatlicher Beziehungen durch Zuschüsse an 
Inter Nationes e. V. (1967 = 4,2 Millionen DM) und 
der Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 
(1967 = 145 Millionen DM) zur Förderung des Inter- 
esses an Reisen nach Deutschland bei. Eine vollstän- 
dige Erfassung aller Aufwendungen ist nicht mög- 
lich, weil die fremdenverkehrswirksamen Maßnah- 
men oft Teil von Gesamtmaßnahmen sind, bei denen 
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sich erst im Verlauf der Haushaltsgebarung ergibt, 
inwieweit sie fremdenverkehrsfördernd eingesetzt 
wurden. 

Die Aufwendungen der Gemeinden für den Frem- 
denverkehr könnten nur durch umfangreiche Sonder- 
erhebungen erfaßt werden; sie sind in Übersicht 22 
nicht enthalten. Die Bundesregierung schätzt die ge- 
meindlichen Aufwendungen, die direkt den Frem- 
denverkehr fördern, auf über 70 Millionen DM jähr- 
lich. Für die indirekte Förderung des Fremdenver- 
kehrs durch die Gemeinden besitzt sie keine aus- 
reichenden Schätzgrundlagen. 

Aus Mitteln des Bundes, der Länder und der Ge- 
meinden werden darüber hinaus weitaus höhere 
Ausgaben für zahlreiche Zwecke geleistet, die dem 
Fremdenverkehr in entscheidendem Umfang mit zu- 
gute kommen. Zu nennen sind hier der Straßenbau, 
der Bau und die Unterhaltung von Häfen und Flug- 
häfen, Park- und Gartenanlagen, Schwimmbädern, 
Schutzhütten, Wanderwegen, Schlössern und Burgen, 
Parkplätzen, Naturparken, Baudenkmälern, Museen, 
Tiergärten und Sportplätzen. Genannt werden könn- 
ten auch die Aufwendungen von Bundesbahn, Bun- 
despost, Lufthansa und Omnibusunternehmen für 
die Personenbeförderung. Bei allen diesen Gruppen 
von Maßnahmen ist die fremdenverkehrsfördernde 
Wirkung bekannt und gewollt, wenn auch nicht 
alleiniger oder überwiegender Zweck. Eine quanti- 
tative Zurechnung muß daher nach Ansicht der Bun- 
desregierung unterbleiben, wenngleich Bernhauer in 
der bereits genannten Untersuchung für viele dieser 
Maßnahmen eine Quantifizierung versucht. Unter 
teilweise enger, anteiliger Zurechnung der Förde- 
rungsaufwendung zum Fremdenverkehr kommt er 
für 1964 zu Beträgen, die 100 Millionen DM weit 
übersteigen. 

Bernhauer untersucht darüber hinaus auch die Auf- 
wendungen der Sozialversicherungsträger, der 
Kriegsopferversorgung und anderer staatlicher Ein- 
richtungen auf ihre fremdenverkehrsfördernde Wir- 
kung. Er nennt für 1964 Beträge, die nahe an die 
Milliardengrenze heranreichen. Seine Untersuchung 
macht aber auch deutlich, daß eine halbwegs exakte 
Bezifferung der Gesamtausgaben aller Bereiche der 
öffentlichen Hand unmöglich ist oder Gefahr läuft, 
in den Grenzbereich der Spekulation zu geraten. 

Eine Relation zwischen den dem Fremdenverkehr 
zugutekommenden Förderungsaufwendungen und 
dem Gesamtvolumen der jeweiligen öffentlichen 
Haushalte anzugeben, ist nach dem Gesagten kaum 
sinnvoll. 

1402 Spezifische Förderungsarten 

Die Arten und die Schwerpunkte der direkten und 
indirekten öffentlichen Fremdenverkehrsförderung 
sind aus Übersicht 22 zu erkennen. Steuerbegünsti- 
gungen, Treibstoffverbilligungen und Vorzugswech- 
selkurse für den Fremdenverkehr werden von der 
Bundesregierung nicht gewährt. Dem Ausbau frem- 
denverkehrsrelevanter Verkehrswege und -einrich- 
tungen wird von Bund und Ländern besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet. Die deutschen Zollregelun- 


gen für den Reiseverkehr entsprechen den interna- 
tionalen Vereinbarungen. Tarifermäßigungen wer- 
den seitens der Bundesbahn für kinderreiche Fami- 
lien, für erholungsbedürftige Kinder, für Gruppen- 
reisen und 1968 versuchsweise für einen beschränk- 
ten Zeitraum auch für alte Menschen gewährt. Weit- 
gehende Verbilligung gewähren auch die allgemei- 
nen Rückfahrkarten, Tagesausflugskarten, Rundrei- 
sefahrkarten und die Europafahrkarte (Eurailpaß) 
für amerikanische Touristen. Im Flugverkehr wer- 
den Tarifverbilligungen für sogenannte IT-Flüge 
eingeräumt, ebenso bei Pauschalflugreisen im Be- 
darfsflugverkehr. Fahrpreisverbilligungen gibt es 
auch bei der Personenschiffahrt und beim Omnibus- 
reiseverkehr, Wieweit dabei Förderungsabsichten 
für den Fremdenverkehr oder betriebswirtschaft- 
liche Überlegungen der Verkehrsträger dominieren, 
kann nicht gesagt werden. 

1403 Künftige Entwicklung 

Die künftige Entwicklung der Gesamtausgaben und 
der Aufwendungen für die einzelnen Förderungs- 
maßnahmen des Bundes, der Länder und der Ge- 
meinden wird von der Gesamtentwicklung der Haus- 
haltssituation der öffentlichen Hand und von den zu 
setzenden Prioritäten abhängen. Soweit der Bundes- 
haushalt angesprochen ist, werden Bundesregierung 
und Parlament sorgfältig zu prüfen haben, welche 
Förderungsmaßnahmen für den Fremdenverkehr 
verstärkt werden können. Vordringlich erwünscht 
erscheint der Bundesregierung eine Erhöhung der 
Zuwendungen für die Fremdenverkehrswerbung im 
Ausland. Außerdem prüft die Bundesregierung die 
Möglichkeit einer weiteren Verstärkung der Frem- 
denverkehrsförderung in Zonenrandgebieten, insbe- 
sondere durch Bildung örtlicher Schwerpunkte, und 
eine vermehrte Bereitstellung von Mitteln zur För- 
derung der Leistungssteigerung im Fremdenver- 
kehrsgewerbe. Wünschenswert erscheint schließlich 
eine weitere Erhöhung der öffentlichen Mittel zur 
Förderung von Familienferien. 

141 Förderung im Ausland 

Der Umfang der Gesamtausgaben ausländischer 
Staaten für die Fremdenverkehrsförderung ist mit 
den verfügbaren Mitteln und Unterlagen noch weni- 
ger zu ermitteln als die Gesamtausgaben der öffent- 
lichen Hand in der Bundesrepublik. Zu den schon für 
die Bundesrepublik genannten Schwierigkeiten einer 
Erfassung tritt die meist andere Systematik der 
Haushaltspläne und die fehlende funktionelle Glie- 
derung ausländisdier Haushaltspläne. Bernhauer 
weist in seinen Untersuchungen über die staatliche 
Förderung des Fremdenverkehrs in Frankreich und 
in den Beneluxstaaten ebenfalls darauf hin, daß aus 
den Haushaltsplänen kaum Erkenntnisse zu gewin- 
nen sind. Vergleichbare Arbeiten über andere Län- 
der liegen bisher nicht vor. Die französische Frem- 
denverkehrsförderung beruht auf einem mit den 
deutschen Verhältnissen nicht vergleichbaren Sy- 
stem von Anreizen, Finanzierungshilfen und staat- 
lichen Kontrollen. Die von Bernhauer nachgewiese- 
nen Aufwendungen des französischen Staates sind 
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Ergebnis einer bewußten zentralen Fremdenver- 
kehrsplanung in Frankreich, für das der internatio- 
nale Fremdenverkehr eine ungleich größere Rolle 
spielt als für Deutschland. Frankreich weist für 1966 
fast neunmal soviel Ausländerübernachtungen nach 
wie die Bundesrepublik. Die Förderung des Frem- 
denverkehrs in Belgien, Luxemburg und den Nieder- 
landen ist recht unterschiedlich. Belgien hat eine fast 
ÖOjährige Tradition in der Förderung des Sozial- 
tourismus, der einen großen Teil des belgischen 
Fremdenverkehrs umfaßt. 

Luxemburg und die Niederlande beschränken sich 
im wesentlichen auf Schwerpunktmaßnahmen. Ihre 
Förderungsmethoden sind den deutschen ähnlich. 
Für beide Untersuchungen gilt, daß sie zahlreiche 
Einzelerkenntnisse liefern, aber noch keine systema- 
tisch vergleichende Wertung ermöglichen. 

Hinsichtlich der einzelnen Förderungsmaßnahmen 
anderer Staaten sind der Bundesregierung verschie- 
dene, 'jedoch nur selten und mit Vorbehalten ver- 
gleichbare Angaben bekannt. Das gilt auch für 
Frankreich. Da zusammenhängende Erkenntnisse auf 
amtlichem Wege nicht zu erlangen sind, bemühen 
sich wissenschaftliche Fremdenverkehrsinstitute zum 
Teil in internationaler Zusammenarbeit um systema- 
tische Erarbeitung und vergleichbare Ergebnisse. 

1410 Spezifische Förderungsarten 

Uber die oft in den Vordergrund gestellten staatli- 
chen Zuwendungen für die Fremdenverkehrswer- 
bung im Ausland hat die Bundesregierung wieder- 
holt eigene Untersuchungen und internationale Ver- 
gleiche angestellt und solche der International Union 
of Official Travel Organizations (lUOTO) und der 
OECD ausgewertet. Sie geben nur einen Anhalt für 
die Höhe vergleichbarer Aufwendungen, weil Auf- 
gabenstellung und Struktur der jeweils werbenden 
nationalen Fremdenverkehrsorganisationen zu un- 
terschiedlich sind (Übersicht 23). 

Treibstoffe werden gegenwärtig noch von den euro- 
päischen Fremdenverkehrsländern Italien, Jugosla- 
wien, Ungarn, Rumänien und Bulgaren verbilligt, um 
den höheren Inlandspreis für Touristen auf das in 
Westeuropa übliche Niveau herabzusetzen. 

Die Bestimmungen der wichtigsten von deutschen 
Touristen besuchten europäischen Fremdenverkehrs- 
länder über die Zollfreiheit im Reiseverkehr (zoll- 
freie Artikel) weichen von den deutschen Bestim- 
mungen nur unwesentlich ab (siehe Übersicht 24). 

Einige europäische Fremdenverkehrsländer gewäh- 
ren im Gegensatz zu der Bundesrepublik Deutsch- 
land spezielle Steuerermäßigungen für das Fremden- 
verkehrsgewerbe. Eine Darstellung der ermittelten 
Steuervergünstigungen in Frankreich, Italien, den 
Niederlanden, Österreich und der Schweiz gibt Über- 
sicht 25. Für Spanien und Portugal konnten keine 
Steuervergünstigungen für den Fremdenverkehr 
festgestellt werden, 

Vorzugswechselkurse für Touristen werden derzeit 
von keinem europäischen Fremdenverkehrsland ein- 


geräumt. Die wenigen Fälle, in denen außereuro- 
päische Entwicklungsländer von diesem Förderungs- 
mittel Gebrauch machen, sind in Anbetracht der ge- 
ringen Zahl dort einreisender Touristen für die 
Wettbewerbssituation ohne Gewicht. 

2. Welche Ergebnisse liegen der Bundesregierung 

aus Untersuchungen im In- und Ausland vor über 

a) die wesentlichen Motive bei der Wahl des Ur- 
laubszeitpunkts, der Urlaubsdauer, des Ur- 
laubsorts wie der gesamten Urlaubsgestaltung, 

b) die Zusammenhänge von Urlaubsreisen, deren 
Häufigkeit und Dauer mit dem Einkommen, 
dem Familienstand, der Faniiliengröße, dem 
Alter, der Berufstätigkeit und der Berufsgrup- 
penzugehörigkeit der Ferienreisenden, 

c) Art und Umfang der direkten und indirekten 
Zuwendungen und Vergünstigungen aller Ge- 
bietskörperschaften und sonstiger Institutionen 
an Bevölkerimgsgruppen, die aufgrund ihrer 
Einkommenssituation diese Ferienreisen nicht 
unternehmen könnten oder wahrscheinlich 
nicht unternehmen würden? 


Antwort 

2 Urlaubsverhalten 
20 Reisemotive 

Die Motivforschung für das Urlaubsverhalten der 
Bevölkerung ist neueren Datums. Erst das Phäno- 
men des sog. Massentourismus hat sie angeregt. Be- 
sondere Verdienste auf diesem Gebiet hat sich der 
Studienkreis für Tourismus e. V. in Starnberg er- 
worben. Er hat in den letzten Jahren eine Anzahl 
von Untersuchungen vorgenommen oder veranlaßt, 
ausgewertet und veröffentlicht. Dabei sind auch Er- 
kenntnisse des Auslandes und im Ausland verwer- 
tet worden. 

Im Mittelpunkt aller Untersuchungen steht die 
Frage, warum Urlaubsreisen unternommen werden 
und welche Erwartungen an sie geknüpft werden 
oder warum eine Urlaubsreise unterlassen wurde. 
Unter den Motiven für eine Urlaubsreise werden in 
den Untersuchungen in erster Linie die weitestmög- 
liche Loslösung vom Arbeitsalltag und die Möglich- 
keit einer ganz nach individuellen Vorstellungen ge- 
stalteten Urlaubszeit, an zweiter Stelle der gesund- 
heitliche Vorteil eines Klimawechsels genannt. Un- 
ter den Gründen, die für den Verzicht auf eine Ur- 
laubsreise genannt werden, steht bei Arbeitnehmern 
überwiegend ein Mangel an ausreichenden Geldmit- 
teln, bei freiberuflich oder selbständig Tätigen ein 
Mangel an Zeit im Vordergrund. Im einzelnen sind 
die Motive bei den Gereisten und den Nichtgerei- 
sten ebenso differenziert wie die Erwartungen, die 
an einen Urlaub geknüpft werden. Eine große Rolle 
spielt der Wunsch, neue zwischenmenschliche Kon- 
takte zu knüpfen oder alte zu vertiefen. Erlebnis- 
wünsche, Bildungsinteressen und Prestigebedürfnis 
sind jedoch genau so von Bedeutung wie Entspan- 
nungsverlangen und Ruhebedürfnis. Die Urlaubs- 
vorstellungen von Jugendlichen, von Familien und 
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von alten Menschen unterscheiden sich zudem stark 
von denen der übrigen Reisenden. Die Urlaubsvor- 
stellungen von Familien mit Kindern sind im Fa- 
milienbericht der Bundesregierung (Drucksache 
V/2532, Seite 70) dargestellt. 

200 Terminwahl für die Urlaubsreise 

Nach Untersuchungen des Deutschen Wirtschaftswis- 
senschaftlichen Institutes für Fremdenverkehr an der 
Universität München geben am häufigsten die Schul- 
ferientermine bei der Wahl des Urlaubszeitpunktes 
den Ausschlag. Nach Feststellungen dieses Institutes 
dürften rund 44 o der Bevölkerung in der Bundes- 
republik direkt von den Schulferien abhängig sein. 
Weiteren 1 1 ‘Vo schreiben die Betriebe, in denen sie 
arbeiten, einen Urlaubszeitpunkt während der Schul- 
ferien vor, wobei die Unternehmen auf die Beschäf- 
tigten mit schulpflichtigen Kindern bei Betriebsfe- 
rienterminen Rücksicht nehmen. Rund 55 ®/o der Be- 
völkerung sind daher gezwungen, während der 
Schulferienzeit im Sommer Urlaub zu machen. In 
dieser Zeitspanne von insgesamt rund 75 Tagen sind 
folglich manche Urlaubsorte so überfüllt, daß eine 
wirkliche Erholung für Kinder und Erwachsene zwei- 
felhaft wird. Die Bundesregierung ist deshalb wie- 
derholt gemeinsam mit den Fremdenverkehrsorgani- 
sationen und dem DIHT an die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder mit der dringenden 
Bitte herangetreten, den Gesamtferienzeitraum im 
Sommer noch stärker auseinanderzuziehen und auch 
für Winter und Frühjahr eine bessere Ferienord- 
nung zu verwirklichen. 

Immer noch legt aber bedauerlicherweise ein großer 
Teil auch derjenigen Bevölkerungsgruppen, die von 
den Schulferien unabhängig sind, den Urlaub in die 
Hauptschulferienzeit. Diesen Urlaubern erscheint 
nur in den Monaten Juli und August Wärme und 
Sonne und damit ein ungehinderter Aufenthalt in 
der freien Natur hinreichend gesichert. Durchschnitt- 
lich stabilere Witterungsverhältnisse im Juni und 
September werden wegen oft niedrigerer Luft- und 
Wassertemperaturen oder kürzerer Tageslichtzeiten 
nicht hinreichend genutzt. Immerhin hat sich in den 
letzten Jahren eine gewisse Verlagerung zugunsten 
der Vor- und Nachsaisonzeiten ergeben. 

Die Wahl des Zeitpunktes für einen Winterurlaub, 
der häufig ein Zweiturlaub im gleichen Jahr ist, rich- 
tet sich überwiegend nach den Monaten der größten 
Schneesicherheit und einem schon höheren Sonnen- 
stand, teilweise jedoch auch nach den Festtagen am 
Jahresschluß und zu Ostern. 


201 Dauer der Urlaubsreise 

1965 betrug der tatsächliche Urlaub vom Arbeits- 
platz für 60 Vo aller Arbeiter und für 87 Vo aller An- 
gestellten 21 oder mehr Werktage (Tabelle 6); die 
Dauer der Urlaubsreisen lag 1966 jedoch bei über 
80 Vo aller Reisenden nur bei bis zu 3 Wochen (Über- 
sicht 8). Offenbar wird vielfach ein Teil des Urlaubs 
vom Arbeitsplatz für Sonderfälle im Laufe des Jah- 
res oder auch für einen Zweiturlaub verwendet. 
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Tabelle 6 

Grundurlaub und Endurlaub von Arbeitnehmern 

Stand 1. Januar 1965 

Grundurlaub 


Werktage 

1 Arbeiter 

Angestellte 

- - 

in V. H. 

15 

77,0 

60,0 

16 

4,0 

6,0 

17 

3,0 , 

5,0 

18 

, 12,0 - 

i 

25,0 

20 

1,0 1 

1,0 

21 

2,0 

2,0 

Werktage 

Endurlaub 

Arbeiter 

Angestellte 

— - 

1 in V. H. 

18 

1 28,0 

8,0 

19 

1 4,0 

■ 1,0 

20 

8,0 

4,0 

21 

30,0 

28,0 

22 

' 8,0 

8,0 

23 

: 5,0 

6,0 

24 

14,0 

36,0 

25 

’ 1,0 

2,0 

26 

0,4 

2,0 

27 

1,0 

2,0 

30 

: 1,0 

1,0 


Quelle: DGB-Aiislandsdienst Nr. 2/1965 

202 Urlaubsort und Urlaubsgebiet 

Die Wahl des Urlaubsortes hängt entscheidend von 
den Vorstellungen über die Urlaubsgestaltung ab. 
Bei einem wesentlichen Teil der Urlauber sind Son- 
ne, Wasser und Wärme von übergeordneter Bedeu- 
tung für den Urlaub. Sie suchen einen Badestrand 
mit möglichst stabilem, warmem Klima auf. Außer- 
halb der mitteleuropäischen Hochsaisonzeiten wer- 
den zur Erreichung dieses Zieles mitunter weite Rei- 
seentfernungen in Kauf genommen. Dies kommt vor 
allem dem Flugtourismus zugute. Erholungsorte im 
Gebirge, im Mittelgebirge und im Flachland sowie 
Kurorte werden mit jeweils spezifischen Vorstellun- 
gen über die beabsichtigte Urlaubsgestaltung aufge- 
sucht. 

Die Wahl des Urlaubsortes, mehr aber noch die 
Wahl der Unterkunft, ist auch vom Haushaltsein- 
kommen und der Familiengröße der Urlauber ab- 
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hängig. Beide bestimmen den möglichen Aufwand 
für den Urlaub. Alle Fremdenverkehrsgebiete in der 
Bundesrepublik werden besonders stark von der 
nahewohnenden Bevölkerung im Urlaub aufgesucht 
(Tabelle 2 und Übersicht 26). Die Fahrkosten dürften 
hierbei eine wichtige Rolle spielen. Besonders deut- 
lich tritt dies bei den Auslandsreisen hervor, die mit 
steigendem Haushaltseinkommen häufiger werden 
(Übersicht 28). 

Auch der Familienstand und die Zahl der mitreisen- 
den minderjährigen Kinder sind für die Wahl des 
Urlaubsortes und der Urlaubsart von ausschlagge- 
bender Bedeutung. Mit Kindern verreisende Fami- 
lien zeigen allgemein ein von anderen Urlaubsrei- 
senden abweichendes Urlaubsverhalten. Sie haben 
einen hohen Anteil an der Nachfrage nach Ferien- 
wohnungen (Bungalows, Feriendörfer, Familienfe- 
rienheime u. ä.) und beim Cam.ping (Übersicht 27). 
Unterkunft und Verpflegung in Beherbergungsbe- 
trieben sind für Familien häufig zu kostspielig. Auch 
finden sich in diesen Betrieben oftmals keine hin- 
reichend familiengerechten Aufenthaltsräume. In der 
Bundesrepublik wird gegenwärtig die Nachfrage 
nach familiengerechter Unterkunft in geringerem 
Umfang als im Ausland erfüllt. Zahlreiche Unterneh- 
men bemühen sich allerdings zunehmend um diese 
Urlauber. Daneben wird in letzter Zeit vermehrt ver- 
sucht, den Urlaubswünschen von Familien durch Fe- 
rien auf Bauernhöfen besser gerecht zu werden. Eine 
erhebliche Lücke bleibt noch zu schließen. 

Für die Wahl eines Urlaubsgebietes im Ausland sind 
oft auch Vorstellungen vom „billigen" oder „teue- 
ren" Urlaubsland von Bedeutung. In der Presse wer- 
den von Zeit zu Zeit Kaufkraftvergleiche für den 
Bedarf von Urlaubern veröffentlicht. Dabei ergeben 
sich gelegentlich augenfällige Vorteile für einige 
der bevorzugten Fremdenverkehrsländer, zum Bei- 
spiel Spanien, Portugal und Jugoslawien. Als Bei- 
spiel sind die Veröffentlichungen des ADAC zu 
nennen. 

203 Urlaubsverhalten einzelner Bevölkerungsgruppen 

Auch die Jugend zeigt, soweit sie nicht mit den El- 
tern verreist, ein spezifisches Urlaubsverhalten. Das 
Bedürfnis nach Erlebnissen, Kontakten und nach 
einer möglichst ungebundenen Gestaltung des Ur- 
laubs steht im Vordergrund. Nicht nur die Reisein- 
tensität ist bei den Jugendlichen am höchsten, son- 
dern auch der Anteil der Auslandsreisen (Über- 
sicht 29 und Tabelle 7). 

Zahl, Kapazität und Inanspruchnahme der verschie- 
denen Arten familien- und jugendgerechter Urlaubs- 
unterkünfte werden bisher nur unzureichend und in 
wichtigen Teilbereichen gar nicht erfaßt. Es erscheint 
notwendig, eine bessere Erfassung in die Wege zu 
leiten, gegebenenfalls durch Änderung oder Ergän- 
zung der gesetzlichen Grundlagen. Wesentlichen 
Einfluß auf das Bedürfnis, sich außerhalb des Wohn- 
ortes im Urlaub zu erholen, und damit auf die Reise- 
intensität der Bevölkerung, haben auch Größe und 
Siedlungsform der Wohngemeinden. Die Bevölke- 
rung städtisch agglomerierter Gebiete verreist häu- 
figer und länger als die Bewohner kleiner Gemein- 


Tabelle 7 

Altersstruktur der Urlaubsreisenden 1966 

in Prozent 


! 

1 

Altersgruppen 

Reise- 

intensität 

Anteil 
an allen 
Urlaubs- 
reisenden 

Anteil 
an der 
Bevölke- 
rung über 
14 Jahre 

!i4 

bis 

19 

Jahre 

46 

11 

9 

■ 20 

bis 

29 

Jahre 

44 

22 

20 

30 

bis 

39 

Jahre 

39 

17 

17 

- 40 

bis 

49 

Jahre 

42 

15 

14 

50 

bis 

59 

Jahre 

40 

18 

18 

60 

bis 

69 

Jahre 

22 

5 

9 






100 

100 

1 

i 

, __ _ 

- 

.. 





_ 1 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut 
für Fremdenverkehr an der Universität München 


den in ländlicher Umgebung (Tabelle 8). In länd- 
lichen Gebieten wirkt aber auch die berufliche Bin- 
dung der Bewohner durch den Arbeitsanfall in der 
Landwirtschaft während der Hauptreisemonate hem- 
mend. Dennoch ist die Reiseintensität auch der länd- 
lichen Bevölkerung von 1962 bis 1966 erheblich ge- 
wachsen (Übersicht 30). 


Tabelle 8 

Ortsgrößenstruktur der Urlaubsreisenden 1966 

in Prozent 


Gemeindegröße 

i Reisc- 

j intensität 

Anteil 
an allen 
Urlaubs- 
1 reisenden 

Anteil 
an der 
Bevölke- 
rung 

500 000 Einwohner 
und mehr 

1 

1 

56 

29 

20 

300 000 bis unter 

500 000 Einwohner . . 

54 

6 

4 

100 000 bis unter 

300 000 Einwohner . . 

51 

14 

11 

50 000 bis unter 

100 000 Einwohner . . 

56 

9 

7 

20 000 bis unter 

50 000 Einwohner . . 

45 

11 

9 

5 000 bis unter i 

20 000 Einwohner . . 

35 

13 

15 

2 000 bis unter 

5 000 Einwohner . . i 

26 

8 

13 

unter 2 000 Einwohner . ■ 

19 

10 

21 



100 

100 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut 
für Fremdenverkehr an der Universität München 
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21 Sozialökonomische Faktoren 

Unverkennbar hängt die Urlaubsreiseintensität der 
Bevölkerung wesentlich vom Einkommen, dem Fa- 
milienstand, der Familiengröße, dem Alter und der 
Berufsgruppenzugehörigkeit ab. Die Haushaltsbefra- 
gung über Urlaubs- und Erholungsreisen 1962 hat 
dies ebenso nachgewiesen (Übersicht 29) wie Unter- 
suchungen des Deutschen Wirtschaftswissenschaftli- 
chen Instituts für Fremdenverkehr an der Universi- 
tät München, des Divo-Instituts, des Infratest-Insti- 
tutes und anderer. Für 1966 ist errechnet worden, daß 
die Einkommensgruppen unter 1000 DM monatli- 
chem Haushaltseinkommen (netto) nur einen Anteil 
von 41 ^/o der Urlaubsreisenden stellten, jedoch 54 ^/o 
der Gesamtbevölkerung umfassen. Die Teilnahme 
am Urlaubsreiseverkehr steigt mit dem Haushalts- 
einkommen (Tabelle 9). 

Tabelle 9 

Einkommenstruktur der Urlaubsreisenden 1966 

in Prozent 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut 
für Fremdenverkehr an der Universität München 


210 Familienstand und -große 

Ledige (ohne die Kinder bis zu 14 Jahren) nehmen 
in höherem Umfang am Ürlaubsreiseverkehr teil als 
Verheiratete und Verwitwete. Bei der ersten Gruppe 
wirkt sich die hohe Reisefreudigkeit der Jugend aus. 
Unter der letzten Gruppe dürften sich bereits sehr 
viele alte Menschen mit geminderter Reisebereit- 
schaft befinden. 

Mit zunehmender Familiengröße sinkt die Reisein- 
tensität stark ab. Für Arbeitnehmerhaushalte ergab 
die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1962/63 
für Ehepaare ohne Kinder eine Reiseintensität von 
rund 41 Vo, für Ehepaare mit 3 Kindern von weniger 
als 26^0 (Tabelle 10). Die Bundesregierung hat in 
dem am 25. Januar 1968 dem Deutschen Bundestag 
vorgelegten Bericht über die Lage der Familien in 
der Bundesrepublik Deutschland — Drucksache 
V/2532 — • bereits darauf hingewiesen. 


Tabelle 10 

Arbeitnehmerhaushalte mit Urlaubs- und 
Erholungsreisen nach sozialer Stellung des 
Haushaltsvorstandes und Familiengröße 

in Prozent 



Haushaltsvorstand 

Familientyp 

Beamter/ 

Ange- 

stellter 

Arbeiter 

[ Arbeit- 
nehmer 

1 insgesamt 

Ehepaare 

ohne Kinder 

51,9 

35,5 

41,2 

Ehepaare 

mit 1 Kind 

40,7 

28,2 

32,6 

Ehepaare 

mit 2 Kindern .... 

42,8 

23,9 

30,5 

Ehepaare 

mit 3 Kindern .... 

39,1 

18,1 

25,5 


nur Ehepaare ohne oder mit Kindern unter 17 Jahren 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe 1962/63 


Eine Repräsentativerhebung des Divo-Institutes für 
das Jahr 1964 zeigt darüber hinaus, daß die Zahl der 
in der Familie lebenden Kinder und das Alter der 
Haushaltsangehörigen die Reiseintensität unter- 
schiedlich beeinflussen. Die Reiseintensität der 
Haushalte mit Kindern über 6 Jahren entspricht im 
Durchschnitt der von Erwachsenen ohne Kinder in 
mittlerem Alter. Bei Vorhandensein jüngerer Kinder 
ist sie erheblich geringer (Tabelle 11), sie liegt aber 


Tabelle 11 

Familienstruktur der Urlaubsreisenden 1964 

in Prozent 


Haushaltsbeschreibung 

Reise- 

intensität 

Anteil 
an den 
Urlaubs- 
reisenden 

Anteil 
an der 
Bevölke- 
rung 

1 bis 2 Erwachsene 
bis unter 35 Jahren, 
ohne Kinder 

56 

9 

6 

1 bis 2 Erwachsene 
(35 bis 50 Jahre) 
ohne Kinder 

46 

8 

7 

1 bis 2 Erwachsene 
über 50 Jahre 
ohne Kinder 

33 

22 

26 

1 bis 2 Erwachsene 
mit 1 bis 2 Kindern 
unter 6 Jahren .... 

37 

12 

13 

1 bis 2 Erwachsene 
mit 1 bis 2 Kindern 
über 6 Jahren 

47 

18 

15 

Großfamilien 

35 

13 

14 


Quelle: Divo-Institut: Urlaubsreisen 1964 


Monatliches 

Haushaltseinkommen 

(netto) 

Reise- 

intensität 

Anteil 
an allen 
Urlaubs- 
reisenderi 

Anteil 
an der 
Bevölke- 
rung 

unter 600 DM 

24 

10 

17 

600 bis unter 




800 DM 

30 

13 

18 

800 bis unter 




1 000 DM 

36 

18 

19 

1 000 bis unter 




1 500 DM 

45 

32 

28 

1 500 bis unter 




2 000 DM 

50 

15 

11 

2 000 DM und mehr . . 

65 

12 

7 


15 
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noch über der von Ein- bis Zweipersonenhaushalten 
ohne Kinder, deren Angehörige über 50 Jahre alt 
sind. Bei großen Familien liegt die Reiseintensität 
deutlich unter der kleinerer Familien. 


211 Alter 

Die unterschiedliche Reisehäufigkeit der verschiede- 
nen Altersgruppen der Bevölkerung ist bei der Haus- 
haltsbefragung über Urlaubs- und Erholungsreisen 
1962 schon nachgewiesen worden (Übersicht 29), dort 
jedoch ausschließlich auf die Person des einzelnen 
Reisenden bezogen 

Das Deutsche Wirtschaftswissenschaftliche Institut 
für Fremdenverkehr an der Universität München 
gibt für 1966 die höchste Reiseintensität für die 14- 
bis 19jährigen, die geringste für die über 60jährigen 
an (Tabelle 7). Bei den 30- bis 39jährigen ist ein 
deutlicher Einbruch bei der Reiseintensität erkenn- 
bar. Er dürfte auf die in diese Lebensjahre fallende 
meist anderweitige finanzielle Beanspruchung der 
Familien zurückzuführen sein. 


212 Beruf 

Auch die Stellung zum Erwerbsleben und im Beruf 
ist bei der Haushaltsbefragung über den Erholungs- 
reiseverkehr dargestellt worden (Übersicht 29). Aus 
Untersuchungen des Deutschen Wirtschaftswissen- 
schaftlichen Instituts für Fremdenverkehr an der 
Universität München in Zusammenarbeit mit dem 
Divo-Institut ergibt sich, daß die Angehörigen von 
Haushalten der Beamten und Angestellten weitaus 
am stärksten am Urlaubsreiseverkehr teilnehmen. 
Personen aus den Haushalten von selbständigen Ge- 
schäftsleuten und von Arbeitern zeigen eine sehr 
viel geringere Reiseintensität. Am geringsten ist sie 
unverändert bei den selbständigen Landwirten und 
ihren Familien. Auf die Gründe ist bereits hinge- 
wiesen worden (Tabelle 12). 

Eine ähnlich gegliederte Untersuchung des Divo-In- 
stitutes für 1964 läßt darüber hinaus erkennen, daß 
Hausfrauen in geringerem Umfang am Urlaubsreise- 
verkehr teilnehmen als ihrem Anteil an der Gesamt- 
bevölkerung entspricht (Übersicht 31). 

Während die genannten Faktoren die Reiseintensität 
wesentlich beeinflussen, gilt dies nur eingeschränkt 
für die Reisedauer. Die Anpassung an die indivi- 
duellen Möglichkeiten und Bedürfnisse erfolgt über- 
wiegend bei der Wahl des Urlaubsortes, der Unter- 
kunft, der Urlaubsgestaltung und gegebenenfalls 
auch des Urlaubszeitpunktes. Bei einer Marktana- 
lyse für den Fremdenverkehr in Ostwestfalen — 
Lippe ist 1965/66 vom Deutschen Wirtschaftswissen- 
schaftlichen Institut für Fremdenverkehr an der Uni- 
versität München allerdings festgestellt worden, daß 
Alleinreisende überwiegend 15 bis 21 Tage in den 
Luftkurorten dieses Gebietes bleiben, während Fa- 
milien mit Kindern sich überwiegend nur bis zu 
14 Tagen aufhalten. Die Vermutung liegt nahe, daß 


Tabelle 12 


Reiseintensität der Bevölkerungsgruppen 1966 
nach Beruf und Beruf des Haushaltungsvorstandes 
bei den nicht berufstätigen Angehörigen 



Befragte 

ins- 

1 gereist 

nicht 

gereist 


gesamt 

in V, H. 

Befragte Personen .... 

6 426 

39 

61 

Unternehmer, 

Direktor 

33 

(76) 'j 

(24) V 

selbständige 
Geschäftsleute 

578 

38 

62 

freie Berufe 

137 

51 

49 

leitende Angestellte . . 

368 

69 

31 

sonstige Angestellte . . 

1 288 

53 

47 

leitende Beamte 

117 

62 

38 

sonstige Beamte 

450 

48 

52 

Facharbeiter 

1 572 

34 

66 

sonstige Arbeiter .... 

1 344 

26 

74 

selbständige 

Landwirte 

357 

1 

93 

keine Angabe 

227 



^) Für die Werte in ( ) liegt die Basiszahl unter 100. 
Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut 
für Fremdenverkehr an der Universität München 


die Kosten des Urlaubs dabei eine wichtige Rolle 
spielen. Vor einer Verallgemeinerung dieser Er- 
kenntnisse dürften jedoch noch weitere Unter- 
suchungen notwendig sein. 


22 Förderung einkommensschwacher 
Bevölkerungsgruppen 

Bund, Länder und Gemeinden stimmen in der Fest- 
stellung überein, daß vor allem kinderreiche Fami- 
lien, erholungsbedürftige Mütter, alte Menschen und 
Jugendliche häufig nicht in der Lage sind, sich eine 
Erholung außerhalb ihres Wohnortes zu leisten. Die 
öffentliche Hand wendet deshalb in Ergänzung der 
Leistungen der freien Wohlfahrtsverbände im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten für die Erholung dieser Be- 
völkerungsgruppen Haushaltsmittel auf. Soweit die 
Aufwendungen des Bundes und der Länder erfaßt 
werden konnten, sind sie bei den Ausgaben der Öf- 
fentlichen Hand für die Fremdenverkehrsförderung 
mit dargestellt worden (Übersicht 22). 

Auch in diesem Zusammenhang ist auf die Tarifver- 
billigungen der Verkehrsträger für kinderreiche Fa- 
milien, Jugendliche und zumindest zeitweise auch 
für alte Menschen zu verweisen. Hierüber wurde 
schon berichtet. 
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220 Familienerholung 

Die Familienerholung wird seit 1956 vor allem durch 
Investitionszuschüsse an gemeinnützige Träger von 
Familienferienstätten gefördert. Bund, Länder und 
Träger der Projekte haben im Durchschnitt der letz- 
ten Jahre ungefähr ein Drittel der Aufwendungen 
getragen. Der Bund hat seit 1956 insgesamt 28,5 Mil- 
lionen DM an Zuschüssen und zusätzlich 1967 
10 Millionen DM an zinsgünstigen Darlehen zur Ver- 
fügung gestellt. Hierdurch wurden 112 Familienfe- 
rienstätten mit rund 12 500 Betten gefördert, über 
Art, Lage, Kapazität und Ausstattung der geförder- 
ten Familienferienstätten gibt das Bundesministe- 
riem für Familie und Jugend regelmäßig ein Ver- 
zeichnis heraus. 

Länder und Gemeinden fördern die Erholung kinder- 
reicher Familien darüber hinaus durch individuelle 
Erholungskostenzuschüsse. Der hierfür aufgewen- 
dete Betrag dieser Gebietskörperschaften ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. Nach Bernhauer ist 
diese Förderung (Länder ohne Gemeinden) in der 
schon genannten Untersuchung, ohne sie gesondert 
zusammenzufassen oder vollständig darstellen zu 
können, für 1964 auf rund 4,2 Millionen DM zu be- 
ziffern, 

221 Müttererholung 

Vom Deutschen Mütter-Genesungswerk werden 
jährlich rund 90 000 erholungsbedürftige Mütter zur 
Wiederherstellung ihrer Gesundheit zu vierwöchi- 
gen Erholungsaufenthalten in die 186 Mütterheime 
aufgenommen. Seit 1957 haben rund 1 250 000 Müt- 
ter in den Heimen Erholung gefunden. Der Bund 
stellt jährlich 3 Millionen DM für die Ausstattung 
der Müttergenesungsheime zur Verfügung. 

Im Jahre 1966 betrugen die Ausgaben für Mütterge- 
nesungskuren 42,8 Millionen DM. Diese Aufwendun- 
gen sind gedeckt worden durch Kostenübernahme 
aus öffentlichen Mitteln - — ■ Krankenkassen, Renten- 
versicherungsträgern, Gemeinden und Gemeindever- 
bände (17,5 Millionen DM), Zuschüsse aus der Samm- 
lung zum Muttertag (8,4 Millionen DM) sowie Eigen- 
leistungen der Freien Wohlfahrtsverbände und der 
Familien (16,9 Millionen DM). 

222 Jugenderholung und Jugendbegegnungen 

Der Bau und die Einrichtung von Jugendherbergen 
und internationalen Jugendbegegnungsstätten wer- 
den aus Mitteln des Bundcsjugendplanes gefördert 
(Jugendherbergen 1968 = 2,8 Millionen DM, inter- 
nationale Begegnungsstätten jährlich in unterschied- 
licher Höhe). Daneben sieht der Bundesjugendplan 
jährlich erhebliche Mittel für internationale Jugend- 
begegnungen vor (1967 = 10,5 Millionen DM). Einen 
ausführlichen Überblick bietet der Sonderdruck aus 
dem Jahrbuch für Jugendreisen und internationalen 
Jugendaustausch 1966/67, der von der Deutschen 
Gesellschaft für internationalen Jugendaustausch 
e. V., Bonn, herausgegeben wurde. Auch die Auf- 
wendungen des Deutsch-Französischen Jugendwer- 
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kes sind hierher zu rechnen. Das Deutsch-Französi- 
sche Jugendwerk wird bei einem Gesamtaufwand 
von 40 Millionen DM zu je 50 ‘‘/o von der französi- 
schen und der Bundesregierung gefördert (Über- 
sicht 22). 

Länder und Gemeinden fördern darüber hinaus in 
großem Umfang die Jugenderholung durch Indivi- 
dualzuschüsse zu Erholungsmaßnahmen aller Art. 
Unter den Maßnahmen ist auch die sogenannte 
Stadtranderholung zu nennnen, die solchen Jugend- 
lichen zugute kommt, die eine Ferienreise allein 
oder mit den Eltern nicht unternehmen können. 

223 Altenerholung 

Länder und Gemeinden stellen in wachsendem Um- 
fang Haushaltsmittel für Zuwendungen an einkom- 
mensschwache Bevölkerungsgruppen zur Durchfüh- 
rung von Erholungsmaßnahmen zur Verfügung. Er- 
holungsmaßnahmen für alte Menschen haben dabei 
auch außerhalb der eigentlichen Gesundheitshilfe 
zunehmend Bedeutung erlangt. Gemeinsam mit den 
Trägern der freien Wohlfahrtspflege werden Stadt- 
randeiholung und Ferienverschickung auch für alte 
Menschen organisiert und finanziert, wobei Ferien- 
orte und Unterkunft den besonderen Erfordernissen 
alter Menschen entsprechen (Ausstattung der Häu- 
ser, Diätküchen, Betreuung und ähnliches). Die Auf- 
wendungen der Länder sind für 1966 mit rund 
6,1 Millionen DM zu beziffern (Übersicht 22), die der 
Gemeinden und der freien Wohlfahrtsverbände sind 
der Bundesregierung nicht bekannt, dürften aber 
noch erheblich höher als die der Länder sein. 

224 Erholung von Berlinern 

Besonders zu erwähnen sind die Erholungsmaßnah- 
men für Berliner Einwohner (Familien, Kinder, Ju- 
gendliche und Alte), für die von den Ländern 1966 
rund 3,6 Millionen DM aufgewandt wurden (Über- 
sicht 22). Auch die Gemeinden und die Wohlfahrts- 
verbände leisten hierzu erhebliche Zuschüsse, deren 
Höhe der Bundesregierung nicht bekannt ist. 

225 Bedeutung des Sozialtourismus 

In einigen europäischen Ländern, insbesondere in 
Frankreich, Belgien, Holland, Italien und der Schweiz 
findet der staatlich geförderte sogenannte Sozial- 
tourismus eine relativ große Beachtung. Seine Trä- 
ger sind dort neben der öffentlichen Hand die Kir- 
chen und karitativen Verbände, aber auch Gewerk- 
schaften und Reisevereinigungen, Auf die Vielfalt 
ähnlicher „sozialtouristischer'' Aktivitäten in der 
Bundesrepublik und auf deren zahlenmäßig recht ge- 
ringe Bedeutung hat das Institut für Fremdenver- 
kehrswissenschaften an der Universität Frankfurt in 
einer unveröffentlichten Untersuchung über den 
Sozialtourismus in Deutschland hingewiesen. In An- 
betracht eines beachtlichen gewerblichen Angebots 
von preisgünstigen Reisen hat sich in der Bundes- 
republik im Gegensatz zu den genannten europä- 
ischen Nachbarländern keine nennenswerte Nadi- 
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frage nach sozialtouristischen Einrichtungen heraus- 
gebildet. Dazu mögen neben Mentalitätsunterschie- 
den auch die zuvor dargestellten Förderungsmaß- 
nahmen der öffentlichen Hand zugunsten einkom- 
mensschwacher Bevölkerungsgruppen beigetragen 
haben. Zu Beginn der 50er Jahre gegründete sozial- 
touristische Einrichtungen haben ihre Tätigkeit in- 
zwischen wieder eingestellt. Die zum Teil sehr preis- 
günstigen gewerblichen Urlaubsreiseangebote wer- 
den unverändert rege in Anspruch genommen. Ver- 
gleichbare Pauschalreisen gibt es in anderen Län- 
dern nur in wesentlich geringerem Umfang. 

3. über welche Ergebnisse und Unterlagen verfügt 
die Bundesregierung im Hinblick auf die bisherige 
und voraussichtliche Entwicklung (bis 1972) 

a) der Zahl der privat und öffentlich (durch ge- 
setzliche Rentenversicherung, Krankenversiche- 
rung, Sozialhilfe, Kriegsopferfürsorge usw.) 
finanzierten Gesundheitsmaßnahmen, 

b) der Durchführung dieser Gesundheitsmaßnah- 
men (Heilkuren, Heilverfahren usw.) in Häu- 
sern der Versicherungsträger und sonstiger 
öffentlicher Institutionen und in privaten und 
sonstigen Beleghäusern, 

c) der Bettenkapazitäten, ihre Auslastung und 
die Pläne zu ihrer Ausweitung bei den Ver- 
sicherungsträgern, den Privatunternehmen und 
sonstigen Institutionen, die private und öffent- 
lidr geförderte oder finanzierte Gesundheits- 
maßnahmen durchführen oder durchführen 
könnten. 


Antwort 

3 Kuren und Heilverfahren 

über die Zahl der stationär und ambulant in den 
Kurbetrieben der anerkannten Kurorte behandelten 
Kurgäste, die Zahl der abgegebenen Kurmittel und 
den Anteil der Selbstzahler (Privatkurgäste) berich- 
tet der Deutsche Bäderverband jährlich anhand der 
statistischen Mitteilungen der ihm angeschlossenen 
Kurbetriebe. Bis 1966 zeigt sich hier eine jährliche 
Zunahme in allen Bereichen (Übersicht 32). Der Be- 
richt für 1967 liegt noch nicht vor; mit einem gerin- 
gen Rückgang vornehmlich der Sozialkuren gegen- 
über 1966 muß nach vorliegenden Beobachtungen 
gerechnet werden. Vornehmlich bedingt durch die 
veränderte Beschäftigungslage wurden 1967 weniger 
Anträge auf Heilverfahren gestellt und teils auch 
bereits bewilligte Kuren nicht angetreten. 

30 Anteil der Soziaikurmaßnahmen 

Der Anteil der privaten Kurgäste lag im Durch- 
schnitt aller erfaßten Bäderbetriebe 1966 bei 72,9 ^/o, 
der Anteil der Sozialkurgäste bei 27,1 ^/o (Über- 
sicht 33). In den Mineral- und Moorbädern liegt der 
Anteil der Sozialkurgäste mit 47,1 ^/o (1966) aller- 
dings wesentlich höher; am geringsten ist er mit nur 
9,9 Vo in den heilklimatischen Kurorten (Tabelle 13). 
An den Übernachtungen gemessen haben Sozialkur- 
gäste einen durchschnittlichen Anteil von 40,7 ^/o bei 


Tabelle 13 


Die Bedeutung der Heilkuren von Sozialversicherungsträgern 

im Jahre 1966 



Gesamt- 
zahl aller 
Kurgäste 

Heilkuren von 
Sozialversicherungsträgern 

Anteil der 
Heilkuren 

übernach- 

Übernach- 
tungen bei 

Anteil der 
Übernach- 
tungen bei 


Stationär 

Ambulant 

Gesamt 

von Sozial- 
versiche- 
rungs- 
trägern 
o/o 

tungen 

aller 

stationären 

Kurgäste 

Heilkuren 
von Sozial- 
versiche- 
rungs- 
trägern 

Heilkuren 
von Sozial- 
versiche- 
rungs- 
trägern 
o/o 

Mineral- und 

Moorbäder 

1 661 210 

680 198 

102 325 

782 523 

47,1 

35 368 554 

20 057 874 

56,7 

Seebäder 

987 460 

102 360 

1 015 

103 375 

10,5 

15 808 936 

3 579 740 

22,6 

Kneippkurorte 

313 878 

49 968 

13 656 

63 624 

20,3 

4 961 164 

1 412 246 

28,5 

Heilklimatische 

Kurorte 

850 104 

80 917 

3 633 

84 550 

9,9 

12 111 220 

2 744 557 

22,7 

Alle Heilbäder 
und Kurorte 

3 812 652 

913 443 

120 629 

1 034 072 

27,1 

68 249 874 

27 794 417 

40,7 

in Prozent 

100 

23,9 

3,2 

. 27,1 


100 

40,7 



Quelle: Jahresbericht Deutscher Bäderverband eV., Bonn, 1966 — 1967 


18 




Deutsch er Bundestag — 5_. Wahlperiode Drucksache V/3433 


allen Kuren, in Mineral- und Moorbädern sogar von 
56,7 Vo. Ursache dafür ist die wesentlich längere Kur- 
dauer bei Sozialkuren mit durchschnittlich über 
30 Tagen, während Privatkurgäste (unter Einbezie- 
hung von Besuchern der Kurgäste, Tagungsteilneh- 
mern in Kurorten u. a.) im Durchschnitt 1966 nur 
ungefähr 16 Tage geblieben sind (Tabelle 14). 

Die Nachweisungen des Deutschen Bäderverbandes 
erfassen den Umfang der Sozialkuren aber nicht 
vollständig. Sie rechnen zu den Privatkuren auch 
alle jene Fälle, in denen Sozialversicherungsträger 
oder andere Institutionen den Berechtigten lediglich 
einen Barzuschuß zu den Kosten der Heilmaßnah- 
men gewähren. Weiterhin sind nicht diejenigen Heil- 
maßnahmen erfaßt, die in anderen als den dem Deut- 
schen Bäderverband angeschlossenen Kurorten 
durchgeführt werden. 

Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen 
nennen für 1966 insgesamt 721 428 stationär durch- 
geführte Heilmaßnahmen. Die Träger der gesetzli- 
chen Krankenversicherungen haben 1963 durch Son- 
dererhebung festgestellt, daß insgesamt rund 511 000 
Kuren gewährt worden sind. Ein jährlicher Nach- 
weis erfolgt hier nicht; die nächste vergleichbare Er- 
hebung ist erst für 1970 vorgesehen. 

Im Rahmen der Kriegsopferversorgung und Kriegs- 
opferfürsorge sind 1966 rund 157 000 Kur- und Er- 
holungsmaßnahmen durchgeführt worden. Nach § 36 
des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) sind 1966 rund 
96 000 vorbeugende Gesundheitshilfemaßnahmen er- 
folgt. Hierzu gehören u. a. auch Erholungsmaßnah- 
men für Kinder, Jugendliche, alte Menschen und 
Mütter. 

Auch in der Tuberkulosenhilfe werden Heilverfah- 
ren und vorbeugende Hilfen nach dem BSHG ge- 
währt. Die Zahl dieser Fälle ist nicht erfaßt; der Auf- 
wand nach § 48 ff. BSHG betrug 1966 rund 29,5 Mil- 
lionen DM. 


Bei den Aufwendungen nach dem BSHG wird in den 
nächsten Jahren mit einer langsamen Zunahme 
gerechnet. Diese Hilfe wird nur gewährt, soweit die 
Betroffenen ihrer bedürfen und sie nicht von ande- 
ren, insbesondere den Trägern anderer Soziallei- 
stungen, erhalten. 

Die Zahl der Maßnahmen und der Aufwand bei der 
Kriegsopferfürsorge dürften in Zukunft noch anstei- 
gen, da die Anspruchsberechtigten mit zunehmen- 
dem Alter vermehrt der Erholungsmaßnahmen 
bedürfen werden. 

Die Zahl der von den Trägern der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung durchgeführten Heilverfahren ist in 
den letzten Jahren — mit Ausnahme von 1967 — 
durchschnittlich um 4 ^/o gestiegen. Mit einer weite- 
ren Zunahme in der Zukunft wird gerechnet, auf 
längere Sicht aber mit einer geringen Zuwachsrate. 

Auf die Erholungsmaßnahmen im Rahmen des Müt- 
tergenesungswerkes ist bereits eingegangen wor- 
den. 

Nach Feststellung der Bundesregierung, die sich mit 
denen des Deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen 
Instituts für Fremdenverkehr an der Universität 
München ungefähr decken (Untersuchung des Struk- 
turwandels in Heilbädern, München 1968), wurden 
1966 rund aller Heilkuren und Heilverfahren der 
Rentenversicherungsträger und der Kriegsopferver- 
sorgung in eigenen Einrichtungen der Träger durch- 
geführt. Rund Vri der Heilkuren erfolgten in anderen, 
meist privaten Häusern, mit denen Belegungsver- 
träge bestanden. Die gesetzlichen Krankenversiche- 
rungen verfügen nur über insgesamt rund 9000 Bet- 
ten in eigenen Einrichtungen und lassen deshalb 
Kuren ganz überwiegend in privaten Einrichtungen 
durchführen. Die Träger der übrigen Sozialkurmaß- 
nahmen haben nur in geringem Umfang eigene Ein- 
richtungen. 


Tabelle 14 


Durchschnittliche Aufenthaltsdauer 

in Tagen 



Kurgäste privat 

Kurgäste von 

Sozialversicherungsträgern 

Alle Kurgäste 

Inländer 

1966 

Ausländer 

1966 

1965 

1966 

1965 

1966 

Mineral- und Moorbäder 

20,8 

11,6 

29,6 

29,5 

24,5 

24,7 

Seebäder 

14,5 

6,8 

35,1 

35,0 

17,2 

16,5 

Kneippkurorte 

15,0 

8,9 

28,1 

28,3 

16,7 

17,0 

Heilklimatische Kurorte . 

12,8 

5,9 

41,9 

33,9 

14,2 

14,4 

Durchschnitt 

15,9 

8,0 

31,1 

30,4 

19,3 

19,3 


Quelle: Jahresbericht Deutscher Bäderverband eV., Bonn, 1966 — 1967 
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Mit einer wesentlichen Verschiebung der genannten 
Verhältnisse in der Zukunft ist für keinen der ange- 
führten Bereiche zu rechnen. 


31 Kapazitäten 

Dem Fremdenverkehr standen am 1. April 1967 rund 
924 415 Betten in gewerblich betriebenen Beherber- 
gungsstätten und 379 432 Betten in sogenannten Pri- 
vatquartieren (ohne Campingplätze, Jugendherber- 
gen, Kinderheime und sonstige Massenunterkünfte) 
zur Verfügung. Davon entfielen 310 874 Betten auf 
die Gruppe der Heilbäder, 179 288 Betten auf die 
Seebäder und 229 507 Betten auf Luftkurorte (siehe 
Übersicht 34). Die Entwicklung der Beherbergungs- 
kapazität seit 1958 zeigt Übersicht 35. 

In den Mineral- und Moorbädern standen 1966 rund 
183 000 Betten zur Verfügung, die im Jahresdurch- 
schnitt zu 53 Vo ausgelastet waren. Die rund 148 000 
Betten in Seebädern waren zu 29 ®/o ausgelastet; da- 
bei ist die relativ kurze Saison zu berücksichtigen. 
Die Auslastung in den Kneippkurorten betrug im 
Jahresdurchschnitt 40 Vo bei 34 000 Betten und in den 
heilklimatischen Kurorten durchschnittlich 39 ®/o bei 
rund 83 000 Betten (Übersicht 36). 

Der Kapazitätsauslastungsgrad bezieht sich stets auf 
das gesamte Bettenangebot unter Einschluß der 


Tabelle 15 

Monatlidie Kapazitätsauslastung der Heilbäder 1965, 
gruppiert nach Anteil der Sozialkurgäste 

in Prozent 


Monat 

Anteil 

unter 

10 Vo 

der Sozialk 

10 bis 
unter 

50 Vo 

argäste 

50 Vo 
und 
mehr 

Januar 

11,6 

23,0 

36,0 

Februar 

18,2 

37,2 

49,1 

März 

21,0 

42,6 

54,5 

April 

21,8 

47,6 

59,4 

Mai 

33,9 

63,1 

71,9 

Juni 

61,2 

80,1 

79,5 

Juli 

72,2 

80,8 

82,9 

August 

90,5 

86,5 

85,3 

September 

76,1 

70,6 

76,4 

Oktober 

31,9 

48,3 

61,6 

November 

11,0 

32,3 

55,9 

Dezember 

12,7 

15,4 

28,2 

Jahresdurchschnitt 

38,7 

52,4 

62,4 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut 
für Fremdenverkehr an der Universität München 


sogenannten Privatquartiere. Die Ausnutzung des 
gewerblichen Bettenangebots liegt im allgemeinen 
wesentlich höher. Die Kapazitätsauslastung in allen 
genannten Kurorten war um so größer, je höher der 
Anteil der Sozialkurgäste war. Für 1965 lag sie nach 
Ermittlungen des Deutschen Wirtschaftswissen- 
schaftlichen Instituts für Fremdenverkehr an der 
Universität München bei den Heilbädern mit unter 
10 ®/o Sozialkurgästen im Durchschnitt bei nur 39 ®/o, 
mit bis zu 50 ^/o Sozialkurgästen bei durchschnittlich 
52 ®/o und in Heilbädern mit mehr als 50 ®/o Sozial- 
kurgästen bei 62 ®/o (Tabelle 15). 

Den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung 
standen 1966 insgesamt 30 455 Betten in eigenen Be- 
handlungsstätten zur Verfügung. Ihre Zahl ist von 
1960 bis 1966 um 10,5 ®/o gestiegen, die Zahl der 
durchgeführten Heilmaßnahmen hingegen um 24 ®/o 
(Tabelle 16). 


Tabelle 16 


Eigene Bettenkapazität und Heilmaßnahmen 
der Rentenversicherungsträger 


Jahr 

Zahl der Betten 
in den eigenen und 
von den Renten- 
versicherungsträ- 
gern betriebenen 
Behandlungs- 
stätten 

Anzahl der von den 
Trägern der gesetz- 
lichen Renten- 
versicherung 
abgeschlossenen 
stationären 
Heilmaßnahmen 

1960 

27 571 

581 778 

1961 

28 867 

593 569 

1962 

29 073 

628 965 

1963 

29 365 

666 746 

1964 

28 290 

701 153 

1965 

29 992 

697 069 

1966 

30 455 j 

721 428 


Quelle: Eigene Zusammenstellung nach vorhandenen 
Unterlagen. 


Die von den Rentenversicherungsträgern selbst be- 
triebenen Behandlungsstätten waren stets gut aus- 
gelastet. Lediglich bei den Tbc-Heilstätten war die 
volle Auslastung nicht immer gegeben. Der starke 
Rückgang der Tbc-Fälle ließ nicht immer eine sofor- 
tige anderweitige Verwendung der Kapazitäten zu. 
Die Anpassung an den Bedarf ist im ganzen befrie- 
digend vollzogen. 

Auch im Bereich der Kriegsopferversorgung war die 
Auslastung der versorgungseigenen Anstalten bis 
1967 zufriedenstellend. Bei der Kriegsopferversor- 
gung bestehen keine Pläne zur Ausweitung der 
eigenen Bettenkapazität. Die der Bundesregierung 
von den Aufsichtsbehörden mitgeteilten Pläne zur 
Ausweitung der eigenen Bettenkapazität bei den 
Rentenversicherungsträgern lassen erkennen, daß 
die Kapazitätsausweitung hinter der erwarteten Zu- 
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nähme der stationären Heilmaßnahmen Zurückblei- 
ben wird. 

Die Schaffung eigener Einrichtungen der Träger von 
Sozialkuren hat verschiedene Gründe. Soweit pri- 
vate Unternehmen der Heilbäderwirtschaft nicht in 
der Lage sind, ihr Angebot rechtzeitig den anders 
gearteten Bedürfnissen bei Sozialkuren anzupassen, 
sind die Träger gezwungen, ihrem gesetzlichen Auf- 
trag folgend die benötigten Kapazitäten selbst zu 
erstellen. Daß dabei auf die bestehenden privaten 
Unternehmen gebührend Rücksicht genommen 
wurde, beweist der ihnen auch 1966 verbliebene An- 
teil von rund Vs an den Heilmaßnahmen der Träger 
von Sozialkuren. 

4. Inwieweit sind aufgrund von unterschiedlichen 

a) Förderungsmaßnahmen, 

b) Arbeitskosten, 

c) Belastungen durch Steuern und Sozialabgaben, 

d) Lebensmittelpreise, 

e) Bedingungen für Neubauten ausländischer und 
deutscher Unternehmen in der Bundesrepublik 

Wettbewerbsnachteile und Wettbewerbsverzer- 
rungen zwischen dem ausländischen und dem 

deutschen Fremdenverkehrsgewerbe festzustellen? 


Antwort 

4 Wettbewerbsverhältnis zum Ausland 

Weder an Hand von unterschiedlichen Arbeitsko- 
sten noch an Hand von unterschiedlichen Steuern 
und Sozialabgaben, unterschiedlichen Lebensmittel- 
preisen oder unterschiedlichen Bedingungen für 
Neubauten des Hotel- und Gaststättengewerbes in 
der Bundesrepublik vermag die Bundesregierung 
Wettbewerbsnachteile oder Wettbewerbsverzerrun- 
gen zwischen dem deutschen und dem ausländischen 
Fremdenverkehrsgewerbe festzustellen. 

40 Arbeitskosten 

Amtliche statistische Erhebungen über die Arbeits- 
kosten im deutschen Fremdenverkehrsgewerbe sind 
bislang nicht durchgeführt worden. Entsprechende 
ausländische Statistiken sind gleichfalls nicht be- 
kannt. Die Möglichkeiten, Arbeitskostenerhebungen 
im Fremdenverkehrsgewerbe wenigstens im Bereich 
der EWG durchführen zu lassen, werden als äußerst 
gering angesehen. Die Verdienste in diesem Bereich 
statistisch zu erfassen, ist mit kaum überwindbaren 
Schwierigkeiten verbunden (z. B. wegen des vielfach 
saisonalen Charakters der Arbeitsverhältnisse, des 
großen Anteils der Teilzeitbeschäftigung und der 
Bedeutung, die Trinkgelder und pauschale Entgelte 
haben). Aus diesem Grunde ist bei der letzten Lohn- 
und Gehaltsstrukturerhebung im Oktober 1966 das 
Fremdenverkehrsgewerbe nach übereinstimmender 
Ansicht aller Sachverständigen nicht berücksichtigt 
worden. Die sich für eine Verdiensterhebung erge- 
benden Schwierigkeiten würden bei einer Arbeits- 
kostenerhebung noch erheblich größer sein. 


41 Steuerbelastung 

Ebenso läßt sich ein zuverlässiger internationaler 
Vergleich der effektiven Belastungen durch Steuern 
für das Fremdenverkehrsgewerbe allgemein oder für 
bestimmte Betriebstypen des Fremdenverkehrsge- 
werbes praktisch nicht erstellen. Hierzu sind die 
steuerlichen Gewinnermittlungs- und Bewertungs- 
vorschriften, das Verhältnis der direkten zu den in- 
direkten Steuern, die Betriebstypen und Betriebsgrö- 
ßen, die Standorte und die sonstigen außersteuer- 
lichen Kostenfaktoren gerade in dem Fremdenver- 
kehrsgewerbe von Staat zu Staat zu unterschiedlich. 
Selbst der Versuch, durch eine neutrale wissen- 
schaftliche Untersuchung des Instituts für Fremden- 
verkehrswissenschaften an der Universität Frank- 
furt die konkrete Steuerbelastung in einem typi- 
schen Bereich des deutschen Hotelgewerbes zu er- 
mitteln, ist an zahlreichen Schwierigkeiten geschei- 
tert. Einen derartigen Auftrag hatte die Bundes- 
regierung im Jahre 1965 erteilt. Leider hat sich auch 
das deutsche Hotelgewerbe nicht in ausreichendem 
Umfang zur unvermeidlichen Mitarbeit an einer sol- 
chen Untersuchung bereit gezeigt. 

Ganz allgemein kann allerdings an Hand einer 
Reihe bekannter Tatsachen angenommen werden, 
daß die steuerlichen Belastungen des Fremdenver- 
kehrsgewerbes (und der übrigen Unternehmen) in 
den nordischen Staaten und in Großbritannien höher 
sein dürften als in den übrigen westeuropäischen 
Staaten. Andererseits liegen die entsprechenden 
Belastungen in der Schweiz, in Spanien und in Por- 
tugal wahrscheinlich unter denen der übrigen Staa- 
ten. Einige feststellbare Tatbestände bei wichtigen 
Steuerarten sind in der Zusammenstellung (Über- 
sicht 25) beigefügt, 

42 Nahrungsmittelpreise 

Als relevante Lebensmittelpreise sind die Abgabe- 
preise der jeweiligen Nahrungsmittellieferanten des 
Gaststättengewerbes heranzuziehen. In der Bundes- 
republik sind das neben den Großhandelspreisen 
auch Herstellerpreise und Einzelhandelspreise. Ent- 
sprechende Angaben aus anderen Fremdenverkehrs- 
ländern fehlen. 

Anhand der Veröffentlichungen des Statistischen 
Bundesamtes über Großhandelspreise im Ausland 
lassen sich lediglich Aussagen über die Entwicklung 
der Preise einzelner Nahrungsmittel machen. Rück- 
schlüsse sind allerdings nur beschränkt möglich, da 
die erfaßten gängigen Qualitäten zum Teil stark 
differieren. Ein Überblick zeigt bei allem Vorbehalt, 
daß sich die Großhandelspreise wichtiger Nahrungs- 
mittel in der Bundesrepublik überwiegend günstiger 
entwickelt haben, als in den meisten anderen erfaß- 
baren Ländern (Übersicht 37). 

Unterschiedliche Nahrungsmittelpreise haben zwei- 
fellos in gewissem Umfang einen Wettbewerbsvor- 
sprung oder Wettbewerbsnachteil dieses oder jenes 
Landes zur Folge. Das kann aber nicht unbedingt als 
Verzerrung des Wettbewerbs angesehen werden. 
Eine Verfälschung des internationalen Wettbewerbs 
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könnte sich hingegen durch staatliche Eingriffe wie 
Preisfestsetzungen und Subventionen ergeben. Die 
Herausarbeitung solcher Einflüsse könnte wohl nur 
mit einer gründlichen Untersuchung versucht wer- 
den und dürfte auch nur einen groben Überblick 
ermöglichen. 

43 Bedingungen für Neuinvestitionen 

Zu den Bedingungen für Neubauten ausländischer 
und deutscher Unternehmer, insbesondere soweit es 
sich um Förderungsbedingungen des Bundes handelt, 
hat die Bundesregierung auf die Frage des Herrn 
Abgeordneten Kamms in der Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages am 20. Juni 1968 Stellung genom- 
men, (Stenographischer Bericht der 181. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, S. 9824 und 9825). Unter- 
schiede konnten hier nur zugunsten deutscher Unter- 
nehmen festgestellt werden. 

44 Standortfaktoren 

Insgesamt erhebt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage, welche Bedeutung den von den Fragestellern 
genannten Faktoren für die Wettbewerbsbeurtei- 
lung gegenüber dem Ausland zukommt. Nicht nur 
Nahrungsmittelpreise und Klimata, sondern auch 
Arbeitskosten, Kapitalkosten und vieles andere sind 
weitgehend als Standortfaktoren anzusehen. Derar- 
tige Standortunterschiede sind auch im eigenen Land 
anzutreffen. Bei der Antwort zur Frage 2 hat die 
Bundesregierung im übrigen bereits darauf hinge- 
wiesen, daß die Preishöhe bei Fremdenverkehrs- 
dienstleistungen nur einer von mehreren Gründen 
für die Wahl eines bestimmten Fremdenverkehrs- 
zieles ist. 

Standortnachteile sind zweifellos immer auch Wett- 
bewcrbsnachtcile. Ihrem Ausgleich sind Grenzen ge- 
setzt. Die Maßnahmen des Bundes und der Länder 
im Rahmen des regionalen Förderungsprogramms 
machen deutlich, in welchem Umfang die öffentliche 
Hand sich bemüht, derartige Standortnachteile aus- 
zugleichen. 

45 Staatliche Eingriffe 

Von Wettbewerbsverzerrungen kann nur gespro- 
chen werden, wenn Eingriffe in die gewachsene 
Wettbewerbssituation erfolgen, die eine unange- 
messene Begünstigung oder Benachteiligung von 
Teilnehmern am Wettbewerb zur Folge haben. Der 
Bundesregierung sind bisher keine derartigen Ein- 
griffe anderer Fremdenverkehrsländer bekannt ge- 
worden. Die Feststellung gilt im großen Ganzen 
auch für zahlreiche Förderungsmaßnahmen osteuro- 
päischer Länder. 

Jeder staatliche Eingriff, wie die Änderung einer 
Steuer, eines Zolles oder einer Subvention, führt, 
verglichen mit dem vorher bestehenden Zustand, zu 
einer Veränderung der Wettbewerbsposition der Be- 
troffenen. Die Liberalisierung des Reiseverkehrs, 
die Beseitigung von Zollschranken in Europa, die 
Verstärkung oder Minderung dieser oder jener För- 


derungsmaßnahmen und auch die Einführung eines 
anderen Umsatzsteuersystems stellen derartige 
staatliche Eingriffe dar. Die Bundesregierung ist be- 
reit, jede eintretende oder eingetretene Wirkung 
solcher Eingriffe auf ihre Zumutbarkeit für die 
Betroffenen zu untersuchen und erforderlichenfalls 
eine Milderung nachteiliger Wirkungen zu erwägen. 

5. Weldie Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um diese Wettbewerbsnach- 
teile und Wettbewerbsverzerrungen ganz oder 
teilweise zu beseitigen, damit die volle Wett- 
bewerbsfähigkeit des deutschen Fremdenverkehrs- 
gewerbes auch für die Zukunft gewährleistet 
wird? 


Antwort 

5 Maßnahmen der Bundesregierung 

Solange die von den Fragestellern unterstellten 
Wettbewerbsnachteile oder Wettbewerbsverzerrun- 
gen nach Art und Umfang nicht feststellbar sind oder 
nicht festgestellt werden, sieht die Bundesregierung 
keine Veranlassung und keine Möglichkeit über 
die bei Tz 45 bereits erklärte Bereitschaft zur 
Prüfung der Sachlage hinauszugehen. Die Bundes- 
regierung ist der Ansicht, daß das deutsche Frem- 
denverkehrsgewerbe sich auch gegenüber dem Aus- 
land durchaus als leistungs- und wettbewerbsfähig 
erwiesen hat. Die zügige Anpassung des Angebots 
an Beherbergungsraum an die gestiegene Nachfrage 
der letzten Jahre und die zur Frage 1 (Tz 100) fest- 
gestellte stärkere Zunahme der Inlandsreisen im 
Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr im Vergleich zu 
den Auslandsreisen dürfte diese Annahme rechtfer- 
tigen, Das schließt nicht aus, daß Verbesserungen 
der Wettbewerbsposition des deutschen Fremden- 
verkehrs möglich sind. Hierauf wird im folgenden 
einzugehen sein. 

6. Welche Förderungsmöglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung darüber hinaus durch eigene Schritte, 
durch Maßnahmen der Länder und der Gemeinden, 
der örtlichen und überörtlichen Fremdenverkehrs- 
organisationen, des Hotel- und Gaststättengewer- 
bes und eine Zusammenarbeit dieser Institutionen 
untereinander, insbesondere im Hinblick auf 

a) eine koordinierte und verstärkte Auslandswer- 
bung für Reisen in die Bundesrepublik und be- 
stimmte Zielgebiete in der Bundesrepublik, 

b) eine bevorzugte Behandlung von Gebieten, 
die wirtschaftsstrukturell benachteiligt sind, 

c) eine bessere Verteilung der Reisezeiten wäh- 
rend des ganzen Jahres zur wirtschaftlicheren 
und preisgünstigeren Nutzung der vorhande- 
nen Kapazitäten, 

d) eine terminliche Abstimmung von Urlaubs- 
reisen, die an Schulferien gebunden sind, mit 
gesundheitsbedingten Ferienaufenthalten und 
Kuren, deren gesundheitlicher Erfolg nicht von 
einer bestimmten Jahreszeit abhängig ist, 

e) einer Verlängerung der durchschnittlichen Auf- 
enthaltsdauer an einem Ort mit ihren positi- 
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ven gesundheitlichen und kostenmäßigen Aus- 
wirkungen, 

f) Zuwendungen und Vergünstigungen für Bevöl- 
kerungsgruppen (z. B. kinderreiche Familien, 
alte und betreuungsbedürftige Menschen), 
deren Einkommenssituation eine volle Finan- 
zierung eines Ferienaufenthaltes nicht erlaubt, 

g) die Gewährung begünstigter Verkehrstarife zu 
bestimmten Jahreszeiten und in bestimmte 
Zielgebiete, 

h) die Gewährung zinsgünstiger Darlehen für 
private bauliche Maßnahmen und zum Bau 
öffentlicher Erholungszentren und Einrichtun- 
gen (z. B. Kurbetriebe und Sportstätten)? 


Antwort 

6 Förderungsmöglichkeiten 

60 Eigene Anstrengungen und Kooperationen 

Für eine weitere Förderung des Fremdenverkehrs 
sieht die Bundesregierung zahlreiche Möglichkeiten. 
Jede Förderung aus öffentlichen Mitteln setzt aller- 
dings grundsätzlich außerordentliche Anstrengungen 
des zu fördernden Wirtschaftszweiges voraus. Sol- 
che Anstrengungen sind dem deutschen Fremdenver- 
kehrsgewerbe noch über das bisherige Maß hinaus 
auf einer Reihe von Gebieten möglich, um zu errei- 
chen, daß seine Leistungen in Anspruch genommen 
werden und sich so seine Wettbewerbsposition ver- 
bessert. Hinzuweisen ist hier z. B, 

a) auf die Schaffung nachfragegerechter Beherber- 
gungs- und Verpflegungskapazitäten, vor allem 
für Familien, und auf die Möglichkeiten, die ein 
verstärktes Angebot pauschaler Aufenthalte er- 
öffnet; 

b) auf die noch erheblich steigerungsfähige Kapazi- 
tätsauslastung des deutschen Fremdenverkehrs- 
gewerbes in den Früh- und Spätsaisonzeiten, die 
durch Preisdifferenzierungen erreicht werden 
könnte. Dafür gibt es bereits erfreuliche Bei- 
spiele. Die Bundesregierung hat Ende 1967 ein 
Gutachten in Auftrag gegeben, das vor allem den 
mittleren und kleineren Unternehmen des Frem- 
denverkehrsgewerbes u. a. Anleitungen für sol- 
che Preisdifferenzierungen geben soll. Es wird in 
Kürze fertiggestellt sein; 

c) auf die noch ungenutzten Möglichkeiten der Koo- 
peration. Eine Reihe von Unternehmensfunktio- 
nen können auch im Fremdenverkehrsgewerbe 
durch Kooperationen rationeller erfüllt werden, 
Verkehrsträger, Reisevermittler und Beherber- 
gungsstätten aller Art könnten ein System der 
Unterkunftsreservierung im Bundesgebiet schaf- 
fen. Das würde eine schnelle und zuverlässige 
Buchung von Unterkünften ermöglichen, wie sie 
bei Pauschalreisen der Reiseveranstalter zum 
Teil schon praktiziert wird. In gewissen Grenzen 
könnte dadurch auch eine Ubernachfrage nach 
bestimmten Reisezielen und für bestimmte Reise- 
zeiten auf weniger nachgefragte Ziele und Zeiten 
umgelenkt werden. 


61 Arbeitskreis für Fremdenverkehr 

Einige der in Betracht kommenden Maßnahmen wer- 
den ihre volle Wirksamkeit nur entfalten können, 
wenn die verschiedenen Zweige der Fremdenver- 
kehrswirtschaft, die Verkehrsträger, Reisevermittler, 
Hotel- und Gaststättengewerbe, Kurbetriebe und an- 
dere, enger als bisher Zusammenarbeiten. Die Bun- 
desregierung bietet dazu ihre guten Dienste an. Sie 
hat schon Vorbereitungen dafür getroffen, beim 
Bundesminister für Wirtschaft in enger Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesminister für Verkehr einen 
„Arbeitskreis für Fremdenverkehr" zu schaffen, des- 
sen Aufgabe die Koordinierung der Ziele und der 
Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der Struktur 
und der gesamten wirtschaftlichen Situation im 
Fremdenverkehr sein soll. Die Bundesregierung 
wird auch ihre eigenen Maßnahmen zur Förderung 
des Fremdenverkehrs in einem solchen Gremium, 
das aus Fremdenverkehrsfachleuten zu bilden sein 
wird, zur Diskussion stellen. Mit Hilfe des sachkun- 
digen Rates des Arbeitskreises soll die bestmögliche 
Lösung der jeweils aktuellen Probleme gefunden 
werden. 

62 Zusammenarbeit mit Ländern und Gemeinden 

Bei allen ihren Maßnahmen und Überlegungen zur 
Förderung des Fremdenverkehrs weist die Bundes- 
regierung darauf hin, daß den Ländern und Gemein- 
den in eigener Zuständigkeit ein erheblicher Teil 
der Aufgaben zur Fremdenverkehrsförderung zu- 
kommt. Sie tragen in entscheidendem Umfang Mit- 
verantwortung für eine gedeihliche Entwicklung des 
Fremdenverkehrs. Bund, Länder und Gemeinden 
können aber noch enger als bisher Zusammenarbei- 
ten. Das gilt nicht nur für eine wirksamere Abstim- 
mung der Kredit-, Bürgschafts- und Zuschußmaßnah- 
men im Fremdenverkehr und in der Fremdenver- 
kehrswerbung im Ausland, sondern auch für eine 
bessere Regelung der Schul- und Betriebsferien, der 
Maßnahmen zur Individualförderung — insbe- 
sondere einkommensschwacher Bevölkerungsgrup- 
pen — und für vieles andere. 

63 Werbung Im Ausland 

Die Bundesregierung fördert den Ausländerreisever- 
kehr in die Bundesrepublik Deutschland seit 1950 
durch jährliche Zuschüsse an die für die Fremden- 
verkehrswerbung im Ausland zuständige Deutsche 
Zentrale für Fremdenverkehr e. V. Die Zuschüsse 
sind in den letzten Jahren laufend erhöht worden. 
Sie betragen 1968 9,5 Millionen DM und sollen im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung bis 1972 
zunächst den Betrag von 11,5 Millionen DM errei- 
chen. 

Die Mitglieder der Deutschen Zentrale für Frem- 
denverkehr e. V. bringen jährlich selbst etwa 
800 000 DM für die Auslandswerbung auf. Eine ver- 
stärkte finanzielle Beteiligung der am Ausländerrei- 
severkehr interessierten Fremdenverkehrswirtschaft 
ist erwünscht. 

Die Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr ist von 
der Bundesregierung angehalten worden, bei der 
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Durchführung ihrer Aufgabe unter Gesichtspunkten 
der Marktforschung thematische und regionale 
Schwerpunkte zu bilden. Sie hat in letzter Zeit er- 
folgversprechende Vorarbeiten geleistet, um durch 
geeignete Vorausplanungen und Vorausinformatio- 
nen die Koordinierung der Auslandswerbearbeit mit 
den Fremdenverkehrsgebieten und -orten zu ver- 
bessern. Sie wird sich auch stärker als bisher in der 
Auslandsarbeit der vom Anbieter weitgehend vor- 
bereiteten pauschalen Urlaubsreisen annehmen. Die 
Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr ist dabei ins- 
besondere auf die Zusammenarbeit mit den regiona- 
len Verbänden und Orten angewiesen, die mehr Be- 
reitschaft zeigen müßten, ihre Bestrebungen einem 
gemeinsamen Ziel unterzuordnen. Auch die Bundes- 
länder sollten ihren Einfluß in dieser Richtung gel- 
tend machen. 

Für eine sinnvolle Zusammenarbeit bietet die Struk- 
tur der Deutschen Zentrale für Fremdenverkehr 
selbst gute Voraussetzungen. In ihr sind die maß- 
gebenden Organisationen und Unternehmen des 
deutschen Fremdenverkehrs Mitglied; sie sind auch 
in den Führungsgremien vertreten. Zur Zeit ist der 
Präsident der Deutschen Zentrale für Fremdenver- 
kehr gleichzeitig auch Präsident des Deutschen 
Fremdenverkehrs Verbandes, in dem die Landesfrem- 
denverkehrsverbände zusammengefaßt sind. Dies 
wird die schwierige Koordinierungsarbeit in der 
Auslandswerbung sicher erleichtern. 


64 Regionales Förderungsprogramm 

Mit Mitteln des Regionalen Förderungsprogramms 
der Bundesregierung werden im Zonenrandgebiet 
und in den Bundesausbaugebieten neben den Flilfen 
für die gewerbliche Erschließung auch Zuschüsse 
und zinsgünstige Kredite für den Ausbau des Frem- 
denverkehrs gewährt. In den dafür geeigneten Re- 
gionen werden seit Jahren alle Möglichkeiten ge- 
nutzt, um die Wirtschaftskraft über die Entwicklung 
des Fremdenverkehrs weiter zu steigern. In Zusam- 
menhang mit den Ländern sollen künftig die Förde- 
rungsmittel für den Ausbau der erforderlichen öf- 
fentlichen Einrichtungen in Gebieten, in denen be- 
reits erfolgversprechende Ansatzpunkte entstanden 
sind, noch stärker schwerpunktartig zusammenge- 
faßt werden. Dort soll der Fremdenverkehr schließ- 
lich einen wichtigen, wenn nicht gar den ausschlag- 
gebenden Beitrag für eine optimale Entwicklung des 
Gebietes leisten. 


65 Möglichkeiten der Saisonverlängerung 

Die Bedeutung, die den Schulferienterminen für die 
Urlaubsreisen der Bevölkerung zukommt, hat die 
Antwort auf die Frage 2 (Tz 200) schon hervorgeho- 
ben. Die Bundesregierung hat die Wirkungen der 
Schulferienregelungen sowie Verbesserungsmöglich- 
keiten durch das Deutsche Wirtschaftswissenschaft- 
liche Institut für Fremdenverkehr an der Universität 
München untersuchen lassen und das Ergebnis den 
für die Terminfestlegung allein zuständigen Kultus- 
ministern der Länder zugeleitet. Darüber hinaus hat 


sie sich mehrfach um einen Gedankenaustausch mit 
den Kultusministern bemüht und zuletzt im Früh- 
jahr 1968 einen Vorschlag für die Ferienregelung, 
wie er vom Deutschen Industrie- und Handelstag 
gemeinsam mit den Fremdenverkehrsorganisationen 
vorgelegt worden ist, nachdrücklich unterstützt. Die 
Resonanz auf diese Bemühungen muß abgewartet 
werden. 

Die Schulferienregelung für den Sommer 1968 hat 
gegenüber den Vorjahren schon einige Fortschritte 
gebracht. Eine weitergehende Streckung des gesam- 
ten Ferienzeitraumes aller Länder und die Vermei- 
dung von Ferienanfang und -ende an Wochenenden 
(Überlagerung mit Wochenend- und Ausflugsver- 
kehr) sollten erreichbar sein. 

Bund und Länder unterstützen insbesondere im Rah- 
men des Regionalen Förderungsprogramms vor- 
dringlich die Bemühungen der saisonabhängigen 
Fremdenverkehrsorte bei der Schaffung von Frem- 
denverkehrseinrichtungen, die den Aufenthalt der 
Erhol angssuchenden auch bei ungünstiger Witte- 
rung ermöglichen. In diesem Zusammenhang ist vor 
allem auf die Errichtung von beheizten Flallen- und 
Freiluftschwimmbädern neben zahlreichen anderen 
Einrichtungen, die dem gleichen Ziel dienen, hinzu- 
weisen. 


66 Saisonunabhängige Kurmaßnahmen 

Bei der Alten-Erholung besteht schon im Interesse 
des geförderten Personenkreises seit Jahren das Be- 
streben, die Maßnahmen nicht in den Zeiten der 
Flauptsaison durchzuführen. Nur außerhalb dieser 
ist in der Regel eine angemessene Betreuung wäh- 
rend der Fahrt und am Zielort gewährleistet. Die 
Termine für die Müttererholung sind in erster Linie 
von der Bereitstellung freier Plätze in den Mütter- 
erholungsheimen abhängig. Auf die Möglichkeit, 
schulpflichtige und nichtschulpflichtige Kinder in pa- 
rallelen Erholungsmaßnahmen unterzubringen, wird 
stets Bedacht genommen. Auch im Bereich der 
Kriegsopferversorgung besteht ständig das Bestre- 
ben, die Termine von Urlaubsreisen, die an die 
Schulferien gebunden sind, mit denen für gesund- 
heitsbedingte Erholungsmaßnahmen und Kuren, de- 
ren Erfolg nicht von einer bestimmten Jahreszeit 
abhängig ist, abzustimmen. Gleiches gilt für die 
Rentenversicherungsträger. 

In allen diesen Fällen muß allerdings dem gesund- 
heitspolitischen Erfordernis der Vorrang vor ande- 
ren Gesichtspunkten eingeräumt werden. Gerade die 
Träger sozialer Erholungs- und Kurmaßnahmen be- 
rücksichtigen dabei, daß die Zeiten extremer Tempe- 
raturen nicht immer günstigen Einfluß auf den Er- 
folg der Maßnahmen haben. Die hohe Zahl derarti- 
ger Maßnahmen während der Übergangszeiten 
außerhalb der Saison beweist das. Entscheidenden 
Einfluß auf die ganzjährige Beschickung der Kurorte 
hat auch in Zukunft die Bereitstellung einer genü- 
genden Zahl ganzjährig benutzbarer Schwimmbäder 
und Bewegungsbäder sowie ähnlicher Einrichtungen. 
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67 Längere Aufenthalte 

Für Kuren und Heilmaßnahmen ist der Wert eines 
längeren Aufenthaltes am gleichen Ort insbesondere 
von den öffentlich-rechtlichen Trägern derartiger 
Maßnahmen seit langem erkannt worden. Die durch- 
schnittliche Dauer dieser Maßnahmen in Kurorten 
von mehr als 30 Tagen beweist das. Grundsätzlich 
gilt die gleiche Erkenntnis auch für privat finan- 
zierte Kuren, auch wenn sie in der Praxis noch nicht 
von allen Privatkurgästen beachtet wird. 

Im allgemeinen hat sich aber auch bei Urlaubs- und 
Erholungsreisen aller Art der längere Aufenthalt an 
einem Erholungsort aus gesundheitlichen Gründen 
durchgesetzt. Aus vielfältigen Beobachtungen kann 
geschlossen werden, daß Rundreisen, die vor einigen 
Jahren noch einen augenfälligen Anteil gehabt ha- 
ben dürften, stark zurückgegangen sind. Nach Fest- 
stellungen des Statistischen Bundesamtes haben sich 
1966 nur 8 % aller Reisenden im Urlaub an mehr als 
einem Zielort aufgehalten. Ebenso lassen die Beob- 
achtungen erkennen, daß die Reisenden die Notwen- 
digkeit, den Urlaub gesundheitsfördernd zu gestal- 
ten, in wachsendem Maße erkannt haben. Diesem 
Ziel dient auch, daß die Zuschüsse der Länder zu 
den Urlaubskosten kinderreicher Familien in der 
Regel nur gewährt werden, wenn die Dauer der 
Urlaubsreise nicht unter zwei Wochen liegt. 


68 Einkommensschwache Bevölkerungsgruppen 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen, ein- 
kommensschwachen Bevölkerungsgruppen eine aus- 
reichende Erholung zu ermöglichen, fortsetzen und 
womöglich verstärken. Sie wird sich auch bemühen, 
bei Ländern und Gemeinden das Verständnis für die 
Notwendigkeit verstärkter Bemühungen für betreu- 
ungsbedürftige Menschen wachzuhalten. Daneben 
wird die Bundesregierung fortfahren, das Fremden- 
verkehrsgewerbe für eine nachfragegerechte, fort- 
laufende Anpassung seines Angebotes gegenüber 
einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen, insbe- 
sondere auch Familien mit Kindern, zu gewinnen. 
Dabei wird sie prüfen, ob dazu Anreize gegeben 
werden können. 


69 Verkehrstarife 

Ebenso wird die Bundesregierung den Verkehrsträ- 
gern nahelegen, in ihren Bemühungen fortzufahren, 
die Tarifpolitik insbesondere in reiseschwachen Zei- 
ten zur Gewinnung zusätzlicher Reisender einzuset- 
zen. Durch eine geeignete Preisdifferenzierung sollte 
sich auch bei den vorwiegend dem Erholungsverkehr 
dienenden Verkehrsunternehmen eine bessere Ver- 
teilung der Urlauber auf die Jahreszeiten unter 
Wahrung kaufmännischer Grundsätze bewirken las- 
sen. 

Keine dieser Maßnahmen wird auf die Dauer jedoch 
isoliert Erfolg haben. Nur das Zusammenwirken 
aller in Betracht kommenden Institutionen, das die 
Bundesregierung zu aktivieren beabsichtigt, kann zu 
sichtbaren Ergebnissen führen. Gerade hier ver- 


spricht sich die Bundesregierung von der bereits 
erwähnten Einrichtung eines „Arbeitskreises für 
Fremdenverkehr" beim Bundesminister für Wirt- 
schaft eine wesentliche Intensivierung der Koopera- 
tion aller Kräfte. Dieser Arbeitskreis wird auch in 
der Lage sein, Bund, Ländern und Gemeinden für 
ihre jeweiligen Aufgabenbereiche Verbesserungen 
bei der Investitionsförderung im Fremdenverkehr 
vorzuschlagen. Die Bundesregierung ist bereit, die 
bisherigen Programme fortzusetzen und mögliche 
Ergänzungen und Verbesserungen sorgsam zu er- 
wägen. 

7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
darauf hinzuwirken, daß vor der Schaffung neuer 
Bettenkapazitäten durch Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts mit öffentlichen Mitteln die bereits 
vorhandenen Kapazitäten in Anspruch genommen 
werden, die für die Durchführung entsprechender 
Cesundhcitsmaßnahmen geeignet sind, um so 
ungenutzte Kapazitäten, Fehlinvestitionen und 
unnötige Kosten und Verteuerungen zu vermei- 
den? 


Antwort 

7 Kapazitätsauslastung von Kureinrichtungen 

Bei der Durchführung von fremdenverkehrsauslö- 
senden Gesundheitsmaßnahmen muß die Gesund- 
heitsförderung im Vordergrund stehen. Die Berück- 
sichtigung fremdenverkehrswirtschaftlicher Auswir- 
kungen ist, wie dies schon geschieht, zu beachten. 
Eine bevorzugte Berücksichtigung privater Anbieter 
ist bei der Durchführung von Gesundheitsmaßnah- 
men öffentlich-rechtlicher Träger nicht möglich. Die 
Verteilung der sogenannten Sozialkurgäste auf die 
eigenen Einrichtungen der Träger und auf vertrag- 
lich gebundene private Unternehmer berücksichtigt 
die Erfordernisse einer optimalen pflegerischen Be- 
treuung und guter diagnostischer und therapeuti- 
scher Ausstattungen. Dabei ist auch dem Umstand 
Rechnung zu tragen, daß die Unterbringung in ge- 
schlossenen eigenen Einrichtungen der Träger viel- 
fach eine bessere Kontrolle der Durchführung des 
Kurplanes ermöglicht und günstigere Möglichkeiten 
notwendiger psychotherapeutischer Einwirkungen 
sowie der Gesundheitserziehung bieten. 

Bei den einmal vorhandenen eigenen Einrichtungen 
der Träger ist darüber hinaus auch die Wahrung der 
Wirtschaftlichkeit zu beachten. Gleichwohl hat die 
Bundesregierung bisher darauf geachtet, daß die 
Schaffung neuer eigener Bettenkapazitäten bei den 
Trägern der Maßnahmen die Ausnutzung vorhande- 
ner privatbetriebener Kapazitäten — sofern sie für 
die Durchführung entsprechender Gesundheitsmaß- 
nahmen geeignet sind — nicht gefährdet. Dies wird 
sie auch künftig tun. Zu Frage 3 ist bereits dargelegt 
worden, daß bis heute nur etwa ein Drittel aller so- 
zialen Kur- und Erholungsmaßnahmen in eigenen 
Häusern der Träger durchgeführt werden und daß 
insoweit in Zukunft keine nennenswerte Änderung 
beabsichtigt ist. Dadurch dürfte sichergestellt sein, 
daß eine mangelnde Nutzung von Kapazitäten, Fehl- 
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Investitionen und damit auch unnötige Kosten und 
Verteuerungen vermieden werden. Neben den Trä- 
gern und ihren Aufsichtsorganen wird die Bundes- 
regierung hierauf auch in Zukunft ihr besonderes 
Augenmerk richten. 

8. Ist die Bundesregierung bereit, dort, wo zuverläs- 
siges und ausgewertetes Material zu den in Num- 
mer 1 bis 7 gestellten Fragen nicht vorhanden ist 
und entsprechende Antworten und Vorschläge 
nicht möglich erscheinen, die erforderlichen Unter- 
suchungen vorziinehmen und dem Bundestag dar- 
über — ■ und wenn ja, bis wann — zu berichten, 
damit die zu treffenden Maßnahmen erörtert wer- 
den können, die der volkswirtschaftlichen, gesund- 
heits- und gesellschaftspolitischen Bedeutung des 
Fremdenverkehrs gerecht werden? 

Antwort 

8 Weitere Untersuchungen 

Die Bundesregierung ist bereit, insbesondere über 
die nachstehenden Fragen, die ihr für eine Beurtei- 
lung der Entwicklung im deutschen Fremdenverkehr 
und zur Vermittlung notwendiger Orientierungshil- 
fen für die Fremdenverkehrswirtschaft wichtig er- 
scheinen, Untersuchungen anstellen zu lassen oder 
zu fördern und darüber dem Deutschen Bundestag 
nach Vorliegen der Ergebnisse zu berichten. Sie be- 
schränkt sich dabei auf solche Untersuchungen, die 
in die Zuständigkeit des Bundes fallen und die lang- 
fristig für die strukturelle Anpassung der Fremden- 
verkehrswirtschaft an die veränderte Nachfragesi- 
tuation unentbehrlich sind. 

Ihre Durchführung würde bis zum Abschluß, d. h. für 
eine Reihe von Jahren, die zusätzliche Bereitstellung 
von jährlich 250 000 DM erforderlich machen. In der 
mittelfristigen Finanzplanung ist dieser Mehrbedarf 
nicht vorgesehen. Die Untersuchungen können des- 
halb nur erfolgen, wenn die Mittel an anderer Stelle 
eingespart werden. Da die der Finanzplanung zu- 
grundeliegenden Mittel bei der Vielzahl der vor- 
dringlichen Aufgaben des Bundes voraussichtlich 
voll in Anspruch genommen werden, läßt sich zur 
Zeit keine Einsparungsstelle erkennen. 

Daneben erwägt die Bundesregierung eine Verbes- 
serung der Statistik, die verhältnismäßig geringe 
Mehrkosten verursachen würde. Dabei wären ge- 
gebenenfalls andere Methoden der laufenden Erhe- 
bung zu prüfen. Die Statistiken müßten auf Tatbe- 
stände ausgedehnt werden, die bei der Beantwor- 
tung der Fragen 1 bis 3 als bislang unbefriedigend 
erfaßt bezeichnet wurden. 

Die im einzelnen erforderlich erscheinenden Unter- 
suchungen können nach den bisherigen Erfahrungen 


und den zum. Teil schon geleisteten Vorarbeiten nur 
von wissenschaftlichen Forschungsinstituten durch- 
geführt werden. Sie sollen sich auf folgende Fragen 
erstrecken: 

1. Welche Zusammenhänge bestehen zwischen der 
zunehmenden Verlängerung des Anspruchs der 
Arbeitnehmer auf bezahlten Urlaub (und verlän- 
gertes Wochenende) und den Tendenzen zu ver- 
mehrten Urlaubsreisen generell und den Tenden- 
zen zu zusätzlichen Urlaubsreisen im gleichen 
Jahr sowie den Möglichkeiten einer auf längere 
Zeit zur Verfügung stehenden Unterkunft in 
einem Fremdenverkehrsgebiet? 

2. Welche Bedeutung haben die Erscheinungen des 
Camping und Caravaning, die Familienferienein- 
richtungen privater und gemeinnütziger Träger, 
die Unterkünfte auf Bauernhöfen und in ähnli- 
chen Quartieren für die Struktur des Erholungs- 
reiseverkehrs? Wie wird sich der Bedarf nach sol- 
chen oder gleichartige Ansprüche befriedigenden 
Erholungsplätzen künftig entwickeln? Wie wird 
sich das Angebot der Nachfrage anpassen und 
bedarf es eventuell zur Befriedigung der Nach- 
frage vermehrter öffentlicher Förderung? 

3. Welche Kooperationsformen versprechen eine 
bessere Befriedigung der Nachfrage nach Frem- 
denverkehrsdienstleistungen? 

4. Welche Methoden erlauben eine präzisere Er- 
mittlung der Reiseverkehrsdevisenausgaben von 
Deutschen im Ausland und von Ausländern in 
der Bundesrepublik Deutschland? Welche Ergeb- 
nisse sind zu erwarten? 

5. Mit welchen Methoden können die Fremdenver- 
kehrsausgaben im Inland und im Ausland im Ge- 
schäfts-, Urlaubs-, Wochenendreiseverkehr und 
im Ausflugsverkehr zutreffend ermittelt werden, 
welches sind die Ergebnisse und welchen Anteil 
haben daran die Mehrausgaben und die reinen 
Konsumverlagerungen? 

6. Welche vorausschauenden, quantitativen Aussa- 
gen können über die Entwicklung des Geschäfts-, 
Urlaubs-, Kur-, Wochenendreise- und Ausflugs- 
verkehrs für überschaubare Zeiträume gemacht 
werden? 

Mit den gekennzeichneten Untersuchungen könnten 
nach Ansicht der Bundesregierung alle für die Frem- 
denverkehrsentwicklung relevanten Tatbestände 
künftig erkannt und dargestellt werden. Der dafür 
erforderliche Mittelaufwand ist in Anbetracht der 
erzielbaren Ergebnisse als gering anzusehen. 

Schiller 
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Übersicht 1 


Ausländerübernachtungen nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden 
im Jahre 1967 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in Vo 

Belgien-Luxemburg 




Köln 

NW 

33 184 

3,8 

München 

Bay 

25 169 

2,9 

Rüdesheim/Rh 

Hess 

24 594 1) 

2,8 

Frankfurt a. M 

Hess 

21 984 1) 

2,5 

Garmisch- 




Partenkirchen 

Bay 

19 474 

2,2 

Hamburg 

Hmb 

17 874 

2,0 

Düsseldorf 

NW 

17 229 

2,0 

Berchtesgaden®) 

Bay 

15 925 

1,8 

Berlin (West) 

BlnW 

15 003 

1,7 

Königswinter 

NW 

13611 

1,5 

Heidelberg 

BaWü 

12 709 2) 

1.4 

Mittenwald 

Bay 

12 679 

h4 

Koblenz 

RhPf 

11 842 2) 

h3 

Oberstdorf 

Bay 

11 794 

1.3 

Aachen 

NW 

10 599 

h2 

Wangen im Allgäu . . . 

BaWü 

9 729 2) 

1,1 

Neuerburg 

RhPf 

9 498 2) 

1,1 

Baden-Baden 

BaWü 

8 984 2) 

1,0 

Stuttgart 

BaWü 

8 804 2) 

1,0 

Nürnberg 

Bay 

8 602 

1,0 

Wiesbaden 

Hess 

8 407 1) 

1,0 

Altenahr 

RhPf 

7 677 2) 

0,9 

Freudenstadt 

BaWü 

7 522 2) 

0,9 

Karlsruhe 

BaWü 

7 078 2) 

0,8 

Heimbach 

NW 

6 156 

0,7 

Boppard 

RhPf 

6 127 2) 

0,7 

Hannover 

Ndsa 

5 939 ^) 

0,7 

Freiburg 

BaWü 

5 805 2) 

0,7 

i Sahlenburg 

Ndsa 

5 752 1) 

0,7 

Titisee 

BaWü 

5 203 2) 

0,6 

Oberammergau 

Bay 

5 089 

0,6 

Kassel ®) 

Hess 

5 067 1) 

0,6 

Cochem 

RhPf 

5 062 2) 

0,6 

Trier 

RhPf 

4 916 2) 

0,6 

Würzburg 

Bay 

4 872 

0,6 

Lindau/Bodensee 

Bay 

4 778 

0,5 

Ulm 

BaWü 

4 695 2) 

0,5 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in Vo 

Offenburg 

. BaWü 

4 600 2) 

0,5 

Bad Nauheim 

. Hess 

4 526 ‘) 

0,5 

Siegen 

. NW 

4 436 

0.5 

Bernkastel-Kues . . . . 

. RhPf 

4 111 2) 

0,5 

Triberg 

. BaWü 

4 015 2) 

0,5 

Wolfach 

. BaWü 

4 005 2) 

0,5 

Haslach i. K 

. BaWü 

3 956 2) 

0.4 

Augsburg 

. Bay 

3 948 

0,4 

Friedrichshafen 

. BaWü 

3 761 2) 

0,4 

Dortmund 

. NW 

3 684 

0,4 

St. Goarshausen 

. RhPf 

3 451 2) 

0,4 

Winterberg 

. NW 

3 374 

0,4 

Siegburg 

. NW 

3 272 

0,4 

Bad Neuenahr 

. RhPf 

3 256 2) 

0,4 

Bonn 

. . NW 

3 237 

0,4 

Rothenburg o. d. T. . . 

, . Bay 

3 218 

0,4 

zusammen . . 

übrige Gemeinden . . 


470 282 

405 645 

53,7 

46,3 

Übernachtungen 
insgesamt 


875 927 100 


Dänemark 




Hamburg 

. .. Hmb 

116 707 

13,4 

Goslar 

. . . Ndsa 

48 430 ') 

5,5 

Berlin (West) 

. . . BlnW 

41 542 

4,8 

Lübeck 

, SchH 

25 176 

2,9 

Rüdesheim/Rh 

. . . Hess 

24 918 1) 

2,8 

Schleswig 

. .. SchH 

19 514 

2,2 

Flensburg 

. .. SchH 

18 920 

2,2 

München 

. . . Bay 

17 029 

1,9 

Hannover 

... Ndsa 

16 091 1) 

1,8 

Aßmannshausen . . 

. . . Hess 

15 852 1) 

1,8 

Göttingen 

. . . Ndsa 

15 169 1) 

1,7 

Eutin 

... SchH 

15 005 

1,7 


Winterhalbjahr 1966/67 und Sommerhalbjahr 1967 (1. Oktober 1966 bis 30. September 1967) 

-) Sommerhalbjahr 1967 und Winterhalbjahr 1967/68 (1. April 1967 • — 31. März 1968) 

•^) einschließlich Kassel-Wilhelmshöhe 

®) Das sind die Gemeinden Au, Berchtesgaden, Bischofswiesen, Maria Gern, KÖnigssee, Landschellenberg, Markt- 
schellenberg, Ramsau, Salzberg, Scheffau und Schönau. 


SchH “ Schleswig-Holstein 
Hmb = Hamburg 
Ndsa = Niedersachsen 
Brm = Bremen 
NW = Nordrhein-Westfalen 
Hess = Hessen 


RhPf — Rheinland-Pfalz 
BaWü = Baden-Württemberg 
Bay = Bayern 
Saar = Saarland 
BlnW = Berlin (West) 
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Drucksache V/3433 


Deutscher Bu ndestag — 5. Wahlperiode 


noch: Ausiänderübernachtungen nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden im Jahre 1967 




Anzahl 


Herkunftsland 

Bundes- 

der über- 

1 Ante 

Gemeinde j 

land 

nach- 

tungen 

1 in 

1 

noch Dänemark 




Celle 

Ndsa 

14 979 ») 

IJ 

Kiel 

SchH 

13 011 

1,5 

Travemünde 

SchH 

12 637 

1,4 

Hildesheim 

Ndsa 

12 457 ') 

h4 

Frankfurt a. M 

Hess 

10 840 ’) 

1,2 

Bremen, Stadt 

Brm 

9 841 

IJ 

Bad Harzburg 

Ndsa 

8 364 1) 

hO 

Köln 

NW 

8315 

IrO 

Heidelberg 

BaWü 

7 609 

0,9 

Düsseldorf 

NW 

6 862 

0,8 

Marktbreit 

Bay 

6310 

0,7 

Uelzen 

Ndsa 

5 228 >) 

0,0 

Rendsburg 

SchH 

4 826 

0,6 

Münden 

Ndsa 

4 808 ') 

0,5 

Albaxen 

NW 

4 795 

0,5 

Bad Hersfeld 

Hess 

4 613 1) 

0,5 

Braunschweig 

Ndsa 

4 461 1) 

0,5 

Nürnberg 

Bay 

4 376 

0,5 

Osterode 

Garmisch- 

Ndsa 

4 358 

0,5 

Partenkirchen 

Bay 

4 274 

0,5 

Lohfelden 

Hess 

4 184 

0,5 

Wieda 

Ndsa 

4 177 ') 

0,5 

Kassel 

Hess 

4 096 1) 

0,5 

Bündheim 

Ndsa 

4 016 1) 

0,5 

Einbeck 

Ndsa 

3 976 1) 

0,5 

Cochem 

RhPf 

3 830 2) 

0,4 

Bacharach 

RhPf 

3 751 2) 

0,4 

Alsfeld 

Hess 

3 619 1) 

0,4 

Soltau 

Ndsa 

3 600 

0,4 

Schweinfurt 

Bay 

3 587 

0,4 

Kehl 

BaWü 

3 496 2) 

0,4 

Rothenburg o. d. T. ... 

Bay 

3 398 

0,4 

Husum 

SchH 

3 393 

0,4 

Stuttgart 

BaWü 

3 364 2) 

0,4 

Weißenburg/Bay 

Bay 

3 364 

0,4 

Neumünster 

SchH 

3 274 

0,4 

Ulm 

BaWü 

3 132 2) 

0,4 

St. Andreasberg 

Ndsa 

3 099 1) 

0,4 

Tönning 

SchH 

3 089 

0,4 

zusammen . . . 


595 762 

68,2 

übrige Gemeinden . . . 


278 078 

31,8 


Übernachtungen 

insgesamt 873 840 100 


Frankreich 


München 

. . . Bay 

97 495 

6,7 

Berlin (West) 

. . . BlnW 

62 665 

4,3 

Frankfurt a. M. ... 

. . . Hess 

57 025 1) 

3,9 

Köln 

. . . NW 

46 779 

3,2 

Hamburg 

. . . Hmb 

40 628 

2,8 


Herkunftsland 

Gemeinde 

i 1 

1 Bundes- 
land 

Anzahl 
der über- | 
nach- 1 
tungen | 

1 

Ante 
in ®/( 

Baden-Baden 

. . . BaWü 

34 868 2) 

2,4 

Konstanz 

. . . BaWü 

28 852 2) 

2,0 

Düsseldorf 

... NW 

28 763 

2,0 

Wiesbaden 

. ., . Hess 

28 399 1) 

2,0 

Stuttgart 

. . . BaWü 

26 317 2) 

1,8 

Saarbrücken 

. . . Saar 

24 509 

1,7 

Tübingen 

. . . BaWü 

22 850 2) 

1,6 

Freiburg 

. . . BaWü 

19 600 2) 

1,4 

Freudenstadt .... 

... BaWü 

18 280 2) 

1,3 

Garmisch- 




Partenkirchen .... 

. . . Bay 

16 203 

1,1 

Heidelberg 

. . . BaWü 

14 717 2) 

1,0 

Lindau 

. . . Bay 

14 483 

1,0 

Nürnberg 

. . . Bay 

14 351 

1,0 

Hannover 

... Ndsa 

13 754 1) 

1,0 

Trier 

. . . RhPf 

13 660 2) 

0,9 

Reutlingen 

... BaWü 

12 248 2) 

0,8 

Titisee 

. . . BaWü 

11 518 2) 

0,8 

Koblenz 

... RhPf 

11 116 2) 

0,8 

Mainz 

... RhPf 

10 817 2) 

0,7 

Karlsruhe 

... BaWü 

10 816 2) 

0,7 

Bayreuth 

. . . Bay 

10 273 

0,7 

Rüdesheim/Rh. . . . 

. . . Hess 

9 221 1) 

0,6 

Überlingen 

... BaWü 

9 141 2) 

0,6 

Berchtesgaden®) . . 

. . . Bay 

9 092 

0,6 

Aachen 

... NW 

8 864 

0,6 

Ulm 

... BaWü 

8 248 2) 

0,6 

Mannheim 

. . . BaWü 

7 648 2) 

0,5 

Bremen, Stadt .... 

, . . Brm 

7 542 

0,5 

Friedrichshafen . . . 

. . . BaWü 

7 126 2) 

0,5 

Bonn 

. . . NW 

7 120 

0,5 

Schwäbisch Hall . . 

... BaWü 

7 065 2) 

0,5 

Badenweiler 

... BaWü 

7 037 2) 

0,5 

Feldberg 

. . . BaWü 

7 009 2) 

0,5 

Oberstdorf 

. . . Bay 

6 841 

0,5 

Hinterzarten 

... BaWü 

6 649 2) 

0,5 

Mittenwald 

. . . Bay 

6 043 

0,4 

Schönwald 

... BaWü 

5 940 2) 

0,4 

Augsburg 

. . . Bay 

5 583 

0,4 

Amberg 

. . . Bay 

5 472 

0,4 

Bad Krozingen . . . 

... BaWü 

5 097 2) 

0,4 

Essen 

... NW 

4 883 

0,3 

Donaueschingen 

. . . BaWü 

4 834 2) 

0,3 

Wangen, Allgäu . 

. . . BaWü 

4 763 2) 

0,3 

Dortmund 

. . . NW 

4711 

0,3 

Oberammergau . . . 

. . . Bay 

4 699 

0,3 

Bad Godesberg . . . 

... NW 

4 345 

0,3 

Offenburg 

. . . BaWü 

4 283 2) 

0,3 

Kaiserslautern . . , 

... RhPf 

4 204 2) 

0,3 

Traunstein 

. . . Bay 

4 085 

0,3 

Triberg 

. . . BaWü 

3 915 2) 

0,3 

Villingen 

... BaWü 

3 913 2) 

0,3 

Kehl 

. . . BaWü 

3 804 2) 

0,3 

Darmstadt 

. . . Hess 

3 798 1) 

0,3 

Bielefeld 

... NW 

3 730 

0,3 

Bad Nauheim .... 

. . . Hess 

3 692 

0,3 

Bernkastel-Kues . . 

. . . RhPf 

3 617 2) 

0,3 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3433 


n o c h : Ausländerübernachtungen nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden im Jahre 1967 


Herkunftsland 

Gemeinde 

1 

1 

i Bundes- 
j land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Ante 

in 

noch Frankreich 




Lübeck 

. SchH 

3 545 

0,2 

Rothenburg o. d. T. . . 

. Bay 

3 433 

0,2 

Göttingen 

. Ndsa 

3 398 M 

0,2 

Baiersbronn 

. BaWü 

3 314 2) 

0,2 

Murnau 

. Bay 

3 272 

0,2 

Bingen 

. RhPf 

3 272 2) 

0,2 

Ludwigshafen 

. RhPf 

3 210 2) 

0,2 

Bad Reichenhall . . . 

. Bay 

3 086 

0,2 

Pforzheim 

. BaWü 

3 076 2) 

0,2 

Duisburg 

. NW 

3 026 

0,2 

Goslar 

. Ndsa 

3 019 ’) 

0,2 

Saig 

. BaWü 

3 011 2) 

0,2 

zusammen . . 


933 662 

64,3 

Übrige Gemeinden . . 

. 

518 358 

35,7 


Übernachtungen 

insgesamt 1 452 020 100 


\ 

I Großbritannien und 
I Nordirland 


Hamburg 

. . . Hmb 

70 788 

5,6 

Frankfurt a. M 

. . . Hess 

62 305 

4,9 

München 

. . . Bay 

57 716 

4,5 

Berlin (West) 

. . . BlnW 

57 561 

4,5 

Köln 

... NW 

55 168 

4,3 

Düsseldorf 

... NW 

37 468 

3,0 

Rüdesheim/Rh 

. . . Hess 

32 796 

2,6 

Heidelberg 

... BaWü 

26 824 2) 

2J 

Koblenz 

... RhPf 

23 691 2) 

1,9 

Königswinter 

... NW 

21 671 

1,7 

Boppard 

. . . RhPf 

20 314 2) 

1,6 

Wiesbaden 

. . . Hess 

19 095 

1,5 

Aachen 

. . . NW 

18 490 

1,5 

Oberammergau . . . . 

. . . Bay 

18 047 

1,4 

Stuttgart 

, . . BaWü 

17 791 2) 

1,4 

Hannover 

. . . Ndsa 

17 575 1) 

1,4 

Bremen, Stadt 

, . . . Brm 

15 763 

1,2 

Augsburg 

, . . . Bay 

14 628 

1,2 


1 1 

I lerkimftsland 
j Gemeinde 

‘ 1 

! Bundes- 
land 

1 

1 

1 Anzahl 

1 der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in Vo 

i 

1 

Nürnberg 

Bay 

13 912 

hi 

Garmisch- 




Partenkirchen 

Bay 

13313 

1,1 

Linz/Rh 

RhPf 

13 095 2) 

1,0 

Baden-Baden 

BaWü 

12 538 2) 

ho 

Offenburg 

BaWü 

12 437 2) 

1,0 

Mannheim 

BaWü 

12 369 2) 

1,0 

Andernach 

RhPf 

12 044 2) 

1,0 

Lahr 

BaWü 

11 831 2) 

0,9 

Bonn 

NW 

9 307 

0,7 

Freiburg 

BaWü 

9 024 2) 

0,7 

St. Goarshausen .... 

RhPf 

8 234 2) 

0,7 

Remagen 

RhPf 

7 699 2) 

0,6 

Karlsruhe 

BaWü 

6 968 2) 

0,6 

Kapellen-Stolzenfels . . 

RhPf 

6 745 2) 

0,5 

Dortmund 

NW 

6415 

0,5 

Duisburg 

NW 

6317 

0,5 

Ulm 

BaWü 

6 316 2) 

0,5 

Berchtesgaden ®) .... 

Bay 

6 069 

0,5 

Lindau 

Bay 

5 917 

0,5 

Ruhpolding 

Bay 

5 735 

0,5 

Pirmasens 

RhPf 

5 685 2) 

0,4 

Trier 

RhPf 

5 290 2) 

0,4 

Siegburg 

NW 

5 260 

0,4 

Bad Godesberg 

NW 

5 259 

0,4 

Würzburg 

Bay 

4 996 

0,4 

Essen 

NW 

4 977 

0,4 

Mönchengladbach . . . . 

NW 

4 958 

0,4 

Bielefeld 

NW 

4 881 

0,4 

Bayreuth 

Bay 

4 703 

0,4 

Mainz 

RhPf 

4 367 2) 

0,3 

Darmstadt 

Hess 

4 224 ') 

0,3 

Freudenstadt 

BaWü 

4 154 2) 

0,3 

Kehl 

BaWü 

4 088 2) 

0,3 

Bad Honnef 

NW 

4 070 

0,3 

Cochem 

RhPf 

4 061 2) 

0,3 

Celle 

Ndsa 

3 932 ’) 

0,3 

Mittenwald 

Bay 

3 790 

0,3 

Titisee 

BaWü 

3 655 2) 

0,3 

Bernkastel-Kues . . . . 

RhPf 

3 438 2) 

0,3 

Baiersbronn 

BaWü 

3 432 2) 

0,3 

Kaiserslautern 

RhPf 

3 405 2) 

0,3 

Kiel 

SchH 

3 313 

0,3 

Diez/Lahn 

RhPf 

3 232 2) 

0,3 


h Winterhalbjahr 1966/67 und Sommerhalbjahr 1967 (1. Oktober 1966 bis 30. September 1967) 

2) Sommerhalbjahr 1967 und Winterhalbjahr 1967/68 (1. April 1967 — 31. März 1968) 
einschließlich Kassel-WilhelmshÖhe 

einschließlich Bayerisch Gmain, Karlstein und Teile der Gemeinde Schneizlreuth (Kurtaxgebiet) 

®) Das sind die Gemeinden Au, Berchtesgaden, Bischofswiesen, Maria Gern, KÖnigssee, Landschellenberg, Markt- 
schellenberg, Ramsau, Salzberg, Scheffau und Schönau. / 


SchH = Schleswig-Holstein 
Hmb = Hamburg 
Ndsa = Niedersachsen 
Brm = Bremen 
NW = Nordrhein-Westfalen 
Hess = Hessen 


RhPf = Rheinland-Pfalz 
BaWü = Baden-Württemberg 
Bay ^ Bayern 
Saar = Saarland 
BlnW = Berlin (West) 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


noch: Ausländerübernachtungen nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden im Jahre 1967 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der über- 
nach- 1 
tungen 

Anteil 
in Vo 

noch Großbritannien und Nordirland 


Krefeld 

NW 

3 122 

0,2 

Herford 

NW 

3 105 

0,2 

Wuppertal 

NW 

3 099 

0,2 

Bad Nauheim 

Hess 

3 089 ‘) 

0,2 

zusammen. . . 


885 561 

69,8 

übrige Gemeinden 


383 544 

30,2 

Übernachtungen 

insgesamt 

1 

269 105 100 


Italien 

München 

. Bay 

116 095 

18,8 

Frankfurt a. M 

. Hess 

48 183 1) 

7,8 

Hamburg 

. Hmb 

41 711 

6,8 

Berlin (West) 

. BlnW 

28 655 

4,6 

Köln 

. NW 

27 876 

4,5 

Stuttgart 

. BaWü 

24 103 2) 

3,9 

Düsseldorf 

. NW 

21 279 

3,4 

Nürnberg 

. Bay 

12 141 

2,0 

Wiesbaden 

. Hess 

10 858 ‘) 

1,8 

Hannover 

. Ndsa 

10 796 1) 

1,8 

Garmisch- 

Partenkirchen 

. Bay 

8 222 

1,3 

Baden-Baden 

. BaWü 

8 1172) 

1,3 

Freiburg 

. BaWü 

7 404 2) 

1,2 

Heidelberg 

. BaWü 

6 751 2) 

1,1 

Karlsruhe 

. BaWü 

5 231 2) 

0,8 

Mannheim 

. BaWü 

3 938 2) 

0,6 

Bremen, Stadt .... 

. Brm 

3 787 

0,6 

Bonn 

. NW 

3 778 

0,6 

Augsburg 

. Bay 

3 622 

0,6 

Dortmund 

. NW 

3 484 

0,6 

Konstanz 

. BaWü 

3 193 2) 

0,5 

Hagen 

. NW 

3 107 

0,5 

Mainz 

. RhPf 

3 016 2) 

0,5 

zusammen . , 


405 347 

65,6 

übrige Gemeinden 


212318 

34,4 


Übernachtungen 

insgesamt 617 665 100 


Niederlande 


Hamburg 

... Hmb 

54 669 

2,8 

Kröv 

. . . RhPf 

43 347 2) 

2,2 

München 

. . . Bay 

35 448 

1,8 

Gerolstein 

. . . RhPf 

35 381 2) 

1,8 

Frankfurt a. M. . . . 

. . . Hess 

34 565 1) 

1,8 

Berlin (West) 

... BlnW 

31 685 

1,6 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in Vo 

Köln 

NW 

29 034 

1,5 

Düsseldorf 

NW 

28 845 

1,5 

Mittenwald 

Bay 

28 191 

1,5 

Winterberg 

NW 

24 180 

1,2 

Altenahr 

RhPf 

20 849 2) 

1,1 

Cochem 

RhPf 

20 142 2) 

1,0 

Königswinter 

NW 

19 624 

1,0 

Heidelberg 

BaWü 

19 244 2) 

1,0 

Ulm 

BaWü 

18 840 2) 

1,0 

Goslar 

Ndsa 

18 232 ') 

0,9 

Rüdesheim/Rh 

Hess 

17 629 *) 

0,9 

Baden-Baden 

BaWü 

16 839 2) 

0,9 

Limburg a. d. Lahn 

Hess 

16 277 ») 

0,8 

Stuttgart 

BaWü 

16 256 2) 

0,8 

Bremen, Stadt 

Brm 

14 462 

0,7 

Würzburg 

Bay 

14 374 

0,7 

Garmisch- 




Partenkirchen 

Bay 

14 322 

0,7 

Karlsruhe 

BaWü 

13 697 2) 

0,7 

Wiesbaden 

Hess 

13 584 1) 

0,7 

Baiersbronn 

BaWü 

12 114 2) 

0,6 

Koblenz 

RhPf 

11 857 2) 

0,6 

Nürnberg 

Bay 

11 647 

0,6 

Hannover 

Ndsa 

11 352 1) 

0,6 

Bruchsal 

BaWü 

11 185 2) 

0,6 

Oberstdorf 

Bay 

10 673 

0,5 

Kamp-Bornhofen .... 

RhPf 

10 581 2) 

0,5 

Boppard 

RhPf 

10 499 2) 

0,5 

Heimbach . 

NW 

10 387 

0,5 

Augsburg 

Bay 

10 261 

0,5 

Remagen 

RhPf 

9 903 2) 

0,5 

Trier 

RhPf 

8 608 2) 

0,4 

Camberg 

Hess 

8 431 ') 

0,4 

Freiburg 

BaWü 

8 222 2) 

0,4 

Mannheim 

BaWü 

8 167 2) 

0,4 

Neckarsulm 

BaWü 

7 936 2) 

0,4 

Oberammergau 

Bay 

7 586 

0,4 

Freudenstadt 

BaWü 

7 396 2) 

0,4 

Berchtesgaden ®) 

Bay 

7213 

0,4 

Sieber 

Ndsa 

7 075 >) 

0,4 

Ingolstadt 

Bay 

6 840 

0,4 

Dortmund 

NW 

6 810 

0,3 

Aachen 

NW 

6 800 

0,3 

Beerfelden 

Hess 

6 634 ») 

0,3 

Brodenbach 

RhPf 

6 613 2) 

0,3 

Lautenthal 

Ndsa 

6 281 ») 

0,3 

Polle 

Ndsa 

6216 ’) 

0,3 

Titisee 

BaWü 

6 117 2) 

0,3 

Bad Neuenahr 

RhPf 

5 834 2) 

0,3 

Deggendorf 

Bay 

5 643 

0,3 

Lenzkirch 

BaWü 

5 608 2) 

0,3 

Heilbronn 

BaWü 

5 587 2) 

0,3 

Winningen 

RhPf 

5 490 2) 

0,3 

Rothenburg 




0 . d. Tauber 

Bay 

5 482 

0,3 

Gengenbach 

BaWü 

5 466 2) 

0,3 

Wiesensteig 

BaWü 

5 262 2) 

0,3 
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Drucksache V/3433 


noch: Ausländerübernachtungen nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden im Jahre 1967 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in ^/o 

noch Niederlande 




Obermaubach- 

Schlagstein 

NW 

5 215 

0,3 

Mosbach 

BaWü 

5 197 2) 

0,3 

Clausthal-Zellerfeld . . 

Ndsa 

5 141 *) 

0,3 

Idstein/Ts 

Hess 

5 122 ') 

0,3 

Bernkastel-Kues .... 

RhPf 

5 009 2) 

0,3 

St. Goar 

RhPf 

5 002 2) 

0,3 

Heppenheim a. d. B. . . 

Hess 

4 992 ') 

0,3 

Forchheim 

Bay 

4 772 

0,2 

Ettlingen 

BaWü 

4 758 2) 

0,2 

Forbach 

BaWü 

4 712 2) 

0,2 


RhPf 

4 698 2) 

0,2 

1 Bad Pyrmont 

Ndsa 

4 576 •) 

0,2 

Siegburg 

NW 

4 564 

0,2 

1 Bonn 

NW 

4 468 

0,2 

Bühlertal 

BaWü 

4 429 2) 

0,2 

Offenburg 

BaWü 

4 403 2) 

0,2 

Darmstadt 

Hess 

4 345 ') 

0,2 

Arnsberg 

NW 

4 263 

0,2 

Adenau 

RhPf 

4 224 2) 

0,2 

Rhens 

RhPf 

4 202 -) 

0,2 

Gehrden 

NW 

4 194 

0,2 

Müllheim/Baden .... 

BaWü 

4 180 -) 

0,2 

Oberhundem 

NW 

4 147 

0,2 

Simmersfeld 

BaWü 

4 114 2) 

0,2 

Friedrichshafen 

BaWü 

4 112 2) 

0,2 

Kiel 

SchH 

4 037 

0,2 

Gerlingen 

BaWü 

4 004 2) 

0,2 

Ahrweiler 

RhPf 

3 990 

0,2 

Anger 

Bay 

3 978 

0,2 

Duisburg 

NW 

3 960 

0,2 

Bad Harzburg 

Ndsa 

3 947 ') 

0,2 

Essen 

NW 

3 918 

0,2 

Obernhof/Lahn 

RhPf 

3 903 2) 

0,2 

Oppenau 

BaWü 

3 879 =) 

0,2 

Osterode 

Ndsa 

3 873 ') 

0,2 

Altsimonswald 

BaWü 

3 863 2) 

0,2 

Nesselwang 

Bay 

3 856 

0,2 

Lindau 

Bay 

3 845 

0,2 

Ziegelhausen 

BaWü 

3 838 2) 

0,2 

Mayen 

RhPf 

3 822 2) 

0,2 

Oberlahnstein 

RhPf 

3 818 2) 

0,2 

Lübeck 

SchH 

3816 

0,2 

Niederlahnstein 

RhPf 

3 809 2) 

0,2 

Bündheim 

Ndsa 

3 772 >) 

0,2 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in ^/o 

Betzdorf/Sieg 

RhPf 

3 726 2) 

0,2 

Schramberg 

BaWü 

3 718 2) 

0,2 

Pforzheim 

BaWü 

3 697 2) 

0,2 

Steina 

Ndsa 

3 686 ^ ) 

0,2 

Attendorn 

NW 

3 630 

0,2 

Konstanz 

BaWü 

3 588 2) 

0,2 

Mainz 

RhPf 

3 525 2) 

0,2 

Neustadt/ 

Hochschwarzwald .... 

BaWü 

3 517 2) 

0,2 

Forst 

BaWü 

3 506 2) 

0,2 

Osnabrück 

Ndsa 

3 449 

0,2 

Neckargemünd 

BaWü 

3 377 2) 

0,2 

Weibersbrunn 

Bay 

3 372 

0,2 

Detmold 

NW 

3 365 

0,2 

Ochsenfurt 

Bay 

3 349 

0,2 

Montabaur 

RhPf 

3 337 2) 

0,2 

Aschaffenburg 

Bay 

3 305 

0,2 

Mayschoß 

RhPf 

3 302 2) 

0,2 

Zeven 

Ndsa 

3 296 ') 

0,2 

Blomberg 

NW 

3 244 

0,2 

Bad Godesberg 

NW 

3 214 

0,2 

Bingen 

RhPf 

3 200 

0,2 

Bielefeld 

NW 

3 196 

0,2 

Donaueschingen 

BaWü 

3 181 2) 

0,2 

Herrenalb 

BaWü 

3 147 2) 

0,2 

Wuppertal 

NW 

3 085 

0,2 

Bensheim 

Hess 

3 031 ^) 

0,2 

Monschau 

NW 

3 025 

0,2 

Zwingenberg 

Hess 

3 007 ^) 

0,2 

zusammen . . . 

1 

170 334 

60,2 

übrige Gemeinden 


772 622 

39,8 

Übernachtungen 

insgesamt 

1 942 956 100 


Österreich 

München 

. . . Bay 

103 964 

19,6 

Hamburg 

... Hmb 

27 526 

5,2 

Berlin (West) 

. . . BlnW 

24 749 

4,7 

Frankfurt a. M. . . . 

. . . Hess 

23 521 1) 

4,4 

Stuttgart 

. . . BaWü 

16 536 2) 

3,1 

Nürnberg 

. . . Bay 

12 645 

2,4 

Köln 

... NW 

11 190 

2,1 


J Winterhalbjahr 1966/67 und Sommerhalbjahr 1967 (1. Oktober 1966 bis 30. September 1967) 

2) Sommerhalbjahr 1967 und Winterhalbjahr 1967/68 (1. April 1967 — 31. März 1968) 

'^) einschließlich Bensheim-Auerbach 

®) Das sind die Gemeinden Au, Berchtesgaden, Bischofswiesen, Maria Gern, Königssee, Landschellenberg, Markt- 
schellenberg, Ramsau, Salzberg, Scheffau und Schönau. 

SchH = Schleswig-Holstein RhPf = Rheinland-Pfalz 

Hmb = Hamburg BaWü = Baden-Württemberg 

Ndsa = Niedersachsen Bay = Bayern 

Brm = Bremen Saar == Saarland 

NW = Nordrhein-Westfalen BlnW = Berlin (West) 

Hess = Hessen 
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n o c h : AiisländerübernachtungGn nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden im Jahre 1967 


Herkunftsland 

Gemeinde 

I 

; , Bundes- 
land 

1 1 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 

in 

noch Österreich 




Düsseldorf 

. NW 

9 550 

Iß 

Bad Reichenhall , . 

. Bay 

8 485 

ho 

Passau 

. Bay 

8 123 

Iß 

Bayreuth 

. Bay 

6 249 

1,2 

Heidelberg 

. BaWü 

5 971 2) 

1,1 

Karlsruhe 

. BaWü 

5 246 ") 

1,0 

Wiesbaden 

. Hess 

5 039 ') 

1,0 

Garmisch“ 

Partenkirchen 

. Bay 

4 844 

0,9 

Hannover 

. Ndsa 

4 725 •) 

0,9 

Bad Wörishofen .... 

. Bay 

4415 

0,8 

Augsburg 

. Bay 

4 307 

0,8 

Altötting 

. Bay 

4 280 

0,8 

Baden-Baden 

. BaWü 

3 839 2) 

0,7 

Konstanz 

. BaWü 

3 811 2) 

0,7 

Freiburg 

. BaWü 

3 595 2) 

0,7 

Regensburg 

. Bay 

3 536 

0,7 

Travemünde 

. SchH 

3516 

0,7 

Mannheim 

. BaWü 

3 411 2) 

0,6 

Berchtesgaden 

. Bay 

3 407 

0,6 

Würzburg 

. Bay 

3311 

0,6 

Lindau 

. Bay 

3 057 

0,6 

zusammen . 


322 848 

60,8 

übrige Gemeinden 


208 445 

39,2 

Übernachtungen 

insgesamt 


531 293 WO 


Schweden 




Hamburg 

... Hmb 

124 998 

19,3 

Travemünde 

... SchH 

72 183 

11,1 

Berlin (West) 

. . . BlnW 

56 688 

8,8 

Lübeck 

... SchH 

24 270 

3,7 

München 

. . . Bay 

19 191 

3,0 

Frankfurt a. M. . . . 

. . . Hess 

17 081 ») 

2,6 

Köln 

... NW 

16 212 

2,5 

Düsseldorf 

... NW 

12 931 

2,0 

Hannover 

. . . Ndsa 

12 612 1) 

1,9 

Bremen, Stadt 

. . . Brm 

10 471 

1,6 

Heidelberg 

... BaWü 

10 310 2) 

1,6 

Kiel 

... SchH 

9 809 

1,5 

Rüdesheim/Rh. 

. . . Hess 

8 425 1) 

1,3 

Stuttgart 

. . . BaWü 

6 160 2) 

0,9 

Goslar 

. . . Ndsa 

5511 ') 

0,9 

Garmisch- 




Partenkirchen 

. . . Bay 

4 777 

0,7 

Celle 

. . . Ndsa 

4 401 1) 

0,7 

Nürnberg 

. . . Bay 

4 370 

0,7 

Baden-Baden 

. . . BaWü 

4 328 2) 

0,7 

Wiesbaden 

. . . Hess 

4 307 i) 

0,7 

Göttingen 

. . . Ndsa 

3 772 1) 

0,6 

Mittenwald 

. . . Bay 

3 366 

0,5 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- j 
nach- 
tungen 

Anteil 
in Vo 

Rothenburg o. d. T, 

Bay 

3 039 

0,5 

Westerland 

SchH 

3 009 

0,5 

zusammen . . . 


442 221 

68,3 

übrige Gemeinden 


205 557 

31,7 

Übernachtungen 

insgesamt 


647 778 100 


Schweiz 




München 

. Bay 

84 792 

10,9 

Hamburg 

. Hmb 

37 428 

4,8 

Frankfurt a. M 

. Hess 

36 030 ') 

4,6 

Berlin (West) 

. BlnW 

34 646 

4,5 

Stuttgart 

. BaWü 

22 856 2) 

2,9 

Köln 

. NW 

20 274 

2,6 

Düsseldorf 

. NW 

18 663 

2,4 

Baden-Baden 

. BaWü 

15 865 2) 

2,0 

Rüdesheim/Rh 

. Hess 

15 641 ») 

2,0 

Bad Wörishofen 

. Bay 

14 347 

1,9 

Heidelberg 

. BaWü 

12 586 2) 

1,0 

Möttlingen 

. BaWü 

12 403 2) 

1,6 

Hannover 

. Ndsa 

10410 ’) 

1,3 

Überlingen 

. BaWü 

9 452 ä) 

1,2 

Garmisch- 




Partenkirchen 

. Bay 

9 360 

h2 

Wiesbaden 

. Hess 

8 544 ») 

1,1 

Badenweiler 

. BaWü 

8 234 2) 

1,1 

Nürnberg 

. Bay 

8 136 

1,1 

Karlsruhe 

. BaWü 

8 097 2) 

1,0 

Freiburg 

. BaWü 

7 701 2) 

1,0 

Konstanz 

. BaWü 

7 085 2) 

0,9 

Bad Nauheim 

. Hess 

6 023 ») 

0,8 

Freudenstadt 

. BaWü 

6 005 2) 

0,8 

Bad Krozingen 

. BaWü 

5 025 2) 

0,7 

Lindau 

. Bay 

4 801 

0,6 

Rothenburg o. d, T. . 

. Bay 

4 770 

0,6 

Mannheim 

. BaWü 

4 433 2) 

0,6 

Oberstdorf 

. Bay 

4 128 

0,5 

Augsburg 

. Bay 

3 564 

0,5 

Titisee 

. BaWü 

3 468 2) 

0,5 

Mainz 

. RhPf 

3 456 2) 

0,5 

Trier 

. RhPf 

3 337 2) 

0,4 

Oberstaufen 

. Bay 

3 268 

0,4 

Höchenschwand 

. BaWü 

3 255 2) 

0,4 

Meersburg 

, BaWü 

3 142 2) 

0,4 

Bremen, Stadt 

. Brm 

3 034 

0,4 

zusammen . . 


464 259 

59,8 

übrige Gemeinden 


312 175 

40,2 


Ubernaditungen 

insgesamt 776 434 100 
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Drucksache V/3433 


noch: Ausländerübernachtungen nach wichtigen Herkunftsländern 
und bevorzugten Gemeinden im Jahre 1967 


Herkunftsland 

Gemeinde 

Bundes- 

land 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

1 

Anteil l 
in % 

Vereinigte Staaten 



! 

München 

Bay 

320 843 

14,1 i 

Frankfurt a. M 

Fless 

294 944 ‘j 

13,0 i 

Berlin (West) 

BlnW 

192 157 

8,5 i 

Heidelberg 

BaWü 

107 281 2) 

4,7 

Hamburg 

Hmb 

87 031 

3,8 

Köln 

NW 

75 185 

3,3 

Wiesbaden 

Hess 

67 937 ‘) 

3,0 

; Stuttgart 

BaWü 

55 159 2) 

2,4 

■ Baden-Baden 

BaWü 

42 259 2) 

1,9 

! Düsseldorf 

NW 

40 317 

1,8 

Garmisch- 




Partenkirchen 

Bay 

31 831 

1,4 

Nürnberg 

Bay 

29 421 

1,3 

Rothenburg o. d. T. . . 

Bay 

28 180 

1,2 

Mannheim 

BaWü 

23 758 

1,0 

Hannover 

Ndsa 

22 784 1) 

1,0 

Bad Homburg v. d. H. . 

Hess 

22 155 1) 

1,0 

Koblenz 

RhPf 

21 849 2) 

1,0 

Bremen, Stadt 

Brm 

21 736 

1,0 

Bonn 

NW 

19 339 

0,9 

Mainz 

RhPf 

18 319 2) 

Oß 

Freiburg 

BaWü 

16 198 2) 

0,7 

Bad Godesberg 

NW 

16 125 

0,7 1 

Worms 

RhPf 

15 545 2) 

0,7 1 

Berchtesgaden ®) .... 

Bay 

13 964 

0,6 ' 

Augsburg 

Bay 

13 949 

0,6 

Karlsruhe 

BaWü 

13 769 2) 

0,6 

Ziegelhausen 

BaWü 

13 536 2) 

0,6 

Rüdesheim/Rh 

Hess 

12 360 1) 

0,5 

Oberammergau 

Bay 

10 663 

0,5 

Würzburg 

Bay 

9 945 

0,4 

Darmstadt 

Hess 

9 112 ') 

0,4 

Bayreuth 

Bay 

9 014 

0,4 

Bremerhaven 

Brm 

8711 

0,4 

' 1 

Bad Nauheim 

Hess 

8 423 M 

0,4 \ 

Kelsterbach/M 

Hess 

8 368 1) 

0,4 

Murnau 

Bay 

8 265 

0,4 

Lindau 

Bay 

8 163 

0,4 

Landstuhl 

RhPf 

7 591 2) 

0,3 

Bitburg/Eifel 

RhPf 

7 567 2) 

0,3 

Heilbronn 

BaWü 

6 962 2) 

0,3 


Herkunftsland 

Gemeinde 

1 

Bundes- 
1 fand 

1 

Anzahl 
der Über- 
nach- 
tungen 

Anteil 
in Vo 

Freudenstadt .... 

. . . BaWü 

6 734 2) 

0,3 

Bad Reichenhall ^) 

. . . Bay 

6 175 

0,3 

Konstanz 

. . . BaWü 

6 145 2) 

0,3 

Essen 

. . . NW 

5 921 

0,3 

Trier 

. . . RhPf 

5 813 2) 

0,3 

Mittenwald 

. . . Bay 

5812 

0,3 

Kaiserslautern 

. . . RhPf 

5 685 2) 

0,3 

Aachen 

... NW 

5 196 

0,2 

Saarbrücken .... 

. . . Saar 

5 129 

0,2 

Bernkastel-Kues 

. . . RhPf 

5 094 2) 

0,2 

Bad Kreuznach 

. . . RhPf 

5 013 2) 

0,2 

Kassel 

. . . Hess 

4 970 1) 

0,2 

Boil m. Bad Boll 

. . . BaWü 

4 778 2) 

0,2 

Bad Wiessee .... 

. . . Bay 

4 777 

0,2 

Bad Kissingen 

. . . Bay 

4 609 

0,2 

Ludwigshafen .... 

. . . RhPf 

4 458 2) 

0,2 

Flanau/M 

. . . Hess 

4 557 ‘) 

0,2 

1 Königswinter .... 

. . . NW 

4 446 

0,2 

i Schwäb. Hali .... 

. . . BaWü 

4 368 2) 

0,2 

' Zweibrücken .... 

. . . RhPf 

4 261 2) 

0,2 

Hof 

. . . Bay 

4 189 

0,2 

Lübeck 

. . . SchH 

4 076 

0,2 

Feldberg 

. . . BaWü 

3 980 2) 

0,2 

1 Bad Tölz 

. , . Bay 

3 781 

0,2 

Ludwigsburg .... 

. . . BaWü 

3 766 2) 

0,2 

, Pforzheim 

. . . BaWü 

3 692 2) 

0,1 

i Kronberg/Ts 

. . . Hess 

3 384 1) 

0,1 

1 Dortmund 

. . . NW 

3 322 

0,1 

Kiel 

... SchH 

3 296 

0,1 

Grafenwöhr .... 

. . . Bay 

3 266 

0,1 

Tübingen 

. . . BaWü 

3 254 2) 

0,1 

Königstein/Ts. 

. . . Hess 

3 129 1) 

0,1 

Bad Pyrmont .... 

. . . Ndsa 

3 128 M 

0,1 

Badenweiler .... 

. . . BaWü 

3 066 2) 

0,1 

Böblingen 

1 

. . . BaWü 

3 064 2) 

0,1 

zusammen 

1 897 049 

83,4 

übrige Gemeinden 


376 763 

16,6 


! Übernachtungen 

1 insgesamt 2 273 812 100 


Winterhalbjahr 1966/67 und Sommerhalbjahr 1967 (1. Oktober 1966 bis 30. September 1967) 

“) Sommerhalbjahr 1967 und Winterhalbjahr 1967/68 (1. April 1967 — 31. März 1968) 

^) einschließlich Kassel-Wilhelmshöhe 

5) einschließlich Bayer.Gmain, Karlstein und Teile der Gemeinde Schneizlreuth (Kurtaxgebiet) 

^) Das sind die Gemeinden Au, Berchtesgaden, Bischofswiesen, Maria Gern, Königssee, Landschellenberg, Markt- 
schellenberg, Ramsau, Salzberg, Scheffau und Schönau. 


SchH = Schleswig-Holstein 
Hmb — Hamburg 
Ndsa = Niedersachsen 
Brm = Bremen 
NW ^ Nordrhein-Westfalen 
Hess = Hessen 


RhPf = Rheinland-Pfalz 
BaWü = Baden-Württemberg 
Bay = Bayern 
Saar = Saarland 
BlnW == Berlin (West) 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Übersicht 2 


Fremdenmeldungen und Fremdenübernachtungen 
nach Ländern und Gemeindegruppen 



Fremdenmeldungen 


1958 

1962 

1966 


Land 







Gemeindegruppe 

Inland | 

Ausland 

Inland 

j Ausland 

Inland | 

Ausland ^) 


absolut 




nach 

Ländern 



Schleswig-Holstein 

1 157 019 

182 140 

1 457 581 

197 049 

1 721 777 

230 573 

Hamburg 

723 654 

433 911 

862 850 

457 011 

939 713 

508 629 

Niedersachsen 

2 915 307 

279 375 

3 289 323 

316 208 

3 621 386 

402 919 

Bremen 

276 168 

73 804 

298 046 

72 110 

320 038 

87 116 

Nordrhein-Westfalen 

3 855 666 

853 922 

4 601 741 

852 652 

4 881 784 

946 752 

Hessen 

2 455 936 

641 217 

3 087 524 

710 477 

3 430 435 

973 504 

Rheinland-Pfalz 

1 437 921 

407 450 

1 691 183 

415 472 

1 920 703 

502 025 

Baden-Württemberg 

4 181 307 

1 033 414 

4 906 084 

1 191 804 

5 218 091 

1 319 070 

Bayern 

5 842 235 

880 952 

6 817 668 

1 073 908 

7 181 762 

1 432 152 

Saarland 

65 019 

37 895 

145 268 

38 354 

171 188 

47 928 

Berlin (West) 

304 879 

88 084 

376 147 

136 640 

587 054 

225 410 

Bundesgebiet 

23215 111 

4 912 164 

27 533 415 

5 461 685 

29 993 931 

6 676 078 




nach Gemeindegruppen 



Großstädte 

7 287 748 

2 757 610 

8 635 121 

3 062 208 

9 308 254 

3 836 160 

Heilbäder (ohne Seebäder) 

3 067 558 

394 636 

3 897 049 

403 173 

1 4 317 408 

463 863 

Luftkurorte 

2 509 965 

281 334 

2 848 213 

286 169 

1 3 022 612 

333 086 

Seebäder 

799 297 

38 401 

1 024 860 

53 563 

1 392 158 

54 439 

Sonstige 

9 550 543 

1 440 183 

11 128 172 

1 656 572 

1 1 953 499 

1 988 530 


h ohne Campingplätze, Jugendherbergen, Kinderheime und sonstige Massenunterkünfte 

“) Personen mit ständigem Wohnsitz im Ausland. Bei Angehörigen der im Bundesgebiet stationierten Streitkräfte 
erfolgt die Zuordnung auch nach der Staatsangehörigkeit (z. B. Vereinigte Staaten); insoweit können die Zahlen 
überhöht sein. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Drucksache V/3433 


Übersicht 2 


Fremdenmeldungen | 

Fremdenübernachtungen | 

Veränderung der Fremdenübernachtungen 

1967 

Inland | 

Ausland 

1958 

Inland | Ausland 

1962 

Inland j Ausland 

1966 

Inland | 

Ausland 

1967 

1 Inland j Ausland 

Inland | Ausland^) 

1962 

gegenüber 1958 

Inland | Ausland^) 

1966 

gegenüber 1962 

Inland | Ausland^) 

1967 

gegenüber 1966 

absolut 1 

1 in Prozent 







nach 

Ländern 









1 770 168 

243 786 

7 779 020 

399 818 

9 927 690 

394 396 

13 165 881 

465 633 

14 287 578 

478 321 

+ 27,6 

“ lA 

+ 32,6 

+ 18,1 

+ 8,5 

+ 2,7 

928 344 

506 603 

1 542 959 

904 451 

1 775 103 

927 232 

1 848 958 

961 284 

1 783 604 

926 303 

+ 15,0 

+ 2,5 

+ 4,2 

+ 3,7 

-3,5 

-3,6 

3 555 209 

386 255 

12 916 280 

525 048 

15 198 183 

605 550 

17 772 142 

776 879 

17 851 298 

787 585 

+ 17,7 

+ 15,3 

+ 16,9 

+ 28,3 

+0,4 

+ 1,4 

308 063 

80 044 

528 398 

135 462 

535 846 

124 629 

587 847 

143 995 

555 857 

137 840 

+ 1 + 

- 8,0 

+ 9,7 

+ 15,5 

-5,4 

- 4,3 

4 751 976 

925 749 

13 726 207 

1 609 259 

17 279 695 

1 850 086 

19 707 910 

1 923 789 

19 526 552 

1 872 554 

+ 25,9 

+ 15,0 

+ 14,1 

+ 4,0 

-0,9 

- 2,7 

3 411 963 

943 399 

11 160 461 

1 243 921 

15 338 746 

1 414 406 

18 120 903 

1 898 432 

17 917 405 

1 865 141 

+ 37,4 

+ 13,7 

+ 18,1 

+ 34,2 

- 1,1 

- 1,8 

1 948 701 

528 953 

6 119 820 

758 978 

7 246 790 

786 928 

8 192 793 

1 041 361 

8 189 878 

1 134 989 

+ 18,4 

+ 3,7 

+ 13,1 

+ 32,3 

- 0,0 

+ 9,0 

5 229 371 

1 320 385 

19 509 254 

1 942 836 

25 430 123 

2 355 836 

29 426 368 

2 759 656 

29 301 964 

2 769 500 

+ 30,3 

+ 21,3 

+ 15,7 

+ 17,1 

- 0,4 

+ 0,4 

7 142 395 

1 398 527 

28 615 212 

2 232 351 

37 043 508 

2 664 663 

41 201 093 

3 202 181 

40 823 232 

3 065 135 

+ 29,5 

+ 19,4 

+ 11,2 

+ 20,2 

- 0,9 

- 4,3 

172 839 

49 987 

226 413 

68 356 

376 283 

64 396 

429 080 

85 100 

417 881 

87 299 

+ 66,2 

- 5,8 

+ 14,0 

+ 32,2 

- 2,6 

+ 2,6 

607 422 

237 621 

860 879 

328 907 

1 074 385 

436 770 

1 773 945 

677 728 

1 857 614 

703 755 

+ 24,8 

+ 32,8 

+ 65,1 

+ 55,2 

+ 4,7 

+ 3,8 

29 826 451 

6 621 309 

102 984 903 

10 149 387 

131 226 352 

1 1 624 892 

152 226 920 : 

13 936 038 

152 512 863 

13 828 422 

+ 27,4 

+ 14,5 

+ 16,0 

+ 19,9 

+ 0,2 

- 0,8 







nach Gemeindegruppen 








9 098 012 

3 738 944 

14 561 397 

5 366 858 

17 232 307 

6 103 364 

18 851 644 

7 297 530 

18 143 467 

7 057 173 

+ 18,3 

+ 13,7 

+ 9,4 

+ 19,6 

- 3,8 

-3,3 

4 292 479 

463 872 

35 275 599 

1 322 491 

47 801 873 

1 437 030 

54 171 771 

1 567 828 

53 450 400 

1 523 008 

+ 35,5 

+ 8,7 

+ 13,3 

+ 9,1 

- 1,3 

-2,9 

3 030 320 

325 031 

17 922 321 

839 772 

22 486 808 

892 815 

25 461 536 

1 090 560 

25 245 064 

1 086 520 

+ 25,5 

+ 6,3 

+ 13,2 

+ 22,1 

- 0,9 

-0,4 

1 446 678 

55 090 

8 461 015 

197 136 

11 189 382 

178 304 

15 189 068 

199 446 

16 589 593 

205 407 

+ 32,2 

- 9,6 

+ 35,7 

+ 11,9 

+ 9,2 

+ 3,0 

1 1 958 962 

2 038 372 

26 764 571 

2 423 130 

32 515 982 

3 013 379 

38 522 901 

3 780 674 

39 084 339 

3 956 314 

+ 21,5 

+ 24,4 

+ 18,6 

+ 25,5 

+ 1,4 

+ 4,6 
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IT b c r s i c h t 3 


Fremdenmeldungen und Fremdenübernachtungen 
nach Ländern und Gemeindegruppen 






1958 

= 100 


j 

Veränderung der 

Land 


Fremdenmeldungen 

Fremden- 
übernachtungen j 

Fremdenübernachtungen 

in Prozent 

Gemeindegruppe 


1962 

1966 j 

1967 

1962 

1966 

1967 

i 

1962 1 1966 1 

gegenüber 
1958 ! 1962 1 

1967 

1966 






nach Ländern 



1 

Schleswig-Holstein 

Inland 

Ausland 

126,0 

108,2 

148,8 

126,6 

153,0; 

133,8 

127,6 

98,6 

169,2 

116,5 

183,7 

119,61 

+ 27,6 
- 1,4 

+ 32,6 
+ 78,7 

+ 8/5 : 
+ 2,7 ! 

Hamburg 

Inland 

Ausland 

119.2 

105.3 

129,9 

117,2 

128,3 

116,8 

115,0 

102,5 

119,8 

106,3 

115,6 

102,4 

+ 15,0 
+ 2,5 

+ 4,2 
+ 3,7 

“ 3,5 i 
- 3,6 

Niedersachsen 

Inland 

Ausland 

112,8 

113,2 

124.2 

144.2 

121,9 

138,3 

117,7 

115,3 

137,6 

148,0 

138,2 

150,0 

+ 17,7 
+ 15,3 

+ 76,9 
+ 28,3 

+ 0,4 ! 
+ 7,4 1 

Bremen 

Inland 

Ausland 

107,9 

97,7 

115,9 

118,0 

111.5 

108.5 

101,4 

92,0 

111.3 

106.3 

105,2 

101,8 

+ lA 
“ 8ß 

+ 9,7 
+ 75,5 

- 5,4 i 

- 4,3 ' 

Nordrhein-Westfalen 

Inland 

Ausland 

119,4 

99,9 

126,6 

110,9 

123,2 

108,4 

125,9 

115,0 

143,6 

119,5 

142,3 

ri6,4 

+ 25,9 
+ 15,0 

+ 14,1 
+ 4,0 

- 0,9 

- 2,7 i 

Hessen 

Inland 

Ausland 

125.7 

110.8 

139.7 

151.8 

138,9 

147,1 

137,4 

113,7 

162,4 

152,6 

160,5 

149,9 

+ 37,4 
+ 13,7 

+ 18,1 
+ 34,2 

i 

- IJ i 

- 1,8 

Rheinland-Pfalz 

Inland 

Ausland 

117,6 

102,0 

133,6 

123,2 

135,5 

129,8 

118,4 

103,7 

133,9 

137,2 

133,8 

149,5 

+ 18,4 
+ 3,7 

+ 13,1 
+ 32,3 

- 0,0 
+ 9,0 , 

Baden- Württemberg 

Inland 

Ausland 

117.3 

115.3 

124,8 

127,6 

125,1 

127,8 

130.3 

121.3 

150,8 

142,0 

150,2 

142,5 

+ 30,3 
+ 21,3 

+ 15,7 
+ 17,1 

- 0,4 
+ 0,4 

Bayern 

Inland 

Ausland 

116,7 

121,9 

122,9 

162,6 

122,3 

158,8 

129,5 

119,4 

144,0 

143,4 

142,7 

137,3 

+ 29,5 
+ 19,4 

+ 11,2 
+20,2 

- 0,9 i 

- 4,3 

Saarland 

Inland 

Ausland 

223,4 

101,2 

263,3 

126,5 

265.8 

131.9 

166,2 

94,2 

189.5 

124.5 

184.6 

127.7 

+ 66,2 
- 5,8 

+ 14,0 
+ 32,2 

- 2,6 
+ 2,6 

Berlin (West) 

Inland 

Ausland 

123,4 

155,1 

192,6 

255,9 

199,2 

269,8 

124.8 

132.8 

206,1 

206,1 

215,8 

214,0 

+24,8 
+ 32,8 

+ 65,1 
+ 55,2 

+ 4,7 ' 
+ 3,8 j 

Bundesgebiet 

Inland 

Ausland 

118,6 

111,2 

129,2 

135,9 

128,5 

134,8 

127.4 

114.5 

147,8 

137,3 

148.1 

136.2 

+ 27,4 
+ 14,5 

+ 16,0 
+ 19,9 

+ 0,2 
- 0,8 






nach Gemeindegruppen 


! 

Großstädte 

Inland 

Ausland 

118,5 

111,0 

127,7 

139,1 

124,8 

135,6 

118,3 

113,7 

129,5 

136,0 

124,6 

131,5 

+ 18,3 
+ 13,7 

+ 9,4 
+ 19,6 

- 3,8 

- 3,3 

Heilbäder 

(ohne Seebäder) 

Inland 

Ausland 

127,0 

102,2 

140,7 

117,5 

139,9 

117,5 

135,5 

108,7 

153.6 

118.6 

151,5 

115,2 

+ 35,5 
+ 8,7 

+ 13,3 
+ 9,7 

- 1,3 
“ 2,9 

Luftkurorte 

Inland 

Ausland 

113,5 

101,7 

120.4 

118.4 

120,7 

115,5 

125,5 

106,3 

142,1 

129,9 

140,9 

129,4 

+ 25,5 
+ 6,3 

+ 73,2 
+ 22,7 

- 0,9 

- 0,4 

Seebäder 

Inland 

Ausland 

128,2 

139,5 

174,2 

141,8 

181,0 

143,5 

132,2 

90,4 

179,5 

101,2 

196.1 

104.2 

+ 32,2 
- 9,6 

+ 35,7 
+ 77,9 

+ 9,2 
+ 3,0 

Sonstige 

Inland 

Ausland 

116,5 

115,0 

125,2 

138,1 

125,2 

141,5 

121,5 

124,4 

144.0 

156.0 

146,0 

163,3 

+27,5 
+ 24,4 

+ 78,6 
+25,5 

+ 1,4 
+ 4,6 


Ohne Campingplätze, Jugendherbergen, Kinderheime und sonstige Massenunterkünfte — Ausländer: Personen mit 
ständigem Wohnsitz im Ausland. Bei Angehörigen der im Bundesgebiet stationierten Streitkräfte erfolgt die Zuord- 
nung auch nach der Staatsangehörigkeit (z. B. Vereinigte Staaten) ; insoweit können die Zahlen überhöht sein. 

Quelle : Statistisches Bundesamt 


37 



Drucksache V/3433 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Übersicht 4 


Fremdenmeldungen, Fremdenübernachtungen und Aufenthaltsdauer 
der Auslandsgäste nach dem ständigen Wohnsitz 


ohne Campinplätze, 
Jugendherbergen, Kin- 
derheime und sonstige 
Massenunterkünfte 
Personen mit ständi- 
gem Wohnsitz im Aus- 
land. Bei Angehörigen 
der im Bundesgebiet 
stationierten ausländi- 
schen Streitkräfte er- 
folgt die Zuordnung 
auch nach der Staats- 
angehörigkeit (z. B. 
Vereinigte Staaten); 
insoweit können die 
Zahlen überhöht sein. 
Die rechnerischen Wer- 
te stellen immer nur 
die jeweilige Aufent- 
haltsdauer der Gäste 
in einer Beherber- 
gungsstätte dar. 

Quelle: Statistisches Bun- 
desamt 


Ständiger Wohnsitz 
der Fremden 

(nicht Staatsangehörigkeit) 

1958 

Fremdenn 

1962 

leldungen 

1966 

1967 

absolut 

Belgien und Luxemburg . . . 

369 729 

356 865 

409 236 

412 153 

Dänemark 

380 823 

442 335 

532 879 

528 116 

Finnland 

41 747 

56 994 

65 565 

64 625 

Frankreich 

359 315 

510 634 

651 212 

647 995 

Griechenland 

39 238 

57 659 

74 747 

60 432 

Großbritannien 

465 512 

540 556 

681 814 

645 168 

Irland 

5 648 

8 075 

9 260 

10 189 

Island 

6 382 

5 534 

6 870 

6 662 

Italien 

217 676 

272 060 

306 937 

293 564 

Niederlande 

760 801 

776 552 

906 508 

903 361 

Norwegen 

76 970 

80 596 

89 401 

84 312 

Österreich 

238 456 

262 107 

273 404 

261 335 

Polen 

16 050 

9 769 

14 363 

15 770 

Portugal 

13 022 

11 459 

21 422 

18 502 

Schweden 

329 613 

288 955 

354 865 

345 938 

Schweiz 

336 445 

330 607 

356 618 

356 338 

Sowjetunion 

6 424 

4 582 

9511 

10619 

Spanien 

65 318 

75 401 

81 929 

76 853 

Tschechoslowakei 

8 507 

7 842 

28 585 

36 649 

Türkei 

25 406 

40 781 

81 094 

68 591 

übriges Europa 

55 157 

58 291 

90 828 

98 307 

i Südafrika 




22 278 

23 752 



40 603 

57911 



übriges Afrika 




44 469 

40 227 

Japan 




82 187 

94 364 

1 


84 742 

122 461 



übriges Asien 




86 400 

81 879 

Australien 

16 536 

19 976 

29 233 

27 964 

Kanada 

44 548 

50 043 

72 459 

84 784 

Mexiko 




17 841 

21 019 

übriges Mittelamerika 




21 423 

20 432 

i Argentinien 


> 105 077 

122 933 

24 206 

24 392 

Brasilien 




28 878 

33 904 

Chile 




11 117 

11 421 

übriges Südamerika 




41 920 

41 362 

Vereinigte Staaten 

776 434 

860 434 

1 118 356 

1 146 710 

Übriges Ausland 

25 985 

30 273 

28 263 

23 620 

Ausland insgesamt 1 

4 912 164 

5 461 685 

6 676 078 

6 621 309 
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Fremdenübernachtungen 


1958 


1962 


1966 


1967 


Durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer •') 
der Auslandsgäste 


1958 


1962 


1966 


1967 


Veränderung der 
Fremdenübernachtungen 

1962 I 1966 I 1967 

gegenüber 

1958 I 1962 I 1966 


absolut 


Tage 


in Prozent 


722 195 

734 463 

850 388 

875 927 

2,0 

2,1 

2,1 

2,1 

+ 1,7 

+ 

15,8 

+ 3,0 

617 161 

694105 

868 673 

873 840 

1,6 

1,6 

1,6 

1,7 

+ 12,5 

+ 

25,2 

+ 0,6 

79 781 

112 753 

126 031 

125 063 

1,9 

2,0 

1,9 

1,9 

+ 41,3 

+ 

11,8 

- 0,8 

770 662 

1 109 999 

1 439 151 

1 452 020 

2,1 

2,2 

2,2 

2,2 

4 - 44,0 

+ 

29,7 

+ 0,9 

123 421 

158 684 

199 771 

149 963 

3,1 

2,8 

2,7 

2,5 

+ 28,6 

+ 

25,9 

- 24,9 

1 001 695 

1 184 965 

1 315 457 

1 269 105 

2,2 

2,2 

1,9 

2,0 

+ 18,3 

+ 

11,0 

- 3,5 

11 823 

20 788 

21 294 

23 686 

2,1 

2,6 

2,3 

2,3 

+ 75,8 

+ 

2,4 

+ 11,2 

14 076 

12 067 

13 619 

16 842 

2,2 

2,2 

2,0 

2,5 

- 14,3 

+ 

12,9 

+ 23,7 

480 118 

654 345 

675 650 

617 665 

2,2 

2,4 

2,2 

2,1 

+ 36,3 

+ 

3,3 

- 8,6 

1 386 413 

1 513 744 

1 896 462 

1 942 956 

1,8 

1,9 

2,1 

2,2 

+ 9,2 

+ 

25,3 

+ 2,5 

143 878 

160 253 

165 193 

152 675 

1,9 

2,0 

1,8 

1,8 

+ 11,4 

+ 

3,1 

- 7,8 

460 370 

527 476 

564 041 

531 293 

1,9 

2,0 

2,1 

2,0 

+ 14,6 

+ 

6,9 

- 5,8 

32 095 

23 975 

34 695 

35 549 

2,0 

2.5 

2,4 

2,3 

- 25,3 

j- 

44,7 

+ 2,5 

29 418 

29 838 

47 096 

43 406 

2,3 

2,6 

2,2 

2,3 

+ 1,4 

+ 

57,8 

- 7,8 

650 447 

595 086 

663 667 

647 778 

2,0 

2,1 

1,9 

1,9 

- 8,5 

+ 

11,5 

- 2,4 

706 359 

714 136 

780 184 

776 434 

2,1 

2,2 

2,2 

2,2 

+ 1,1 

+ 

9,2 

- 0,5 

19 134 

12 642 

34 271 

25 732 

3,0 

2,8 

3,6 

2,4 

“ 33,9 

+ 

171,1 

- 24,9 

147 551 

202 756 

182 710 

170 633 

2,3 

2,7 

2,2 

2,2 

+ 37,4 

- 

9,9 

- 6,6 

20 466 

17 109 

71 510 

88 299 

2,4 

2,2 

2,5 

2,4 

- 16,4 

+ 318,0 

+ 23,5 

86 648 

129 255 

207 128 

168 483 

3,4 

3,2 

2,6 

2,5 

+ 49,2 

+ 

60,2 

“ 18,7 

142 969 

151 958 

253 177 

256 621 

2,6 

2,6 

2,8 

2,6 

+ 6,3 

+ 

66,6 

+ 1,4 

1 


56 632 

61 168 




2,5 

2,6 

1 




+ 8,0 

} 128 336 

175 323 




3,2 

3,0 




+ 36,6 

+ 

13,1 


J 


141 726 

125 453 

J 



3,2 

3,1 





- 11,5 

) 


175 279 

194 157 




2,1 

2,1 





+ 10,8 

290 502 

367 039 




3,4 

3,0 




+ 26,3 

+ 

24,4 


1 


281 445 

273 367 




3,3 

3,3 





- 2,9 

36 737 

43 343 

61 011 

59 862 

2,2 

2,2 

2.1 

2.1 

+ 18,0 

+ 

40,8 

- 1,9 

91 794 

106 368 

139 548 

163 868 

2,1 

2,1 

1,9 

1,9 

+ 15,9 

+ 

31,2 

+ 17,4 



40 200 

46 737 




2.3 

2,2 





+ 16,3 



51 511 

44 731 




2,4 

2,2 





“ 13,2 



61 356 

59 911 




2,5 

2,5 





- 2,4 

^ 296 147 

323 477 




r 2,8 

2,6 




^+ 9,2 

+ 

15,5 




77 645 

88 427 




2,7 

2,6 





+ 13,9 



31 933 

29 913 




2,9 

2,6 





- 6,3 

> 


111 075 

106 875 

> 



2,6 

2,6 

> 




- 3,8 

1 602 173 

1 773 583 

2 222 860 

2 273 812 

2,1 

2,1 

2,0 

2,0 

+ 10,7 

+ 

25,3 

+ 2,3 

57 018 

75 362 

73 649 

56 171 

2,2 

2,5 

2,6 

2,4 

+ 32,2 

— 

2,3 

“ 23,7 

10 149 387 

11 624 892 

13 936 038 

13 828 422 

■ 

2,1 

2,1 

2,1 

2,1 


+ 

19,9 

“ 0,8 
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Fremdenmeldungen, Fremdenübernachtungen der Auslandsgäste -) 
nach dem ständigen Wohnsitz 


Ständiger Wohnsitz der Fremden 
(nicht Staatsangehörigkeit) 


I 


Meßzahlen 1958 = " 100 


Belgien und Luxemburg 

Dänemark 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland 

Großbritannien und Nordirland 

Irland 

Island 

Italien 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Schweden 

Schweiz 

Sowjetunion^) 

Spanien 

Tschechoslowakei 

Türkei 

Übriges Europa 

Südafrika 

übriges Afrika 

Japan 

Übriges Asien 

Australien 

Kanada 

Mexiko 

Übriges Mittelamerika 

Argentinien 

Brasilien 

Chile 

übriges Südamerika 

Vereinigte Staaten 

übriges Ausland 

Ausland insgesamt 


Fremdenmeldungen 


Fremdenübernachtungen 


1962 1 

1966 1 

1967 1 

1962 ] 

1966 1 

1967 

96,5 

110,7 

111,5 

101,7 

117,8 

121,3 

116,2 

139,9 

138,7 

112,5 

140,8 

141,6 

136,5 

157,1 

154,8 

141,3 

158,0 

156,8 

142,1 

181,2 

180,3 

144,0 

186,7 

188,4 

146,9 

190,5 

154,0 

128,6 

161,9 

121,5 

116,1 

146,5 

138,6 

118,3 

131,3 

126,7 

143,0 

164,0 

180,4 

175,8 

180,1 

200,3 

86,7 

107,6 

104,4 

85,7 

96,8 

119,7 

125,0 

141,0 

134,9 

136,3 

140,7 

128,6 

102,1 

119,2 

118,7 

109,2 

136,8 

140,1 

104,7 

116,2 

109,5 

111,4 

114,8 

106,1 

109,9 

114,7 

109,6 

114,6 

122,5 

115,4 

60,9 

89,5 

98,3 

74,7 

108,1 

110,8 

88,0 

164,5 

142,1 

101,4 

160,1 

147,5 

87,7 

107,7 

105,0 

91,5 

102,0 

99,6 

98,3 

106,0 

105,9 

101,1 

110,5 

109,9 

71,3 

148,1 

165,3 

66,1 

179,1 

134,5 

115,4 

125,4 

117,7 

137,4 

123,8 

115,6 

92,2 

336,0 

430,8 

83,6 

349,4 

431,4 

160,5 

319,2 

270,0 

149,2 

239,0 

194,4 

105,7 

164,7 

178,2 

106,3 

177,1 

179,5 

1 

j 

142,6 

164,4 

157,6 

136,6 

154,6 

145,4 

1 

1 

144,5 

198,9 

208,0 

126,3 

157,2 

160,9 

120,8 

176,8 

169,1 

118,0 

166,1 

162,9 


112,3 

162,7 

190,3 

115,9 

152,0 

178,5 


> 117,0 

138,4 

145,2 

109,2 

126,2 

127,2 


110,8 

144,0 

147,7 

110,7 

138,7 

141,9 

116,5 

108,8 

90,9 

132,2 

129,2 

98,5 

111,2 

135,9 

134,8 

114,5 

137,3 

136,2 


ohne Campingplätze, Jugendherbergen, Kinderheime und sonstige Massenunterkünfte 
2} Personen mit ständigem Wohnsitz im Ausland. Bei Angehörigen der im Bundesgebiet stationierten ausländischen 
Streitkräfte erfolgt die Zuordnung auch nach der Staatsangehörigkeit (z. B. Vereinigte Staaten); insoweit können 
die Zahlen überhöht sein. 

^) einschließlich „Deutsche Ostgebiete" und „Freie Stadt Danzig" 

^) einschließlich „Deutsche Ostgebiete" 

Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Drucksache V/3433 


Übersicht 6 


Durchschnittliche Aufenthaltsdauer der In- und Auslandsgäste 
in der Bundesrepublik Deutschland nach Ländern und Gemeindegruppen 


Durchschnittliche Aufenthaltsdauer in Tagen 


Land | 

Gemeindegruppe ' 


der Inlandsgäste 



der Auslandsgäste 


1958 

1962 

1966 

1967 

1958 

; 1962 

1 1966 i 

1967 





nach Ländern 




Schleswig-Holstein 

6,7 

6,8 

7,6 

8,1 

2,2 

2,0 

2,0 

2,0 

Hamburg 

2,1 

2,1 

2,0 

1,9 

2,1 

2,0 

1,9 

1,8 

Niedersachsen 

4,4 

4,6 

4,9 

5,0 

1,9 

1,9 

1,9 

2,0 

Bremen 

1,9 

1,8 

1,8 

1,8 

1,8 

1,7 

1,7 

1,7 

Nordrhein-Westfalen 

3,6 

3,8 

4,0 

4,1 

1,9 

2,2 

2,0 

2,0 

Hessen 

4,5 

5,0 

5,3 

5,3 

1,9 

2,0 

2,0 

2,0 

Rheinland-Pfalz 

4,3 

4,3 

4,3 

4,2 

1,9 

1,9 

2,1 

2,1 

Baden-Württemberg 

4,7 

5,2 

5,6 

5,6 

1,9 

2,0 

2,1 

2,1 

Bayern 

4,9 

5,4 

5,7 

5,7 

2,5 

2,5 

2,2 

2,2 

Saarland 

3,5 

2,6 

2,5 

2,4 

1,8 

1,7 

1,8 

1,7 

Berlin (West) 

2,8 

2,9 

3,0 

3,1 

3,7 

3,2 

3,0 

3,0 

Bundesgebiet 

4,4 

4,8 

5,1 

5,1 

2,1 

2,1 

2,1 

2,1 




nach Gemeindegruppen 



Großstädte 

2,0 

2,0 

2,0 

2,0 

1,9 

2,0 

1,9 

1,9 

Lfeilbäder (ohne Seebäder) 

11,5 

12,5 

12,8 

12,5 

3,4 

3,6 

3,4 

3,3 

Luftkurorte 

7,1 

7,9 

8,4 

8,3 

3,0 

3,1 

3,3 

3,3 

Seebäder 

10,6 

10,9 

10,9 

11,5 

5,1 

3,3 

3,7 

3,7 

Sonstige Berichtsgemeinden .... 

2,8 

2,9 

3,2 

3,3 

1,7 

1,8 

1,9 

1,9 




Die rechnerischen Werte stellen immer nur die jeweilige Aufenthaltsdauer der Gäste in einer Beherbergungsstätte 
dar. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Drucksache V/3433 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Übersicht 7 


Fremdenmeldungen und Fremdenübernachtungen 
und Aufenthaltsdauer in den Betriebsarten 


Betriebsart 

Fre 

1962 -) 

mdenmeldungen 

Fremdenübernachtungen 

Aufenthaltsdauer 

1966 

1967 

1962 2) 

1966 j 

1967 

1962 2) 

1 1966 

1967 

Anzahl | 

Tage 

Hotels 

20 664 043 

22 862 217 

22 706 813 

43 786 081 

49 931 311 

49 489 779 

2,1 

2,2 

2,2 

Gasthöfe 

5 023 766 

5 347 065 

5 274 895 

15 335 503 

16 912 490 

16 527 222 

3,1 

3,2 

3,1 ' 

Fremdenheime 


und Pensionen 

3 742 292 

4 314 298 

4 281 050 

30 215 027 

34 953 834 

34 942 621 

8,1 

8,1 

8,2 

Betriebe des Be- 






. 




j herbergungs- 










gewerbes 

29 430 101 

32 523 580 

32 262 758 

89 336 611 

101 797 635 

100 959 622 

3,0 

3,1 

3,1 

i Erholungs- und 










Ferienheime . . 

684 708 

898 557 

933 302 

9 617 842 

12 483 566 

12 795 309 

14,0 

13,9 

13,7 

1 Heilstätten und 










Sanatorien . . . 

612 385 

717 587 

734 082 

19 471 734 

22 755 477 

23 166 561 

31,8 

31,7 

31,6 

Privatquartiere . 

2 267 906 

2 530 285 

2 517618 

24 425 057 

29 126 280 

29 419 793 

10,8 

11,5 

11,7 

Insgesamt 

32 995 100 

36 670 009 

36 447 760 

142 851 244 

166 162 958 

166 341 285 

4,3 

4,5 

4,6 


h Die rechnerischen Werte stellen immer nur die jeweilige Aufenthaltsdauer der Gäste in einer Beherbergungs- 
stätte dar. 

Für 1958 liegen keine Angaben vor. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Drucksache V/3433 



Urlaubs- 

• und Erholungsreisen nach der Reisedauer 

Ergebnis des Mikrozensus 

Übersicht 8 

Woche (n) 

Reiseziel j 

Zeitraum 

Reisen 

insgesamt 


Reisedauer 

in . . . 

bis 1 

bis 2 1 

bis 3 

bis 4 j 

5 und mehr 





in 1000 



i 

Inland 

1962 

9 783 

407 

2 794 

3 536 

1 693 

1 353 


1966 

14 125 

2 391 

5 141 

3 957 

2 066 

570 

Ausland 

1962 

6 258 

190 

1 491 

2 435 

1 389 

753 . 


1966 

8 462 

797 

2 705 

3 370 

1 331 

259 

Insgesamt 

1962 

16 041 

597 

4 285 

5 971 

3 082 

2 106 


1966 

22 587 

3 188 

7 846 

7 327 

3 397 

829 





Anteil in Prozent 



Inland 

1962 

100 

4,2 

2Sß 

36,1 

17,3 

13,8 ! 


1966 

100 

17,0 

36,4 

28,0 

14,6 

4,0 \ 

Ausland 

1962 

100 

3,1 

23,8 

38,9 

22,2 

12,0 

j 

1966 

100 

9,4 

32,0 

39,8 

15,7 

3,1 

Insgesamt ^ 

1962 

100 

3,7 

26,7 

37,2 

19,2 

13,2 


1966 

1 

100 

14,1 

34,7 

32,5 

15,0 

3,7 j 


Quelle; Statistisches Bundesamt 



Drucksadle V/3433 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

IT b e r s i c h t 9 


Urlaubs- und Erholungsreisen 1962 

InUmdsrcisen nach Reisegebieten, Alter der Reisenden, 
Stellung der Reisenden zum Erwerbsleben und im Beruf 


In die Reisegebiele 


Lfd. 

Nr. 

Altersgruppe von . . . bis unter . . . Jahren 
Stellung zum Erwerbsleben 

Stellung im Beruf 

Inlands- 

reisen 

ins- 

gesamt 

Nordsoo- 

bäder 

Oslsee- 

bädor 

1 

Lüne- 
i burger 
! Heide 

Harz 

Teuto- 

burger 

Waid, 

Weser- 

bergland 

kur- 

hessen- 

Waldeck 






in 1000 



1 

Insgesamt 

9 156 

426 

285 

136 

221 

671 




nach Altersgruppen der Reisenden 

2 

unter 6 

533 

32 

30 

12 

10 

32 

3 

6 bis 14 

1 016 

74 

45 

20 

24 

67 

4 

14 bis 18 

480 

36 

19 

7 

12 

30 

5 

18 bis 25 

879 

48 

33 

10 

18 

40 

6 

25 bis 45 

2 615 

128 

99 

38 

56 

166 

7 

45 bis 65 

2 694 

90 

51 

33 

73 

239 

8 

65 und mehr 

940 

18 

9 

17 

29 

97 




nach der Stellung der Reisenden 

1 

1 

1 


zum Erwerbsleben und im Beruf 

9 

! Erwerbspersonen 

4 417 

194 

129 

54 

105 

312 


1 davon 







10 i 

Selbständige •) 

397 

21 

16 

3 

11 

25 

11 

Mithelfende Familienangehörige 

149 

6 

6 

2 

3 

9 

12 

■ Beamte 

402 

22 

10 

5 

10 

24 

13 1 

Angestellte 

1 605 

93 

51 

20 

40 

104 

14 1 

Arbeiter 

1 851 

52 

45 

25 

40 

150 

15 1 

' ohne Angabe 

14 


1 

— 

— 

1 

16 1 

1 Nichterwerbspersonen 

4 739 

233 

156 

82 

116 

359 

i 

1 davon im Alter 







17 ^ 

unter 18 

1 822 

133 

89 

36 

42 

116 

1 

18 i 

18 bis 65 

2 107 

85 

60 

31 

50 

158 

19 

i 

65 und mehr 

1 i 

810 

14 

8 

16 

25 

85 


b einschließlich Selbständige in der Land- und Forstwirtsdiaft 

“) einschließlich kaufmännische, technische und Verwaltungslehrlinge bzw. Anlernlinge u, dgl. 

•^) einschließlich gewerbliche Lehrlinge bzw. Anlernlinge u. dgl. 

*) Pensions- und Rentenempfänger, Bezieher von Einkommen aus eigenem Vermögen, Vermietungen und Verpach- 
tungen sowie nichterwerbstätige unterhaltsberechtigte Haushaltsmitglieder 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Drucksache V/3433 


Übersicht 9 


In die Reisegebiete 


Bel- 

gisches 

Land, 

Sauer- 

land, 

Sieger- 

land 

Eifel, 
Mosel, 
Hunsrück, 
Rhein von 
Bonn bis 
Rüdes- 
heim, 
Wester- 
wald 

Taunus, 

Berg- 

straße, 

Oden- 

wald, 

Tauber- 

grund 

Spessart, 

Südrhön 

Schwarz- 

wald 

Schwä- 

bische 

Alb 

ßodensee 

Alpen, 

Voralpen 

Bay- 

rischer 

Wald 

ein- 

schließlich 

Kreis 

Passau 

übriges 

Deutsch- 

land 

ohne 

Angabe 


390 

581 

325 

145 

849 

in 1000 

107 

335 

1 379 

178 

2 782 

345 

1 

24 

32 

17 

nach Altersgruppen der Reisenden 

6 34 7 14 54 

10 

198 

21 

2 

45 

59 

32 

13 

75 

15 

33 

118 

18 

342 

35 

3 

21 

26 

14 

5 

33 

6 

20 

64 

10 

160 

17 

4 

28 

51 

25 

8 

67 

8 

45 

158 

19 

278 

43 

5 

100 

156 

83 

34 

232 

30 

106 

430 

56 

796 

106 

6 

125 

187 

112 

59 

302 

30 

94 

438 

52 

716 

95 

7 

47 

70 

41 

20 

106 

11 

23 

118 

13 

291 

29 

8 

162 

274 

nach der Stellung der Reisenden zum Erwerbsleben und im Beruf 

155 69 432 48 186 763 93 1 272 

172 

9 

12 

26 

14 

8 

52 

5 

16 

84 

7 

84 

15 

10 

5 

9 

5 

2 

16 

2 

7 

32 

2 

37 

7 

11 

12 

21 

16 

7 

37 

5 

17 

71 

9 

120 

16 

12 

51 

92 

53 

24 

171 

13 

74 

299 

33 

421 

68 

13 

82 

126 

68 

27 

154 

23 

71 

275 

40 

607 

66 

14 


. 

. 

. 

1 

. 

1 

3 


4 


15 

228 

307 

171 

76 

418 

59 

149 

616 

85 

1 510 

173 

16 

81 

104 

58 

22 

126 

26 

58 

207 

34 

626 

66 

17 

104 

143 

78 

37 

204 

24 

73 

311 

39 

626 

83 

18 

43 

60 

35 

18 

88 

9 

17 

98 

12 

258 

25 

19 
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noch Übersicht 9 











In die Reisegebiete 


Lfd. 

Nr. 

Altersgruppe von . . . bis unter . . . Jahren 
Stellung zum Erwerbsleben 

Stellung im Beruf 

Inlands- 

reisen 

ins- 

gesamt 

Nordsee- 

bäder 

Ostsee- 

bäder 

Lüne- 

burger 

Heide 

Harz 

Teuto- 

burger 

Wald, 

Weser- 

bergiand, 

Kur- 

hessen- 

Waldeck 

20 

Insgesamt 

WO 

100 

in Prozent 

100 100 100 

100 

21 

unter 6 

5 ß 

nach Altersgruppen der Reisenden 

7,5 10,4 8,7 4,3 4,8 

22 

6 bis 14 

11,1 

17,4 

15,8 

14,4 

10,9 

9,9 

23 

14 bis 18 

5,2 

8,5 

6,7 

4,8 

5,5 

4,5 

24 

18 bis 25 

9,6 

11,3 

n ,4 

7,3 

8,2 

6,0 

25 

25 bis 45 

28,6 

30,0 

34,7 

27,9 

25,1 

24,7 

26 

45 bis 65 

29,4 

21,0 

17,8 

24,3 

32,8 

35,6 

27 

65 und mehr 

10,3 

4,3 

3,2 

12,6 

13,2 

14,5 

28 

Erwerbspersonen 

48,2 

nach der Stellung der Reisenden 
zum Erwerbsleben und im Beruf 

45,5 45,2 39,9 47,5 46,5 

29 

davon 

Selbständige 

4,3 

5,0 

5,5 

2,4 

5,1 

3,6 

30 

Mithelfende Familienangehörige 

Iß 

lA 

2,1 

1,1 

1,3 

1,4 

31 

Beamte 

4,4 

5,2 

3,7 

3,3 

4,7 

3,6 

32 

Angestellte 

17,5 

21,7 

17,8 

14,7 

18,1 

15,5 

33 

Arbeiter 

20,2 

12,1 

15,9 

18,3 

18,2 

22,3 

34 

ohne Angabe 

0,2 

. 

0,2 

— 

— 

0,1 

35 

Nichterwerbspersonen 

51,8 

54,5 

54,8 

60,1 

52,5 

53,5 

36 

davon im Alter 

unter 18 

38,4 

57,2 

56,7 

43,3 

35,9 

32,3 

37 

18 bis 65 

44,5 

36,6 

38,2 

37,6 

42,9 

44,0 

38 

65 und mehr 

17,1 

5,2 

5,1 

19,1 

21,2 

23,7 


einschließlich Selbständige in der Land- und Forstwirtschaft 

einschließlich kaufmännische, technische und Verwaltungslehrlinge bzw. Anlernlinge u. dgl. 
einschließlich gewerbliche Lehrlinge bzw. Anlernlinge u. dgl. 

'*) Pensions- und Rentenempfänger, Bezieher von Einkommen aus eigenem Vermögen, Vermietungen und Verpach- 
tungen sowie nichterwerbstätige unterhaltsberechtigte Haushaltsmitglieder 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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noch Übersicht 9 


In die Reisegebiete 

Lfd. 

Nr. 

Ber- 

gisdies 

Land, 

Saiier- 

land, 

Sieger- 

land 

Eifel, 
Mosel, 
Hunsrück, 
Rhein von 
Bonn bis 
Rüdes- 
heim, 
Wester- 
wald 

Taunus, 

Berg- 

straße, 

Oden- 

wald, 

Tauber- 

grund 

Spessart, 

Südrhön 

Schwarz- 

wald 

Schwä- 

bische 

Alb 

Bodensee 

Alpen, 

Voralpen 

Bay- 

rischer 

Wald 

ein- 

schließlich 

Kreis 

Passau 

übriges 

Deutsch- 

land 

ohne 

Angabe 






in Prozent 






100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

20 




nach Altersgruppen der Reisenden 





6,2 

5,5 

5,3 

3,9 

4,0 

7,0 

4,1 

3,9 

5,5 

7,1 

6,1 

21 

11,5 

10,2 

10,0 

8,9 

8,8 

14,0 

9,9 

8,6 

10,3 

12,3 

10,2 

22 

5,3 

4,5 

4,4 

3,6 

3,9 

5,9 

5,9 

4,6 

5,4 

5,8 

4,9 

23 

7,2 

8,7 

7,7 

5,7 

7,9 

7,5 

13,6 

11,4 

10,6 

10,0 

12,4 

24 

25,7 

26,9 

25,5 

23,3 

27,3 

27,7 

31,7 

31,2 

31,4 

28,6 

30,6 

25 

32,0 

32,1 

34,4 

40,5 

35,6 

27,7 

28,0 

31,7 

29,3 

25,7 

27,5 

26 

12,1 

12,1 

12,7 

14,1 

12,5 

9,9 

6,8 

8,6 

7,5 

10,5 

8,3 

27 



nach der Stellung der Reisenden zum Erwerbsleben und im Beruf 



41,5 

47,1 

47,6 

47,5 

50,8 

44,8 

55,5 

55,3 

52,1 

45,7 

49,8 

28 

3,0 

4,5 

4,2 

5,6 

6,1 

4,4 

4,8 

6,1 

3,7 

3,0 

4,3 

29 

h4 

15 

1,4 

1,6 

1,9 

2,0 

2,0 

2,3 

1,4 

13 

1,9 

30 

3,0 

3,5 

4,8 

5,1 

4,4 

4,5 

5,0 

5,1 

5,3 

4,3 

4,7 

31 

13,0 

15,8 

16,2 

16,7 

20,2 

12,0 

22,1 

21,7 

18,7 

15,1 

19,6 

32 

21,0 

21,7 

20,9 

18,4 

18,1 

21,8 

21,3 

19,9 

22,6 

21,8 

^9,1 

33 

. 




0,1 

. 

0,3 

0,2 

. 

0,2 

. 

34 

58,5 

52,9 

52,4 

52,5 

49,2 

55,2 

44,5 

44,7 

47,9 

54,3 

50,2 

35 

35,4 

33,8 

33,7 

28,3 

30,2 

43,8 

39,0 

33,7 

40,0 

41,5 

38,0 

36 

45,8 

46,6 

45,8 

48,4 

48,7 

41,4 

49,3 

50,5 

46,0 

41,4 

47,8 

37 

18,8 

19,6 

20,5 

23,3 

21,1 

14,8 

11,7 

15,8 

14,0 

17,1 

•14,2 

38 
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Übersicht 10 


Auslandsreisen nach Herkunfts- und Zielländern 

(Ergebnis bei zu geringer Besetzung der Tabellenfelder durch / ersetzt) 








Zielländer 




Herkunftsländer 

Zeit- 

raum 

i 

Reisen 

ins- 

gesamt 

Belgien 

Nieder- 

lande 

Luxem- 

burg 

I 

Nord- i 
europa j 

1 

Frank- 

reich 

Schweiz 

Spanien 

Portugal 

Italien 

Österreich 

Griechen- 

land 

Jugo- 

slawien 

Ostblock 

übrige 

Länder 

Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Bremen 
Berlin (West) 

1962 

998 

37 

129 

35 

in 1000 

58 54 

210 

398 

77 


1966 

1 345 

/ 

149 

/ 

50 

120 

258 

494 

179 

Niedersachsen 

1962 

459 

36 

26 

19 

35 

25 

109 

170 

39 


1966 

612 

52 

/ 

/ 

64 

/ 

125 

198 

64 

Nordrhein- 

Westfalen 

1962 

1 795 

306 

34 

71 

122 

131 

390 

628 

113 


1966 

2 510 

400 

84 

85 

161 

244 

482 

802 

252 

Hessen, Rheinland- 
Pfalz und Saarland 

1962 

862 

50 

14 

58 

66 

63 

234 

321 

56 


1966 

1 071 

55 

/ 

83 

79 

101 

239 

358 

119 

Baden- Württemberg 

1962 

991 

23 

13 

50 

110 

45 

290 

388 

72 


1966 

1 336 

/ 

/ 

111 

115 

99 

356 

456 

155 

Bayern 

1962 

1 153 

15 

13 

32 

61 

36 

461 

453 

82 


1966 

1 588 

/ 

/ 

52 

68 

/ 

623 

550 

196 

Bundesgebiet 

1962 

6 258 

467 

229 

265 

452 

354 

1 694 

2 358 

439 


1966 

8 462 

600 

353 

412 

537 

654 

2 083 

2 858 

965 

Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Bremen, 
Berlin (West) 


4-34,8 

/ 

Veränderungen 1966 gegenüber 

+ 15,5 / -13,8 +122,2 

1962 in Prozent 

+ 22,9 +24,1 

+ 132,5 

Niedersachsen 


+ 33,3 

+ 44,4 

/ 

/ 

+ 82,9 

/ 

+ 14,7 

+ 16,5 

+ 64,1 

Nordrhein- 

Westfalen 

. 

+ 39,8 

+ 30,7 

+ 147,1 

4- 19,7 

+ 32,0. 

+ 86,3 

+ 23,6 

+ 27,7 

+ 123,0 

Hessen, Rheinland- 
Pfalz und Saarland 


+ 24,2 

+ 10,0 

/ 

+ 43,1 

4-19,7 

+ 60,3 

+ 2,1 

+ 11,5 

+ 112,5 

Baden- Württemberg 


+ 34,8 

/ 

/ 

+ 122,0 

+ 4,5 

+ 120,0 

+22,8 

+ 17,5 

+ 115,3 

Bayern 


+ 37,7 

/ 

/ 

+ 62,5 

+ 11,5 

/ 

+ 35,1 

+ 21,4 

+ 139,0 

Bundesgebiet 

• 

+ 35,2 

4-28,5 

+ 54,1 

+ 55,5 

+ 18,8 

+ 84,7 

+23,0 

+ 21,2 

+ 119,8 
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noch Übersicht 10 


Zielländer 


Herkunftsländer 

Zeit- 

raum 

Reisen 

ins- 

gesamt 

Belgien 

Nieder- 

lande 

Luxem- 

burg 

Nord- 

europa 

Frank- 

reich 

Schweiz 

Spanien 

Portugal 

Italien 

Österreich 

Griechen- 

land 

Jugo- 

slawien 

Ostblock 

übrige 

Länder 

Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Bremen, 
Berlin (West) 

1962 

100 

3,7 

12,9 

Anteile der Zielländer in Prozent 

3,5 5,8 5,4 21,1 

39,9 

7,7 


1966 

100 

/ 

11,1 

1 

3,7 

8,9 

19,2 

36,7 

13,3 

1 

Niedersachsen 

1962 

100 

7,8 

5,7 

4,1 

7,6 

5,5 

23,8 

37,0 

8,5 * 


1966 

100 

8,5 

t 

/ 

10,5 

1 

20,4 

32,4 

10,5 

Nordrhein- 

Westfalen 

1962 

100 

17,0 

1,9 

4,0 

6,8 

7,3 

21,7 

35,0 

1 

6,3 


1966 

100 

15,9 

3,4 

3,4 

6,4 

9,7 

19,2 

32,0 

10,0 

Hessen, Rheinland- 
Pfalz und Saarland 

1962 

100 

5,8 

1,6 

6,7 

7,7 

7,3 

27,2 

37,2 

6,5 


1966 

100 

5,1 

1 

7,7 

7,4 

9,4 

22,3 

33,4 

11,1 

Baden- Württemberg 

1962 

wo 

2,3 

1,3 

5,0 

11,1 

4,5 

29,3 

39,2 

7,3 


1966 

100 

/ 

1 

8,3 

8,6 

7,4 

26,6 

34,1 

11,6 

Bayern 

1962 

100 

1,3 

1,1 

2,8 

5,3 

3,1 

40,0 

39,3 

7,1 


1966 

wo 

/ 

1 

3,3 

4,3 

1 

39,2 

34,6 

12,3 

Bundesgebiet 

1962 

wo 

7,5 

3,7 

4,2 

7,2 

5,6 

27,1 

37,7 

7,0 


1966 

wo 

7,1 

4,2 

4,9 

6,3 

7,7 

24,6 

33,8 

11,4 

i 

Schleswig-Holstein, : 
Hamburg, Bremen, 
Berlin (West) 

1962 

16,0 

7,9 

Anteile der Herkunftsländer in Prozent 

56,3 13,2 12,8 15,2 12,4 16,9 

17,5 


1966 

15,9 

1 

42,2 

1 

9,3 

18,3 

12,4 

17,3 

18,6 

Niedersachsen 

1962 

7,3 

7,7 

11,4 

7,2 

7,8 

7,1 

6,5 

7,2 

8,9 


1966 

7,2 

8,7 

1 

/ 

11,9 

1 

6,0 

6,9 

6,6 

Nordrhein- 











Westfalen 

1962 

28,7 

65,5 

14,8 

26,8 

27,0 

37,0 

23,0 

26,6 

25,7 


1966 

29,7 

66,7 

23,8 

20,6 

30,0 

37,3 

23,1 

28,1 

26,1 

Hessen, Rheinland- 











Pfalz und Saarland 

1962 

13,8 

10,7 

6,1 

21,9 

14,6 

17,8 

13,8 

13,6 

12,8 


1966 

12,6 

9,2 

1 

20,1 

14,7 

15,4 

11,5 

12,5 

12,3 

Baden-Württemberg 

1962 

15,8 

5,0 

5,7 

18,8 

24,3 

12,7 

17,1 

16,5 

16,4 


1966 

15,8 

/ 

1 

26,9 

21,4 

15,1 

17,1 

16,0 

16,1 

Bayern 

1962 

18,4 

3,2 

5,7 

12,1 

13,5 

10,2 

27,2 

19,2 

18,7 


1966 

18,8 

1 

/ 

12,6 

12,7 

/ 

29,9 

19,2 

20,3 

Bundesgebiet 

1962 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

100 

WO 


1966 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

wo 

wo 

wo 

WO 

1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Übersicht 11 


Übernachtungen deutscher Touristen im Ausland 
in den Betrieben des Beherbergungsgewerbes 

(Hotelregistrierung) 



Übernachtungen 

Veränderung 

durchschnittliche 

Aufenthaltsdauer 






1962 1 1966 1 1966 





Land 











1958 

1962 

1965 

1966 

gegenüber 

1958 

1962 

1965 

1966 






1958 1 1962 1 1965 







in 

1000 


in Prozent 

Tage 

Belgien- 









Luxemburg . . . 

765 ') 

540 

841 

929 

- 29,4 + 72,0 + 10,5 


1,8 ä) 

1,4 2) 

Frankreich 


4 649 

12 500 

13 300 

+ 1S6,J + 6,4 

2,2 

2,2 

2,2 

Italien 

6 860 

12 071 

18 838 

22 385 

+ 76,0 + 85,4 + 18,8 

6,5 

6,7 

6,9 

Jugoslawien 

781 

1 527 

3 354 

4 086 

+ 95,5 +167,6 + 21,8 

5,8 

6,0 

6,2 

Niederlande .... 

964 

1 312 

1 498 

1 535 

+ 36,1 + 17,0 + 2,5 

. 2,7 

3,0 

3,3 

Norwegen 

61 

134 

189 

205 

+ 119,7 + 53,0 + 8,5 

2,0 



Österreich 

13 189 

28 417 

33 023 

34 788 

+ 115,5 + 22,4 + 5,3 

7,7 

8,4 

8,4 

Portugal 

68 

106 

236 

297 

+ 55,9 +180,2 + 25,8 


4,2 

4,6 

Schweiz 

3 580 

5 176 

4 667 

4 743 

+ 44,6 - 8,4 + 1,6 

3,4 

3,4 

3,4 


nur Belgien 
2) nur Luxemburg 

Bemerkung: Da Methode und Umfang der Erhebung von Land zu Land unterschiedlich sind, ist ein Vergleich nur mit Ein- 
schränkungen möglich. 

Quelle: Statistisches Bundesamt nach OECD-Fremdenverkehrsberichten 1958 bis 1966 
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Übersicht 12 

Ankünfte deutscher Touristen im Ausland 

(Grenzregistrierung) 

Ankünfte Veränderung ! 

1962 I 1966 I 1966 j 

Land 1958 1962 1965 1966 gegenüber 

1958 I 1962 I 1965 

in 1000 in Prozent 


Skandinavische Länder^) . . 8 744 9 315 . . + 6,5 

Griechenland 25 70 100 111 +180,0 + 58,6 + 11,0 

Großbritannien 132 193 259 288 + 46,2 + 49,2 + 11,2 

Spanien 221 666 1 047 1 310 +201,4 + 96,7 + 25,1 

Türkei 14 19 50 56 + 35,7 +194,7 + 12,0 

Vereinigte Staaten . 49 89 97 . + 98,0 + 9,0 


') Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden 

Quelle: Statistisches Bundesamt nach OECD-Fremdenverkehrsberichten 1958 bis 1966 


Übersicht 13 


Fremdenverkehrsausgaben im Ausland 



Erhöhung 1956/65 

Fremden- 
Verfügbares Verkehrs- 

Einkommen ausgaben 

im Ausland 

Neigung zu 
Fremden- 
verkehrs- 
ausgaben 
im 

Ausland 

Fremdenverkehrsausgaben 
im Ausland in Vo des 
verfügbaren Einkommens 

in Prozent 

1956 1 

1965 

Deutschland 

+ 121 

+ 410 

3A 

0,8 

1,8 

Frankreich 

+ 141 

+ 409 

2,9 

0,7 

1,4 

Belgien 

+ 69 

+ 186 

2,7 

1,3 

2,3 

Niederlande 

+ 115 

+ 298 

2,6 

+3 

2,4 

Schweden 

+ 87 

+ 241 

2,5 

1,0 

1,7 

England 

+ 70 

+ 125 

1,8 

0,9 

1,2 

Vereinigte Staaten 

+ 95 

+ 91 

+5 

0,4 

0,5 

Schweiz 

+ 104 

+ 139 

+3 

1,8 

2,1 

Kanada 

+ 74 

+ 56 

0,8 

2,4 

2,2 


Unter dem Begriff „Neigung zu Fremdenverkehrsausgaben im Ausland" ist das Verhältnis zwischen der Zuwachs- 
rate der Fremdenverkehrsausgaben im Ausland und der Zuwachsrate des verfügbaren Einkommens in dem betref- 
fenden Land zu verstehen. 

Quelle: OECD- Jahresbericht 1967 
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ü 1 ) G r s i c h t 14 


Einnahmen und Ausgaben von Devisen im Reiseverkehr 

nach Ländergruppen bzw. Ländern 



Einnahmen 

Ausgaben 

Ländergruppe bzw. Land 

1958 

1 1962 

1 1966 ! 

1967 

1958 

1962 

1966 

1967 





in Millionen DM 




Alle Länder 

1 898 

2 155 

3 188 

3 483 

1 971 

4 291 

6 291 

6 127 

EWG-Mitgliedsländer . . 

653 

543 

987 

1 049 

756 

1 742 

2 297 

2 072 

davon 









Belgien-Luxemburg . . 

83 

71 

124 

133 

83 

90 

187 

145 

Frankreich 

447 

262 

451 

466 

159 

293 

491 

478 

Italien 

53 

107 

199 

194 

367 

871 

1 168 

1 108 

Niederlande 

70 

103 

213 

256 

147 

488 

451 

341 

EFTA-Mitgliedsländer . . 

472 

674 

982 

1 074 

954 

1 954 

2 517 

2 487 

davon 









Dänemark 

50 

80 

124 

157 

34 

50 

86 

80 

Großbritannien 

126 

134 

182 

173 

78 

99 

153 

158 

Norwegen 

19 

21 

32 

36 

5 

17 

36 

39 

Österreich 

100 

145 

226 

249 

311 

1 030 

1 387 

1 357 

Portugal 

3 

3 

5 

6 

3 

4 

13 

18 

Schweden 

62 

56 

84 

98 

36 

29 

46 

46 

Schweiz 

112 

235 

329 

355 

487 

725 

796 

789 

Sonstige Länder 

773 

938 

1 219 

1 360 

261 

595 

1 477 

1 568 

darunter 









Bulgarien 

0 

0 

1 

1 

0 

2 

22 

34 

Griechenland 

5 

7 

13 

12 

8 

32 

155 

130 

Japan 

3 

3 

4 

4 

1 

3 

5 

5 

Jugoslawien 

3 

3 

9 

12 

14 

26 

144 

191 

Kanada 

50 

29 

25 

29 

12 

14 

32 

44 

Rumänien 

0 

0 

1 

1 

0 

1 

35 

36 

Spanien 

33 

40 

90 

89 

56 

178 

415 

385 

Südafrika 

2 

5 

9 

8 

4 

4 

8 

9 

Tschechoslowakei .... 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

7 

29 

Türkei 

12 

12 

20 

26 

2 

1 

59 

57 

Ungarn 

0 

1 

2 

2 

1 

2 

7 

8 

Vereinigte Staaten . . . 

560 

742 

947 

1 074 

127 

280 

445 

483 


Quelle: Deutsche Bundesbank, Frankfurt/Main 
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Übersicht 14 


Saldo Veränderung 1967 gegenüber 1958 

1958 I 1962 I 1966 | 1967 Einnahmen | Ausgaben 


in Millionen DM | in Prozent 




73 

-2 136 

-3 103 

-2 644 

_L. 

83,5 

+ 

210,9 

- 

103 

-1 199 

-1 310 

-1 023 

+ 

60,6 


174,1 

— 

0 

- 19 

- 63 

- 12 

-i- 

60,2 

-h 

74,7 


288 

- 31 

- 40 

- 12 

+ 

4,3 

-f 

200,6 

— 

314 

- 764 

- 969 

- 914 

-h 

266,0 

+ 

201,9 

- 

77 

- 385 

- 238 

- 85 

-f- 

265,7 


132,0 

— 

482 

-1 280 

-1 535 

-1 413 

+ 

127,5 

+ 

160,7 

+ 

16 

+ 30 

+ 

38 

+ 

77 

+ 

214,0 

+ 

135,3 

+ 

48 

+ 35 

+ 

29 

+ 

15 


37,3 

+ 

102,6 


14 

H- 4 

- 4 

- 3 

+ 

89,5 

+ 

680,0 

— 

211 

~ 885 

-1 161 

-1 108 

-f 

149,0 

4- 

336,3 

— 

0 

- 1 

- 8 

- 12 


100,0 

+ 

500,0 

+ 

26 

+ 27 

+ 

38 

+ 

52 

-f- 

58,1 

+ 

27,8 

— 

375 

- 490 

- 467 

- 434 1 

_L 

1 

217,0 

+ 

62,0 

+ 

512 

+ 343 

- 258 

- 208 

+ 

75,9 

+ 

500,8 

— 

0 

- 2 

- 21 

- 33 


. 


• 

— 

3 

- 25 

- 142 

- 118 

+ 

140,0 

+ 1 

525,0 

-b 

2 

+ 0 

- 1 

- 1 

-i- 

33,3 

+ 

400,0 

— 

11 

- 23 

- 135 

- 179 

+ 

300,0 

+ 1 264,3 

+ 

38 

+ 15 

- 7 

- 15 

- 

42,0 

+ 

266,7 

— 

0 

- 1 

- 34 

- 35 


. 


• 


23 

- 138 

- 325 

- 296 

+ 

169,7 

+ 

587,5 

— 

2 

+ 1 

+ 

1 

- 1 

+ 

300,0 


125,0 


1 

- 1 

- 6 

- 28 


. 

+ 2 800,0 

+ 

10 

+ 11 

- 39 

- 31 


116,7 

+ 2 750,0 

— 

1 

- 1 

- 5 

- 6 



+ 

700,0 


433 

+ 462 

+ 502 

+ 591 

+ 

91,8 


280,3 
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Übersicht ] 5 


Urlaubs- und Erholungsreisen 1962 

Reiseausgaben nach der Teilnehmerzahl je Reise *) 


Teilnehmerzahl je Reise 

1 

Reisen 

insgesamt 

Durchschnittlicher | 
Ausgabensatz j 

je Reise 

Ausgaben 

insgesamt 

in 1000 

in DM 1 

in Millionen DM 



Inlandsreisen 


1 Haushaltsmitglied 

2 770 

302 

837 

2 Haushaltsmitglieder 

1 537 

540 

830 

3 Haushaltsmitglieder 

593 

572 

339 

4 Haushaltsmitglieder 

273 

621 

169 

5 bis 9 Haushaltsmitglieder 

87 

682 

60 

zusammen . . . 

5 261 

425 

2 235 

Berlin (West) 

412 

566 

233 



Auslandsreisen 


1 Haushaltsmitglied 

1 553 

473 

734 

2 Haushaltsmitglieder 

1 028 

792 

814 

3 Haushaltsmitglieder 

403 

853 

344 

4 Haushaltsmitglieder 

181 

965 

174 

5 bis 9 Haushaltsmitglieder 1 

58 

1 115 

65 

zusammen . . . 

3 223 

661 

2 132 

Berlin (West) 

252 

857 

216 


Inlands- und Auslandsreisen 

1 Haushaltsmitglied 

4 323 

363 

1 571 

2 Haushaltsmitglieder 

2 565 

641 

1 644 

3 Haushaltsmitglieder 

996 

686 

683 

4 Haushaltsmitglieder 

453 

758 

344 

5 bis 9 Haushaltsmitglieder 

147 

854 

125 

insgesamt . . . 

8 484 

515 

4 367 

Berlin (West) 

664 

676 

449 

*) Bundesgebiet ohne Berlin 




b Die gemeinsame Reise mehrerer Personen 

(Haushaltsmitglieder) 

ist in dieser Übersicht als eine Reise gewertet. 
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Reiseausgaben nach Ausgabengruppen und Teilnehmerzahl je Reise *) 

in Prozent 


Teilnehmerzahl je Reise 

Reisen 


Davon mit Ausgaben von . . . bis unter . . . 

DM 


ins- 
gesamt 9 

bis 1 
200-’) 1 

200 I 

bis j 
400 1 

400 1 

bis 

600 

600 

bis 

800 

800 

bis 

1000 

1000 1 
bis 

1300 j 

1300 1 
bis 

1500 1 

1500 

bis 

2000 

2000 

und 

mehr 

ohne 

An- 

gdbo 






Inlandsreisen 




1 Haushaltsmitglied 

100 

35,4 

27,4 

12,4 

4,3 

1.7 

1.5 

0,3 

0,1 

0,2 

16,7 

2 Haushaitsmitgheder 

100 

12,8 

22,9 

20,5 

14,0 

7,6 

6,7 

1,4 

0,5 

0,7 

12,9 

3 Haushaltsmitglieder 

100 

11,8 

22,7 

19,2 

13,3 

8,3 

8,0 

2,3 

0,6 

0,9 

12,9 

4 Haushaltsmitglieder 

100 

10,3 

21,1 

19,2 

12,0 

8,7 

10,1 

3,3 

1,0 

1,3 

13,0 

5 bis 9 Haushaltsmitglieder 

100 

10,1 

20,2 

17,9 

10,5 

7,2 

.11,0 

4,1 

1.7 

3,5 

13,8 

zusammen . . . 

100 

23,3 

24,9 

16,3 

9,1 

4,9 

4,5 

1,2 

0,4 

0,5 

14,8 

Berlin (West) 

100 

12,1 

22,4 

21,3 

12,4 

9,3 

8,3 

3,0 

0,9 

1,1 

9,2 






Auslandsreisen 




1 Haushaltsmitglied 

100 

11,6 

31,0 

22,8 

10,1 

4,2 

3,4 

0,8 

0,2 

0,9 

15,0 

' 2 Haushaltsmitglieder 

100 

2,2 

12,5 

19,1 

17,8 

12,2 

14,4 

4,4 

1,2 

3,3 

12,9 

3 Haushaltsmitglieder 

100 

1,8 

9,1 

16,2 

17,3 

13,3 

18,9 

5,4 

2,0 

2,8 

13,2 

4 Haushaltsmitglieder 

100 

1,2 

7,4 

12,6 

14,5 

14,1 

21,3 

8,0 

2,7 

5,7 

12,5 

5 bis 9 Haushaltsmitglieder 

100 

1,2 

4,7 

11.4 

9,2 

12,1 

19,9 

10,6 

3,5 

11,6 

15,8 

zusammen . . . 

100 

! 6,5 

20,3 

19,9 

13,8 

8,7 

10,3 

3,2 

1,0 

2,4 

13,9 

Berlin (West) 

100 

2,2 

8,3 

18,1 

17,4 

12,6 

19,6 

6,2 

2,8 

3,7 

9,1 

1 




Inlands- 

und Auslandsreisen 



j 1 Haushaltsmitglied 

100 

25,9 

28,8 

16,6 

6,6 

2,7 

2,3 

0,5 

0,1 

0,5 

16,0 

2 Haushaltsmitglieder . 

100 

8,4 

18,6 

19,9 

15,6 

9,5 

9,9 

2,6 

0,7 

1.8 

13,0 

1 3 Haushaltsmitglieder 

100 

7,7 

17,1 

18,0 

14,9 

10,4 

12,5 

3,6 

1,2 

1,7 

12,9 i 

4 Haushaltsmitglieder 

100 

6,7 

15,6 

16,6 

13,0 

10,8 

14,6 

5,2 

1.7 

3,1 

12,7 

5 bis 9 Haushaltsmitglieder 

1 

100 

6,5 

13,9 

15,3 

10,0 

9,2 

14,6 

6,7 

2,2 

5,8 

14,6 

j insgesamt . . . 

100 

16,5 

23,0 

17,8 

11,0 

6,5 

7,0 

2,0 

0,6 

1.3 

14,3 

Berlin (West) 

i 

100 

8,1 

16,7 

20,0 

14,4 

10,7 

12,9 

4,3 

1,7 

2,2 

9,0 


•) Bundesgebiet ohne Berlin 

Die gemeinsame Reise mehrerer Personen (Haushaltsmitglieder) ist in dieser Übersicht als eine Reise gewertet. 
-) vorwiegend Verwandten- und Bekanntenbesuche 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Urlaubs- und Erholungsreisen 1962 

Reisen nach Art der benutzten Verkehrsmittel auf der Hinreise 
und Alter der Reisenden 


Altersgruppe 
von . . . bis 
unter . . . Jahren 

Reisen 

ins- 

gesamt 

Davon benutztes Verkehrsmittel auf der Hinreise 0 

Eisen- 
1 bahn 

Omni- 

bus 

1 Schiff 

j Flug- 
zeug 

eigener 

Pkw 

fremder 

Pkw 

Kraft- 

rad 

Moped, 

1 Fahrrad 

sonstige j 

ohne 

Angabe 






Inlandsreisen in 1000 




unter 6 

533 

207 

17 

1 

1 

229 

73 

1 



3 

6 bis 14 

1 016 

436 

104 

3 

1 

343 

114 

3 

6 

2 

4 

14 bis 18 

480 

230 

61 

1 


119 

45 


16 

3 

3 

18 bis 25 

879 

441 

67 

3 

4 

218 

103 

14 

19 

4 

6 

25 bis 45 

2 615 

1 089 

147 

7 

8 

1 043 

277 

19 

9 

4 

12 

45 bis 65 

2 694 

1 434 

229 

5 

7 

720 

275 

6 

5 

3 

10 

65 und mehr 

i 940 

1 570 

76 

1 

2 

116 

170 


‘ 


4 

insgesamt . . . 

9 156 

4 405 

701 

21 

24 

2 788 

1 056 

45 

56 

17 

43 






Inlandsreisen in Prozent 




unter 6 

1 100 

38 ß 

3,3 

0,2 

0,2 

43,0 

13,6 

0,2 



0,5 

6 bis 14 

100 

42,9 

10,3 

0,3 

0,1 

33,7 

11,2 

0,3 

0,6 

0,2 

0,4 

14 bis 18 

wo 

47,8 

12,7 

0,2 


24,9 

9,4 


3,3 

0,7 

0,7 

18 bis 25 

100 

50,1 

7,6 

0,4 

0,5 

24,8 

11,7 

1,6 

2,1 

0,5 

0,7 

25 bis 45 

100 

41,6 

5,6 

0,3 

0,3 

39,9 

10,6 

0,7 

0,4 

0,1 

0,5 

45 bis 65 

100 

53,2 

8,5 

0,2 

0,3 

26,7 

10,2 

0,2 

0,2 

0,1 

0,4 

65 und mehr 

I 100 

60,7 

8,0 

0,1 

0,3 

12,3 

18,1 


• 


0,4 

insgesamt . . . 

100 

48,1 

7,7 

0,2 

0,3 

30,4 

11,5 

0,5 

0,6 

0,2 

0,5 






Auslandsreisen in 1000 




unter 6 ' 

221 

38 

4 


2 

156 

19 





6 bis 14 

457 

92 

23 

1 

3 

305 

32 





14 bis 18 

302 

93 

30 

2 

2 

138 

27 

2 

7 

2 


18 bis 25 

964 

343 

114 

7 

17 

303 

147 

17 

12 

2 

2 

25 bis 45 

2 196 

532 

129 

12 

46 

1 249 

209 

13 

2 

2 

2 

45 bis 65 

1 438 

482 

122 

13 

29 

657 

132 

2 



1 

65 und mehr 

254 

129 

32 

5 

6 

47 

34 

— 




insgesamt . . . 

5 832 

1 710 

453 

41 

106 

2 853 

599 

35 

22 

7 

6 

1 





Auslandsreisen in Prozent 




unter 6 

100 

17,3 

18 


0,9 

70,6 

8,4 





6 bis 14 

100 

20,1 

5,0 

0,3 

0,7 

66,7 

6,9 





14 bis 18 ' 

100 

30,8 

10,0 

0,3 

0,7 

45,6 

8,8 

0,5 

2,2 

0,6 


18 bis 25 

100 

35,6 

11,8 

0,8 

hS 

31,4 

15,3 

1,8 

1,2 

0,2 

0,1 

25 bis 45 1 

100 

24,2 

5,9 

0,5 

2,1 

56,9 

9,5 

0,6 

0,1 

0,1 

0,1 

45 bis 65 i 

100 

33,5 

8,5 

0,9 

2,0 

45,6 

9,2 

0,1 



0,1 

65 und mehr 

100 

50,9 

12,7 

2,0 

2,5 

18,4 

13,5 





insgesamt . . . 

100 1 

1 

29,3 

7,8 

0,7 

1,8 

48,9 

10,3 

0,6 

0,4 

0,1 

0,1 


1) Auf der Rückreise wurde das gleiche Verkehrsmittel bei ... % der Reisen benutzt (Auslandsreisen in Klammern); 
Eisenbahn 97,9 Vo (97,9 Vo), Omnibus 97,3 »/o (98,6%), Schiff 88,7% (97%), Flugzeug 92% (94%), eigener Pkw 
99% (99,6%), fremder Pkw 91,8% (97%), Kraftrad 96,2% (98,8%), Moped, Fahrrad 96,8% (96,3%), sonstige 
93,5% (91,8%). 

Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Pauschalflugreisende 


Reiseziel 


1958 


1962 


1966 


1967 


Spanien 

darunter 

Palma 

Kanarische Inseln 

Italien 

Nordafrika 

Jugoslawien 

Griechenland 

Ungarn 

Rumänien 

Bulgarien 

Sonstige 


insgesamt 


34 414 

37 636 

317 797 

378 333 

28 586 

34 888 

211 500 

241 115 

3 651 

528 

43 101 

53 635 

5 503 

6 332 

81 713 

86 934 

2 570 

1 832 

35 363 

27 319 

71 

868 

29 910 

37 604 

2 161 

329 

20 719 

20 047 

— 

64 

1 097 

964 

— 

53 

49 504 

58 153 

— 

— 

30 236 

34 795 

5 183 

30 624 

105 971 

143 098 

49 902 

77 738 

672 310 

797 247 


h Eingestiegene Personen auf Flughäfen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Übersicht 18 


Anteil der Einkommensgruppen bei den benutzten Verkehrsmitteln 

in Prozent 


Haushaltseinkommen 

unter 

600 DM 

600 bis 
unter 

800 DM 

800 bis 
unter . 
1000 DM 

1000 bis 1 
unter 

1500 DM ! 

1500 bis 
unter 

2000 DM 

2000 DM 
und 

darüber 

Verkehrsmittel 

Bahn 

! 

50 

42 

34 

28 

26 

22 

Flugzeug 

3 

3 

4 

5 

5 

12 

Pkw 

34 

46 

53 

60 

63 

61 

Omnibus 

13 

8 

9 

6 

5 

4 

Schiff, Fährschiff 

0 

1 

0 

1 

1 

1 


100 

100 

100 

100 

100 

100 


Quelle: „So reisten die Deutschen 1966", Untersuchung des Deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts für 
Fremdenverkehr, München, Juni 1967 
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Einreisen im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 

in 1000 Personen 


Art der Grenz- 
übergangsstelle 

1958 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

I 1967 





a) insgesamt 






Landübergänge . . 

125 204 

131 337 

144 254 

163 044 

185 400 

199 205 

217 471 

231 773 

238 210 

237 710 

davon 

Straßen- 
übergänge .... 






185 416 

203 271 

216 836 

223 057 

223 861 

Eisenbahn- 
übergänge .... 






13 153 

13 538 

14 354 

14 511 

13 160 

Wasser- 
übergänge .... 




. 


636 

662 

583 

642 

689 

Seehäfen . 

1 318 

1 616 

1 698 

1 896 

2 173 

2 997 

4 272 

3 799 

3 982 

4 408 

Flughäfen 

793 

880 

1 193 

1 467 

1 743 

2 073 

2 459 

3 064 

3 573 

3912 

insgesamt . . . 

127 315 

133 833 

147 145 

166 407 

189 316 

204 275 

224 202 

238 636 

245 764 

246 029 





b) Inländer 






Landübergänge . . 

davon 

Straßen- 
übergänge .... 

70 970 

74 571 

80 421 

92 128 

106 026 

112 845 

120 339 

125 394 

125 394 

126 778 

i Eisenbahn- 
1 Übergänge .... 

Wasser- 
übergänge .... 











Seehäfen 

725 

978 

1 002 

1 012 

978 

1 671 

1 528 

1 650 

1 519 

1 431 

Flughäfen 

254 

276 

356 

446 

543 

721 

958 

1 353 

1 582 

1 848 


insgesamt . . . 

71 949 

75 825 

81 779 

93 586 

107 547 

115 238 

122 826 

128 397 

129 863 

130 057 





c) Ausländer 






Landübergänge . , 

davon 

Straßen- 
übergänge .... 

54 214 

56 654 

63 807 

70 903 

79 260 

85 902 

97 070 

106 342 

111 420 

110 828 

Eisenbahn- 
übergänge .... 

Wasser- 
Übergänge .... 


• 

• ■ 

• 



• 



• 

Seehäfen 

593 

638 

695 

883 

1 191 

1 322 

2 726 

2 140 

2 452 

2 963 

Flughäfen 

539 

604 

836 

926 

1 054 

1 203 

1 354 

1 566 

1 762 

2 051 

insgesamt . . . 

55 346 

57 895 

65 339 

72 713 

81 505 

88 426 

101 149 

110 047 

115 633 

115 842 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Einreisen im interzonalen Reiseverkehr 

in 1000 Personen 


Art der Grenz- 
übergangsstelle 

1958 

1 1959 

1960 

1961 1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

Landübergänge . 

4 630 

5 369 

5 640 

a) insgesamt 

5 729 4 466 

5 376 

6 895 

7 120 

6 957 

6 944 

davon: 

Straßen- 

übergänge 





3 608 

4 176 

4 227 

4 259 

4 303 

Eisenbahn- 
übergänge ..., 





1 768 

2719 

2 893 

2 698 

2 642 


Wasser- 
übergänge ..... . . . . . . 0 


Seehäfen 

Flughäfen 

1 0 
654 

0 

679 

0 

818 

0 

865 

0 

950 

0 

1 161 

0 

1 298 

0 

1 512 

0 

1 633 

0 

1 829 

insgesamt . . 

. 5 284 

6 048 

6 458 

6 594 

5416 

6 537 

8 193 

8 632 

8 590 

8 774 





b) Inländer 






insgesamt . . 

. 4 241 

4 869 

5 370 

5 505 

4 202 

5 050 

6 402 

6 325 

6 296 

6 242 





c) Ausländer 






insgesamt . . 

I 

124 

129 

150 

156 

168 

212 

264 

308 

318 

358 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr nach Verkehrsmitteln 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Beförderte Personen 


Eisenbahn 

Personen- 

kraftwagen 

Omnibusse 

Flugzeuge 

Sonstige 

ins- 
gesamt 
in Mil- 
lionen 1 

in Mil- 
lionen 

in 

Prozent 

in Mil- 
lionen 

in 

Prozent 

in Mil- 
lionen 

in 

Prozent 

in Mil- 
lionen 

in 

Prozent 

in Mil- 
lionen 

in 

Prozent 


1954 

11,8 

53,0 

4,4 

19,7 

2,5 

11,2 

0,0 

0,0 

3,6 

16,1 

22,3 

1958 

13,3 

49,4 

8,7 

32,4 

2,6 

9,7 

0,2 

0,7 

2,1 

7,8 

26,9 

1962 2 ) 

13,4 

40,7 

16,0 

48,7 

2,5 

7,6 ' 

0,3 

0,9 

0,7 

2,1 

32,9 

1965 

14,1 

32,4 

24,0 

55,2 

2,9 

6,6 

1,9 

4,4 

0,6 

1,4 

43,5 






Vorausschätzung 






1970 

16,0 

(24,7) 

41,2 

(63,5) 

3,4 

(5,2) 

4,3 

(6,6) 

— 

— 

64,9 

1975 

20,6 

(24,2) 

52,1 

(61,1) 

4,4 

(5,2) 

8,1 

(9,5) 

— 

— 

85,2 

1980 

26,9 

(25,5) 

60,0 

(56,7) 

5,7 

(5,4) 

13,1 

(12,4) 

— 

— 

105,7 


1) Angaben in Klammern hinzugefügt 
ab 1962 einschließlich Saarland 

Quelle: Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung „Die voraussichtliche Entwicklung der Nachfrage nach Personenverkehrs- 
leistungen in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1980, Duncker und Humblot, Berlin, 1967. 
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Förderungsaufwand 1967 

in Millionen DM 


a) Direkte Fremdenverkehrsförderung 

Fremdenverkehrswerbung 

Regionalförderung 

Gewerbeförderung 

(kleine und mittlere Unternehmen) 

andere Fremdenverkehrsförderung 

zusammen . . . 

b) Indirekte Fremdenverkehrsförderung 

Familienferienstätten 

(institutioneile Förderung) 

I Familienferien (Individualförderung) 

j Jugendherbergen 

I Jugenderholung 

Internationale Jugendbegegnung 

Deutsch-Französisches Jugendwerk (50 Vo) . 

I Altenerholung 

1 Erholung von Berlinern 

i 

i Müttererholung 

I Naturparke 


Zuschüsse 

Darlehen 

Bund 

Länder 

zu- 

sammen 

Bund’) 

Länder 

zu- 

sammen 

9,0 

6,8 

15,8 




3,6 

3,3 

6,9 

9,1 5) 

6,0 

15,1 

0,5 

0,6 

1,1 

5,5 

3,6 

9,1 

— 

1,2 

1,2 

— 

13,0 

13,0 

13,1 

11,9 

25,0 

14,6 

22,6 

37,2 

5,0 

3,1 

18,1 

10,0 


10,0 

— 

5,3 3) 

5,3 



i 

1,9 

7,6 

9,5 




— 

29,2 3) 

29,2 




10,5 

0,9 

11,4 




20,0 

— 

20,0 




— 

6,1 2) 

6,1 




— 

3,6 2) 

3,6 




3,0 

0,2^) 

3,2 




0,8^) 

3,0 

3,8 





Ü Bundeshaushalt und ERP-Wirtschaftsplan 
2) 1966 

1964 nach Bernhauer „Die staatliche Fremdenverkehrsförderung ..." 
nach Offner „Die Naturparkprogramme" 

’^) teilweise mit Gewerbeförderung (kleine und mittlere Unternehmen) 

Eigene Zusammenstellung nach vorliegenden Unterlagen 
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Vergleichende Tabelle 

über die Haushalte 10 amtlicher Fremdenverkehrs-Organisationen 

in Millionen DM 


Land 

(Haushaltsjahr) 

Gesamt- 

budget 

davon für 
Auslands- 
werbung 1 

Staats- 
zuschuß zum 
Gesamt- 
budget 

andere 

Beiträge 

Dänemark (1966/67) 

3,70 

weniger als 

3,50 

0,20 



3,70 



Frankreich (1965/66) 

18,27 

15,80 

18,27 

— 

Großbritannien (1965/66) 

28,90 

22,30 

22,30 

6,60 

' Italien (1966) 

15,88 

15,88 

15,80 

1 

Niederlande (1965) 

6,12 

5,90 

4,53 

1,37 

; Österreich (1966) 

6,78 

6,78 

4,55 

2,23 1) 

i Schweden (1965/66) 

3,07 

3,07 

2,47 

0,60 

; Schweiz (1966) 

10,30 

8,70 

5,03 

5,27 

' USA (1966/67) 

12,00 

12,00 

12,00 

— 

■ Bundesrepublik Deutschland (1967) 

■ 

9,76 

9,76 

9,00 

0,76 ! 

j 


0 Bundeskammer für gewerbliche Wirtschaft 

Ergebnis von Untersuchungen des Bundesministeriums für Verkehr in Zusammenarbeit mit der Deutschen Zentrale für 
Fremdenverkehr (DZF) 
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Zollbestimmungen im Reiseverkehr 


L In der Bundesrepublik Deutschland 

Die deutschen Zollvorschriften sind liberal und sehen 
weitgehende Erleichterungen bei der Einreise aus- 
ländischer Touristen und rückkehrender Inländer 
vor. Reisende können als Reisegerät alle Gegen- 
stände zollfrei einführen, die sie auf der Reise nach 
ihren persönlichen und beruflichen Verhältnissen so- 
wie nach Art, Ziel, Dauer und Jahreszeit der Reise 
üblicherweise gebrauchen. Reisegerät sind insbe- 
sondere Gegenstände zur Körperpflege, Arzneien, 
Zelte und Zeltausrüstungen, Sportgeräte, Sportwaf- 
fen, Fischerei- und Jagdgerät, Rundfunkgeräte, trag- 
bare Fernsehempfänger, Foto- und Filmapparate 
mit der üblichen Menge von Platten und Filmen, 
Vorführgeräte für Dias und Amateurfilme, Schreib- 
maschinen, Reisediktiermaschinen und Tonauf- 
nahmegeräte mit Bändern, Musikinstrumente, Plat- 
tenspieler mit Platten, Vereinsfahnen, alles jeweils 
mit Zubehör. Für rückkehrende Inländer (Bewohner 
des Zollgebiets) gelten Gegenstände, die während 
der Reise außerhalb des Zollgebiets beschafft wor- 
den sind, nur dann als Reisegerät, wenn ihre Be- 
schaffung nachweisbar nach Antritt der Reise 
notwendig geworden ist und sie nachweisbar schon 
außerhalb des Zollgebiets auf der Reise gebraucht 
worden sind. 

Lebensmittel bleiben als Rciseverzehr abgabenfrei, 
soweit ihre Menge nach der Dauer der Reise, höch- 
stens jedoch für 1 Woche, angemessen ist. Bei Ta- 
bakwaren, Spirituosen und Wein sind folgende 
Ilöchstmengen, die den Ratsbeschlüssen der OECD 
zur Förderung des Fremdenverkehrs entsprechen, 
festgesetzt: 

a) Reisende mit ständigem Wohnsitz außerhalb 
Europas: 

400 Zigaretten oder 
100 Zigarren oder 
500 g Rauchtabak oder 

500 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 

daneben 

5 Stück Kautabak und 

50 g Schnupftabak und 

50 g Zigarettenhüllen (Hülsen oder Blättchen) 


b) Reisende mit ständigem Wohnsitz i n Europa: 

200 Zigaretten oder 
50 Zigarren oder 
250 g Rauchtabak oder 

250 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 
daneben 

5 Stück Kautabak und 
50 g Schnupftabak und 
50 Zigarettenhüllen (Hülsen oder Blättchen) 

c) Inländer 

40 Zigaretten oder 
10 Zigarren oder 

50 g Rauchtabak mit 50 Zigarettenhüllen (Hülsen 
oder Blättchen) oder eines von beiden, 

daneben 

5 Stück Kautabak und 
50 g Schnupftabak 

Zu a bis c 

Wein bis zu 2 Liter, Spirituosen bis zu 0,75 Liter. 

Außerdem bleiben Waren bis zu einem Waren- 
wert von 100 DM, die weder zum Handel noch zur 
gewerblichen Verwendung bestimmt sind, als Reise- 
mitbringsel abgabenfrei; davon dürfen allerdings 
nicht mehr als 20 DM auf Lebensmittel des täglichen 
Bedarfs entfallen. Für gewisse hochsteuerbare Wa- 
ren ist die Zollfreiheit als Reisemitbringsel ausge- 
schlossen. Diese Regelung ist weniger für auslän- 
dische Touristen als vielmehr für rückkehrende in- 
ländische Reisende von Bedeutung. 

II. Im Ausland 

Die wichtigsten europäischen Reiseländer sehen im 
allgemeinen ebenfalls eine großzügige Behandlung 
der Reisenden vor. Insbesondere die Regelungen 
hinsichtlich des Reisegeräts sind ähnlich wie in der 
BRD. 


Zu I und II 

In der Bundesrepublik Deutschland sowie in mehreren der genannten Länder werden Reisende im sogenannten 
kleinen Grenzverkehr anders behandelt. Die Freimengen sind in diesen Fällen z. T. erheblich eingeschränkt. 

In Brüssel werden zur Zeit die künftigen Regelungen der Europäischen Gemeinschaften erwogen, die für den Reise- 
verkehr aus Drittländern zu weiteren Erleichterungen führen können und auch für den innergemeinschaftlichen 
Reiseverkehr bezüglich des steuerlichen Grenzausgleichs Entlastungen mit sich bringen sollen. 

Abgesehen von der Zollfreiheit dient auch die Pauschalierung der Eingangsabgaben, die außer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auch in mehreren anderen europäischen Ländern vorgenommen wird, einer wesentlichen Erleich- 
terung bei der Zollabfertigung im Reiseverkehr. 
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Beim Reiseverkehr und bei den Reisemitbringseln 
bestehen im einzelnen folgende Freimengen: 

Benelux 

a) Außereuropäische Reisende 
100 Zigarren oder 

400 Zigaretten oder 
200 Zigarillos oder 
500 g Rauchtabak, 

daneben 

2 Liter Wein und 
1 Liter Spirituosen und 
0,5 Liter Toilettenwasser und 
25 g Parfüm 

b) Europäische Reisende 
50 Zigarren oder 

200 Zigaretten oder 
100 Zigarillos oder 
250 g Rauchtabak, 

daneben 

1,5 Liter Wein und 
0,5 Liter Spirituosen und 
0,5 Liter Toilettenwasser und 
25 g Parfüm 

c) Bewohner der Be ne lux- Staaten 
20 Zigarren oder 

100 Zigaretten oder 
40 Zigarillos oder 
125 g Tabak, 

daneben 

1 Liter Wein und 
0,25 Liter Toilettenwasser und 
25 g Parfüm 

Zu a bis c 

Andere Waren bis zu ca. 100 DM (aus Benelux-Län- 
dern bis zu ca. 165 DM). 

Dänemark 

a) Außereuropäische Reisende 
400 Zigaretten oder 
500 g andere Tabakwaren und 
200 Blatt Zigarettenpapier, 


daneben 

2 Liter Spirituosen oder Wein und 
2 Liter Bier 

b) Europäische Reisende 

(länger als 24 Stunden in Dänemark) 

200 Zigaretten oder 
250 g andere Tabakwaren und 
200 Blatt Zigarettenpapier, 
daneben 

0,75 Liter Spirituosen und 

1 Liter Wein und 

2 Liter Bier 

c) Europäische Reisende 

(weniger als 24 Stunden in Dänemark) 

40 Zigaretten oder 
20 Zigarren oder 
100 g andere Tabakwaren 

d) Inländer 

(abwesend länger als drei Tage) 

Es gelten die unter c angegebenen Mengen. 

Zu a bis d 

Andere Waren bis zu ca. 185 DM. 

Frankreich 

a) Außereuropäische Reisende (ausgenommen Alge- 
rien, Tunesien und Marokko) 

400 Zigaretten oder Zigarillos oder 
125 Zigarren oder 
500 g Tabak, 
daneben 

3 Liter Wein und 

1 Liter Spirituosen 

b) Europäische Reisende (einschließlich Algerien, 
Tunesien und Marokko) 

200 Zigaretten oder Zigarillos oder 
50 Zigarren oder 
400 g Tabak, 
daneben 

3 Liter Wein und 
1 Liter Spirituosen 

c) Inländer 

Es gelten die Mengen für europäische Reisende. 

Zu a bis c 

Andere Waren bis zu ca. 100 DM. 
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Italien 

ci) Außereuropäische Reisende (ausgenommen An- 
rainer-Staaten des Mittelmeeres) 

400 Zigaretten oder eine Menge von Zigarren oder 
Tabak oder ein Sortiment dieser Waren von 
nicht mehr als 500 g, 

daneben 
2 Fl. Wein und 
1 Fl. Spirituosen und 

0,25 Liter Toilettenwasser und eine kleine Menge 
Parfüm 

b) Europäische Reisende (einschließlich Anrainer- 
Staaten des Mittelmeeres) 

200 Zigaretten oder 
50 Zigarren oder 
250 g Rauchtabak oder 

250 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 
daneben 

1 Fl. Wein normaler Größe und 
0,5 Liter anderer alkoholischer Getränke und 
0,25 Liter Toilettenwasser und 
eine kleine Menge Parfüm 

c) Inländer 

Tabakwaren in einer Menge, die der Dauer der 
Reise entspricht, höchstens 60 g. 

Zu a bis c 

Für andere Waren bestehen keine Freimengen. 

Jugoslawien 

a) Außereuropäische Reisende 
200 Zigaretten oder 

50 Zigarren oder 
250 g Rauchtabak oder 

250 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 
daneben 

1 Fl. Wein normaler Größe und 
0,5 Liter anderer alkoholischer Getränke und 
0,25 Liter Toilettenwasser und 
eine kleine Menge Parfüm 

b) Europäische Reisende 

Es gelten die unter a angegebenen Mengen. 


c) Inländer 

Kleine Mengen für den eigenen Bedarf. Eine feste 
Begrenzung besteht nicht. 

Zu a bis c 

Für andere Waren bestehen keine Freimengen. 

Österreich 

a) Außereuropäische Reisende 
400 Zigaretten oder 

100 Zigarren oder 
500 g Rauchtabak oder 

500 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 
daneben 

2 Liter Wein und 

1 Liter Spirituosen und 
0,25 Liter Toilettenwasser und 
eine kleine Menge Parfüm 

b) Europäische Reisende 
200 Zigaretten oder 

50 Zigarren oder 
250 g Rauchtabak oder 

250 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 
daneben 

2 Liter Wein und 

0,75 Liter Spirituosen und 
0,25 Liter Toilettenwasser und 
eine kleine Menge Parfüm 

c) Inländer, die aus außereuropäischen Ländern 
kommen 

200 Zigaretten oder 
40 Zigarren oder 
200 g Rauchtabak oder 

200 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren 

d) Inländer, die aus europäischen Ländern kommen 
100 Zigaretten oder 

20 Zigarren oder 
100 g Rauchtabak oder 

100 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren 
Zu c und d 

Andere Waren bis zu ca. 100 DM, davon Lebensmit- 
tel und Getränke bis zu 15 DM. 
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Spanien 

a) Außereuropäische Reisende 
200 Zigaretten oder 

50 Zigarren oder 
250 g Rauchtabak oder 

250 g einer Zusammenstellung dieser Tabakwaren, 
daneben 

1 Fi. Wein normaler Größe und 
0,5 Liter anderer alkoholischer Getränke und 
0,25 Liter Toilettenwasser und 
eine kleine Menge Parfüm 

b) Europäische Reisende 

Es gelten die unter a angegebenen Mengen. 

c) Inländer 

Es sind keine Freimengen festgesetzt. 

Zu a und b 

Für andere Waren bestehen keine Freimengen. 

Zu c 

Waren verschiedener Art entsprechend den sozialen 
Verhältnissen des Reisenden. Eine feste Wertgrenze 
besteht nicht. 


Schweiz 

a) Außereuropäische Reisende 
400 Zigaretten oder 

100 Zigarren oder 
500 g Tabak, 
daneben 

1 Liter Spirituosen 

b) Europäische Reisende 
200 Zigaretten oder 

50 Zigarren oder 
250 g Tabak, 
daneben 

0,7 Liter Spirituosen 

c) Inländer, 

die mindestens 24 Stunden im Ausland waren. Es 
gelten die unter b angegebenen Mengen. 

Zu a und b 

Andere Waren bis zu ca. 95 DM. 

Zu c 

Andere Waren bis zu ca. 190 DM. 

Eigene Zusammenstellung nach vorliegenden Unterlagen 
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U b e r s i c ht 25 


Spezielle Steuerregelungen im Ausland für das Fremdenverkehrsgewerbe 


Bei einem Vergleich der einzelnen Steuerarten, 
welche für das Fremdenverkehrsgewerbe in Frage 
kommen, ist für EWG- und EFTA-Staaten folgendes 
fcstzustellen; 

Das Fremdenverkehrsgewerbe ist in allen Staaten 
ohne Sonderregelungen • — von den französischen 
und italienischen Abschreibungsvergünstigungen ab- 
gesehen " — einkommen- bzw. körperschaftsteuer- 
pilichtig. Die Höhe dieser Steuern richtet sich im 
Einzelfall nach der Höhe des Gewinns, 

VeTmögensteuern (allgemeine Vermögensbesitz- 
steuern) werden - — ohne Sonderregelungen für 
Fremdenverkehrsbetriebe — außer in der Bundes- 
republik Deutschland in Luxemburg, den Nieder- 
landen, Österreich und den nordischen Staaten er- 
hoben. 

Gewerbesteuern einschließlich fakultativer Lohnsum- 
mensteuern entsprechend den deutsdien Vorschrif- 
ten gibt es, wenn auch mit unterschiedlichen Steuer- 
meßzahlen und Hebesätzen, in Luxemburg und 
Österreich. Die französische Patentsteuer, die nach 
dem Mietwert der Betriebsräume, der Zahl der Be- 
schäftigten u. a. m. erhoben wird und je nach Ge- 
werbezweig und Ortsgröße verschieden ist, läßt sich 
mit der deutschen Gewerbesteuer nicht vergleichen. 
Außerdem erhebt Frankreich eine selbständige 
Lohnsummensteuer von 5 v. H. der Nettolohnsumme. 
Für das Fremdenverkehrsgewerbe gelten in diesen 
Staaten keine Sonderregelungen. 

Grundsteuern verschiedenster Art, z. T. als Zu- 
schläge zur Einkommensteuer, werden in den hier 
erfaßten Staaten mit Ausnahme der Niederlande 
und Schweden erhoben. Für das Fremdenverkehrs- 
gewerbe gelten keine Sonderregelungen. 

Allgemeine Getränkesteuern werden nur in einigen 
Schweizer Kantonen in geringem Ausmaß sowie in 
Österreich nach Landesrecht und in Italien als kom- 
munale Verbrauchsteuern erhoben. Sie lassen sich 
wegen der teils festen, teils proportionalen, je nach 
Getränken differenzierten Steuersätze internatio- 
nal nicht vergleichen. Sie stellen außerdem neben 


den spezifischen Verbrauchsteuern auf Branntwein, 
Wein und Bier nur einen geringen Teil der indirek- 
ten, auf den Verbraucher überwälzten Alkoholbe- 
steuerung dar. 

Ebensowenig lassen sich die örtlichen Schank- 
erlaubnissteuern international vergleichen, zumal es 
sich hier weniger um Steuern im eigentlichen Sinne 
als vielmehr um Konzessionsgebühren handelt. 

Ein Vergleich der in den einzelnen Staaten erho- 
benen Umsatzsteuern und deren Sonderregelungen 
für das Fremdenverkehrsgewerbe ergibt, daß die in 
der Bundesrepublik Deutschland erhobene Mehr- 
wertsteuer von 10 bzw. 11 v. H. niedriger ist als 
die Mehrwertsteuerbelastungen in Dänemark (12,5 
V. H.) und Frankreich 13 v. H. (für Touristenhotels 
u. ä. ermäßigt sich der Satz für Beherbergungslei- 
stungen auf 6 V. H.). In Belgien wird zwar auf Be- 
herbergungs- und Gaststättenumsätze nur die Rech- 
nungssteuer zum Normalsatz von 0,7 v. H. fällig, un- 
abhängig hiervon bestehen jedoch die kumulativen 
Umsatzsteuervorbelastungen auf Dienstleistungen 
von 0,7 V. H. und auf Waren zum Normalsatz von 
7 V. H., während sie z. B. bei Branntwein und Sekt 
pauschal 20 v. H. und bei Wein pauschal 14 v. H. 
ausmachen. In den Niederlanden gilt ab 1969 für 
Beherbergungsumsätze der ermäßigte Mehrwert- 
steuersatz von 4 V. H.; in Schweden sind ab 1969 
Beherbergungsumsätze mit 10 v. H. (allerdings nur 
auf 20 V. H. der Bemessungsgrundlage) mehrwert- 
steuerpflichtig. In Österreich, der Schweiz und Nor- 
wegen unterliegt die Vermietung von Zimmern zur 
Fremdenbeherbergung keinen Umsatz- oder Dienst- 
leistungssteuern, Hier sind somit nur jeweils unter- 
schiedliche Vorbelastungen auf Waren gegeben. In 
Luxemburg gilt die kumulative Mehrphasensteuer 
zum Normalsatz von 3 v. H. auch für Beherbergungs- 
und Gaststättenumsätze. In Italien gelten für Beher- 
bergungs- und Gaststättenumsätze zwar ermäßigte 
Tarife von 1,2 v. H., jedoch erhöhte Sätze von 
3,6 V. H. für Luxushotels, 4,8 v. H. für Gaststätten 
1. Klasse und 7,2 v. H. für Luxusgaststätten. 


Eigene Zusammenstellung nach vorliegenden Unterlagen 
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Urlaubsreisende in einzelnen Feriengebieten, 
aufgegliedert nach ihrem Wohnsitzland, im Jahre 1966 

in Prozent 


j 

Urlaubsgebiete ! 

1 

1 

Schleswig- 
Holstein, 
Hamburg, 
Niedersach- 
sen, Bremen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Hessen, 

Rheinland- 

Pfalz, 

Saarland 

Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

Berlin 

Nord- und Ostsee 

32 

40 

12 

5 

4 

7 

1 Teutoburger Wald 

26 

38 

9 

9 

9 

9 

i Harz 

61 

18 

9 

9 

— 

3 

j Sauerland, Siegerland . . . 

29 

61 

4 

4 

— 

2 

1 

i Schwarzwald 

17 

38 

17 

17 

6 

5 

1 Bodensee 

27 

27 

9 

21 

7 

9 

Alpen 

14 

37 

16 

11 

19 

3 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut für Fremdenverkehr an der Universität München 


Übersicht 27 


Arbeitnehmer und Landwirte mit Urlaubs- und Erholungsreisen 
nach Art der Unterkunft und Familiengröße, 1962/1963 

in Prozent 


Familientyp 

Art der Unterkunft 

Hotel, 
Pension 
. usw. 

kostenlos 
bei Ver- 
wandten 

Kuranstalt, 

Sanatorium 

Camping, 
Jugendher- 
berge usw. 

1 Ehepaare ohne Kinder 

^ Ehepaare mit 1 Kind 

Ehepaare mit 2 Kindern 

i Ehepaare mit 3 Kindern 

58,3 20,2 11,1 10,4 

51,1 26,9 7,3 14,7 

42,6 30,0 11,5 15,9 

32,0 29,8 15,4 22,8 j 


i 


nur Ehepaare ohne Kinder oder mit Kindern unter 17 Jahren 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1962/63, Bundesgebiet ohne Berlin (West) 
(bisher nicht veröffentlicht) 
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Reisen in die wichtigsten Urlaubsgebiete, 
auf gegliedert nach Einkornmensklassen, 1966 

in Prozent 


Haushaltseinkommen 

bis 600 DM 

600 bis 
unter 

800 DM 

800 bis 
unter 

1000 DM 

1000 bis 
unter 

1500 DM 

1500 bis 
unter 

2000 DM 

2000 DM 

Urlaubsgebiete 

und mehr 

Bundesrepublik 

Deutschland 

66 

66 

58 

48 

47 

53 

übriges Deutschland und 







Ausland 

34 

34 

42 

52 

53 

47 

Reiseziele 

in der Bundesrepublik 







1 Urlaubsgebiete insgesamt 

29 

34 

23 

21 

24 

25 

davon 







Nordsee, Ostsee 

3 

4 

6 

4 

5 

4 

Sauerland, Siegerland . . 

9 

6 

4 

3 

3 

4 

' Schwarzwald 

7 

9 

6 

5 

6 

6 

; Alpen 

i 

3 

8 

4 

4 

6 

5 

! übrige Bundesrepublik , . . 

37 

32 

35 

27 

23 

28 

Reiseziele im Ausland 

davon 

1 







Österreich 

10 

14 

13 

17 

21 

15 

Italien 

5 

16 

11 

11 

11 

11 

Spanien 

4 

1 

2 

3 

3 

3 

Frankreich 

3 

— 

1 

4 

5 

2 

1 Schweiz 

3 

— 

3 

3 

3 

3 

Jugoslawien 

1 

2 

4 

4 

2 

3 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut für Fremdenverkehr an der Universität München 
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Urlaubs- und Erholungsreisende 1962 

Urlaubs- und Erholungsreisende nach Alter, Stellung zum Erwerbsleben 
und im Beruf, Gemeindegrößenklassen 


Reisende 


Lfd. 

Nr. 

Altersgruppe 

(von . . . bis unter . . . Jahren) 
Stellung zum Erwerbsleben 

Stellung im Beruf 

Gemeindegrößenklasse 
(mit . . . bis unter . . . Einwohnern) 

Wohn- 

bevöl- 

kerung 

(ohne 

An- 

stalts- 

in- 

sassen) 

insgesamt 

davon mit . . . Reise(n) 

1 Reise 

zusammen 

im Inland 

im Ausland 

1000 1 

1 

% von 
Spalte 

1 

1000 

®/o von 
Spalte 

2 

1000 j 

1 

”/o von 
Spalte 

4 

1000 

"/o von 
Spalte 
4 


1 

2 1 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

Insgesamt 

53 288 

14 002 

26,3 

13 121 

93,7 

8 046 

61,3 

5 075 

38,7 

2 

männlich 

25 030 

6 492 

25,9 

6 095 

93,9 

3 661 

60,1 

2 434 

39,9 

3 

weiblich 

28 258 

7 509 

26,6 

7 026 

93,6 

4 385 

62,4 

2 641 

37,6 






nach Altersgruppen 




4 

unter 6 

5 167 

716 

13,9 

682 

95,3 

483 

70,7 

200 

29,3 

5 

6 bis 14 

6 086 

1 397 

23,0 

1 326 

95,0 

917 

69,1 

409 

30,9 

6 

14 bis 18 

2 525 

738 

29,2 

699 

94,6 

427 

61,1 

272 

38,9 

7 

18 bis 25 

5415 

1 746 

32,3 

1 662 

95,2 

787 

47,4 

875 

52,6 

8 

25 bis 45 

14 431 

4 490 

31,1 

4 207 

93,7 

2 305 

54,8 

1 902 

45,2 

9 

45 bis 65 

13 142 

3 832 

29,2 

3 560 

92,9 

2 345 

65,9 

1 216 

34,1 

10 

65 und mehr 

6 522 

1 082 

16,6 

984 

91,0 

783 

79,5 

201 

20,5 




nach der Stellung zum Erwerbsleben und im Beruf 


11 

Erwerbspersonen 

24 837 

7 455 

30,0 

7 008 

94,0 

3 906 

55,7 

3 102 

44,3 


davon 










12 

Selbständige 

3 087 

711 

23,0 

650 

91,4 

335 

51,6 

315 

48,4 

13 

darunter Landwirte 

1 048 

20 

L 9 

19 

95,5 

14 

71,4 

6 

28,6 

1 14 

Mithelfende Familienangehörige . . 

2 325 

262 

11,2 

247 

94,3 

133 

54,0 

113 

46,0 

: 15 

Beamte 

1 267 

641 

50,6 

568 

88,5 

319 

56,2 

249 

43,8 

i 16 

Angestellte 

5 955 

2 960 

49,7 

2 753 

93,0 

1 382 

50,2 

1 371 

49,8 

! 17 

Arbeiter 

11 989 

2 858 

23,8 

2 770 

96,9 

1 725 

62,3 

1 045 

37,7 

1 

ohne Angabe 

214 

24 

11,0 

22 

91,5 

12 

55,8 

IC 

44,2 

i 

Nichterwerbspersonen 

28 451 

6 546 

23,0 

6 112 

93,4 

4 140 

67,7 

1 973 

32,3 

i 

davon im Alter 










1 20 

unter 18 

12414 

2 537 

20,4 

2 403 

94,7 

1 633 

68,0 

770 

32,0 

i 21 

18 bis 65 

10 884 

3 095 

28,4 

2 877 

93,0 

1 831 

63,7 

1 046 

36,3 

22 

65 und mehr 

5 153 1 

914 

17,7 

832 

91,0 

675 

81,1 

158 

18,9 




nach Größenklassen der Wohnsitzgemeinden 


23 

unter 2 000 

12 294 

1 124 

9,1 

1 072 

95,3 

742 

69,2 

330 

30,8 

24 

2 000 bis 3 000 

2 906 

424 

14,6 

402 

94,3 

258 

64,2 

144 

35,8 

25 

3 000 bis 5 000 

3 847 

657 

17,1 

618 

94,2 

373 

60,3 

246 

39,7 

26 

5 000 bis 10 000 

5 092 

1 049 

20,6 

990 

94,3 

616 

62,2 

374 

37,8 

27 

10 000 bis 25 000 

5 461 

1 1 446 

26,5 

1 359 

94,0 

831 

61,1 

529 

38,9 

28 

25 000 bis 50 000 

3919 

1 1 190 

30,4 

1 125 

94,6 

692 

61,5 

434 

38,5 

29 

50 000 bis 100 000 

3 619 

1 322 

36,5 

1 227 

92,3 

738 

60,1 

489 

39,9 

30 

100 000 und mehr 

16 149 

, 6 790 

42,0 

6 328 

93,2 

3 798 

60,0 

2 530 

40,0 


h einschließlich kaufmännische, technische und Verwaltungslehrlinge bzw. Anlernlinge u. dgl. 
“) einschließlich gewerbliche Lehrlinge bzw. Anlernlinge u. dgl. 
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Reisende 


davon mit . . . Reise(n) 


2 Reisen 


3 und mehr Reisen 


zusammen 

im Inland 

im Ausland 

1 Reise im 
Inland und 

1 Reise im 
Ausland 

zusammen 

alle Reisen 
im Inland 

alle Reisen 
im Ausland 

Reisen 
sowohl im 
Inland als 
auch im 
Ausland 

Lfd. 

Nr. 


Vo von 


1 "/o von 


®/o von 


‘Vo von 

1 “/c 

von 


®/o von 


•’/o von 


®/o von 


1000 

Spalte 

2 

0001 

Spalte 

1 10 

1000 

Spa Ite 
10 

1000 

Spalte 

10 

1000 Spalte 

2 

1000 

Spalte 

18 

1000 

Spalte 

18 

1000 

Spalte 

18 


10 

11 

12 

! 13 

14 

15 

16 

17 

18 1 

19 

20 

21 

.22 

23 1 

24 

25 


789 

5,6 

291 

36,9 

197 

24,9 

301 

38,2 

91 

0,7 

31 

34,4 

15 

16,2 

45 

49,4 

1 

356 

5,5 

124 

34,8 

94 

26,5 

138 

38,7 

41 

0,6 

13 

32,0 

8 

19,3 

20 

48,7 

2 

433 

5,8 

167 

38,7 

102 

23,6 

163 37,7 

nach Alte 

50 

rsgruppen 

0,6 

18 

36,3 

7 

13,7 

25 

50,0 

3 

31 

4,4 

18 

57,1 

6 

19,5 

7 

23,4 

3 

0,3 

2 

60,7 



1 

35,7 

4 

65 

4,7 

32 

49,8 

12 

18,4 

21 

31,8 

5 

0,3 

2 

42,3 



3 

48,1 

5 

36 

4,8 

15 

42,2 

7 

18,4 

14 

39,4 

4 

0,6 

2 

43,2 



2 

40,6 

6 

74 

4,2 

20 

27,6 

25 

33,1 

29 

39,3 

11 

0,6 

3 

31,1 

3 

24,5 

5 

44,4 

7 

253 

5,6 

74 

29,3 

82 

32,4 

97 

38,3 

31 

0,7 

8 

24,8 

6 

20,3 

17 

54,9 

8 

245 

6,4 

89 

36,3 

56 

22,7 

101 

36,8 

26 

0,7 

9 

34,6 

4 

14,1 

14 

51,3 

9 

85 

7,9 

43 

50,0 

10 22,7 

nach der St( 

33 

dlung 

41,0 

zum Ei 

12 1,1 

werbsieben un 

6 48,4 

d im Beruf 

1 

9,0 

5 

42,6 

10 

406 

5,4 

123 

30,2 

119 

29,2 

165 

40,6 

41 

0,6 

11 

26,4 

8 

18,5 

23 

55,1 

11 

55 

7,7 

13 

23,5 

19 

33,7 

24 

42,8 

6 

0,9 

2 

28,3 

2 

30,0 

3 

41,7 

12 

. 

. 

, 

, 



, 


— - 

— . 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

13 

14 

5,2 

4 

31,9 

4 

31,1 

5 

37,0 

1 

0,5 





, 

. 

14 

62 

9,7 

15 

24,0 

20 

31,5 

28 

44,5 

11 

1,8 

3 

28,3 

2 

18,6 

6 

53,1 

15 

190 

6,4 

52 

27,4 

61 

32,0 

77 

40,6 

18 

0,6 

4 

19,9 

3 

18,2 

11 

61,9 

16 

83 

2,9 

38 

45,3 

15 

17,9 

31 

36,8 

5 

0,2 

2 

47,9 

, 


2 

50,0 

17 

2 

8,5 

. 


, 




— 

— 

— . 

— 

— - 

— 

— 

— 

18 

383 

5,8 

169 

44,0 

78 

20,4 

137 

35,6 

50 

0,8 

21 

40,9 

7 

14,3 

23 

44,8 

19 

123 

4,9 

61 

49,4 

23 

18,7 

39 

31,9 

11 

0,4 

5 

46,9 

1 

10,8 

5 

42,3 

20 

190 

6,1 

72 

37,7 

48 

25,0 

71 

37,3 

28 

0,9 

10 

35,5 

5 

17,8 

13 

46,7 

21 

70 

7,7 

36 

51,6 1 

8 11,0 

nach Grö 

26 37,4 

Benklassen d 

12 1,3 

er Wohnsitzgei 

6 47,9 

neinden 

1 

9,4 

5 

42,7 

22 

48 

4,3 

24 

49,4 

10 

20,7 

14 

29,9 

4 

0,4 

1 

32,6 



3 

58,1 

23 

19 

4,5 

9 

45,6 

4 

18,3 

7 

36,1 

3 

0,7 

1 

39,3 

, 


1 

39,3 

24 

35 

5,3 

12 

34,8 

7 

20,7 

16 

44,5 

3 

0,5 

1 

36,4 



2 

54,5 

25 

52 

5,0 

22 

41,8 

11 

21,7 

19 

36,5 

8 

0,7 

3 

40,8 



4 

47,4 

26 

78 

5,4 

32 

40,3 

16 

20,3 

31 

■ 39,4 

8 

0,6 

3 

37,4 

1 

12,0; 

4 

50,6 

27 

59 

4,9 

19 

33,1 

17 

28,4 

23 

38,5 

6 

0,5 

2 

31,7 

1 

21,7 

3 

46,6 

28 

87 

6,6 

29 

33,0 

25 

28,2 

34 

38,8 

9 

0,6 

4 

45,9 


. 

4 

43,5 

29 

411 

6,1 

145 

35,3 

108 

26,2 

158 

38,5 

51 

0,7 

16 

31,0 

9 

18,6 

26 

50,4 

. 30 




Pensions- und Rentenempfänger, Bezieher von Einkommen aus eigenem Vermögen, Vermietungen und Verpach- 
tungen sowie nichterwerbstätige unterhaltsberechtigte Haushaltsmitglieder 

Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Übersicht 30 


Reisende nach Gemeindegrößenklassen 

Ergebnis des Mikrozensus 


Gemeindegrößenklasse 
mit . . . bis unter . . . Einwohner 

Anteil 

der Reisenden 
in Prozent 

von 100 Einwohnern 
haben . . . am 
Reiseverkehr 
teilgenommen 

von 100 gereisten 
Einwohnern 
sind . . . mehrmals 
gereist 

1962 ! 

1966 

1962 

1966 

1962 

1 1966 

Insgesamt . 


100 

100 

27,0 

34,1 

6,3 

10,2 

unter 2 000 

7,5 

9,2 

9,1 

15,4 

4,7 

7,3 

2 000 bis 

3 000 

2ß 

4,2 

14,6 

25,7 

5,2 

5,8 

3 000 bis 

5 000 

4,4 

5,3 

17,1 

26,6 

5,8 

7,5 

5 000 bis 

10 000 

7,0 

7,6 ' 

20,6 

26,5 

5,7 

6,8 

10 000 bis 

25 000 

9,7 

13,0 

26,5 

39,4 

6,0 

12,0 

25 000 bis 

50 000 

8,0 

8,1 

30,4 

35,4 

5,4 

12,6 

50 000 bis 

100 000 

8,8 

S,1 

36,5 

43,9 

7,2 

11,6 

100 000 und 

mehr 

51,8 

44,5 

42,5 

46,9 

6,9 

10,9 



Quelle: Statistisches Bundesamt „Wirtschaft und Statistik" Heft 1/68 


Übersicht 31 


Ferienreisende und Daheimgebliebene 1964 nach demographischen, 
sozialökonomischen, haushaltstypischen Merkmalen 


Beruf der Befragten 

1 

Ferien- 

reisende 

1964 

F -- 758 

Vo 

Daheim- 

gebliebcne 

1964 

F - 1186 

Ferien- 

reisende 

1964 

insgesamt 
758 F 
= 100 o/o 

Inlands- 

reisende 

1964 

430 F 

-=100 o/o ^ 

Auslands- 

reisende 

1964 

321 F 
= 100 o/o 

Bevölke- 

rung 

insgesamt 
1944 F 
= 100 o/o 

Inhaber und Leiter von größeren 
Ünternehmen/Freie Berufe 

(65) 

(35) >) 

1 

1 

2 

1 

Selbständige Gewerbetreibende . . 

40 

60 

6 

4 

8 

6 

Leitende Beamte und Angestellte 

(78) 1) 

(22) ’) 

8 

6 

9 

4 

! Sonstige Beamte und Angestellte 

58 

42 

21 

20 

23 

14 

j Facharbeiter 

40 

60 

14 

16 

12 

14 

1 Sonstige Arbeiter 

23 

77 

6 

6 

5 

10 

1 Landwirtschaftliche Berufe 

7 

93 

1 

0 

2 

5 

Hausfrauen 

34 

66 

30 

35 

24 

34 

Berufslose / im Ruhestand / in Aus- 
bildung 

41 

59 

13 

12 

15 

24 




100 

100 

100 

100 


b Für die Werte in { ) liegt die Basiszahl unter 100 
F = ausgewertete Fälle 

Quelle: DlVO-Pressedienst April I/II 1965 
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Übersicht 32 


Der Kurverkehr 1956 bis 1966 

Vergleichszahlen aus der Bäderwirtschaft 1956 bis 1966 


1 

1 Jahr 

, i 

Erfaßte 
Kur- 
betriebe j 

j Kurgäste in Tausend 

Kurtage in Tausend 

Abge- 1 
gebene ■ 
Kurmittel ' 
in 

Tausend 

Betten für 
Kurgäste 
in 

Tausend 

1 Durch- 
schnitt- 
liche Auf- 
enthalts- 
dauer 
Tage 

Betten- 
belegung 
j durch 
j Kurgäste 
im J ahr 

1 Tage 

Sta- 

tionär 

davon 

Ambu- i 
lant j 

Gesamt 

Gesamt 

1 davon 

Privat 1 

Sozial 

! Privat 

j Sozial 

1956 

1 

178 

2 045 

1 533 

512 

180 

2 225 

37 115 

20 922 

16 193 

10 809 

260 

18,2 

143,5 

1957 

179 

2 284 

1 691 

593 

127 

2411 

41 705 

23 651 

18 054 

13 193 

279 

18,3 

149,4 

1958 

189 

2 287 

1 634 

653 

122 

2 409 

44 143 

23 695 

20 448 

14 782 

293 

19,3 

150,6 

1 1959 

205 

2 636 

1 928 

708 

126 

2 762 

51 457 

29 580 

21 877 

16 324 

324 

19.5 

158,8 

: 1960 

214 

2 879 

2 117 

762 

141 

3 020 

55 797 

33 474 

22 323 

17 751 

367 

19,3 

152,0 

1961 

217 

3 026 

2 245 

781 

140 

j 

3 166 

59 279 

36 474 

- 22 805 

18 745 

389 

19,6 

152,4 

1962 

221 

3 047 

2 215 

832 

172 

3219 

60 766 

34 298 

26 468 

20 462 

403 

19,9 

150,8 

1963 

224 

3 175 

2 333 

842 

210 

3 385 

62 192 

36 825 

25 367 

20 520 

414 

19,6 

150,3 

1964 

229 

3 324 : 

2 456 

867 

208 

3 532 

65 449 

39 811 

25 638 

21 188 

423 

18,5 

154,9 

1965 

233 

3 465 

2 580 

885 

252 

3717 

67 090 

39 589 

27 501 

22 057 

437 

19,3 

153,6 

1966 

237 

3 532 

2 618 

914 

281 

3813 

68 250 

40 487 

27 763 

21 944 

448 

19,3 

152,4 


Queile: Jahresbericht Deutscher Bäderverband eV., Bonn, 1966 — 1967 
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Übersicht 33 


Kurgäste im Jahr 1966 


! 

! 

Kurgäste privat 

Ausländer 

Inland 

stationär 

Inland 

ambulant 

Gesamt 

1 

i 

1 Mineral- und Moorbäder 

39 767 

714 190 

124 730 

878 687 

Seebäder 

28 185 

830 043 

25 857 

884 085 

Kneippkurorte 

14610 

227 954 

7 690 

250 254 

Heilklimatische Kurorte 

56 204 

707 472 

1 878 

765 554 

Alle Heilbäder und Kurorte 1 

138 766 

2 479 659 

160 155 

2 778 580 

in Prozent 

3ß 

65,0 

4ß 

72,9 


Übersicht 34 


Fremdenbetten in den Ländern am 1. April 1967 nach Gemeindegruppen 


Land 

... 

Alle Berichtsgemeinden 

davon 

Großstädte 

insgesamt 

darunter 
in Privat- 
quartieren 

insgesamt 

darunter 
in Privat- 
quartieren 

Schleswig-Holstein 

146 566 

80 599 

3 025 


Hamburg 

14 248 

— 

14 248 


Niedersachsen 

153 092 

39 877 

8 367 


Bremen 

3 659 

— 

3 659 


Nordrhein-Westfalen 

139 436 

8 030 

29 649 


Hessen 

126 258 

20 375 

17 587 


i Rheinland-Pfalz 

78 377 

13 355 

3 891 


Baden-Württemberg 

229 975 

65 663 

16 765 


Bayern 

392 497 

151 185 

24 912 


Saarland 

5 172 

348 

1 453 


Berlin (West) 

14 567 

— 

14 567 


Bundesgebiet 

1 303 847 

379 432 

138 123 
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Übersicht 33 


Kurgäste von Sozialversicherungsträgern 

Gesamtzahl 
der Kurgäste 

Nur stationäre Kurgäste 

Stationär 

1 

Ambulant I 

1 

Gesamt 

Privat 

1 von Sozial- 
1 Versicherungs- 
trägern 

Gesamt 

680 198 

102 325 

782 523 

1 661 210 

753 957 

680 198 

1 434 155 

102 360 

1 015 

103 375 

987 460 

858 228 

102 360 

960 588 

49 968 

13 656 

63 624 

313 878 

242 564 

49 968 

292 532 

80 917 

3 633 

84 550 

850 104 

763 676 

80 917 

844 593 

913 443 

120 629 

1 034 072 

3 812 652 

2 618 425 

913 443 

3 531 868 

23,9 

3,2 

27,1 

100 

74,1 

25,9 

100 


Quelle: Jahresbericht Deutscher Bäderverband eV., Bonn, 1966 — 1967 


Übersicht 34 


davon 


Heilbäder 
(ohne Seebäder) 

Luftkurorte 

Seebäder 

Sonstige 

Berichtsgemeinden 


darunter 

■ 

darunter 


darunter 


darunter 

insgesamt 

in Privat- 
quartieren 

insgesamt 

in Privat- 
quartieren 

insgesamt 

in Privat- 
quartieren 

insgesamt 

in Privat- 
quartieren 

3 755 

587 

10 483 

4 956 

121 623 

73 832 

7 680 

1 224 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

36 953 

6 891 

11 840 

4 735 

57 665 

20 925 

38 267 

7 326 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

38 264 

4216 

8 962 

655 

— 


62 561 

3 159 

42 706 

5 519 

17 658 

5 142 

— 

— 

48 307 

9 714 

23 212 

4 067 

4 604 

969 

— 

— 

46 670 

8 319 

68 487 

16 423 

76 861 

31 487 

— 

— 

67 862 

17 753 

97 497 

20 628 

99 099 

50 497 

— 

— 

170 989 

80 060 

— 

— 


— 

— 

— 

3719 

348 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

• — ■ 

310 874 

58 331 

229 507 

98 441 

179 288 

94 757 

446 055 

127 903 


’i 

i 


i 


I 

I 


i 

I 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Beherbergungskapazität 

nach Ländern, Gemeindegruppen und Betriebsarten 

Stand 1. April jeden Jahres 



nach Ländern 


Schleswig-Holstein 

2 

219 

93 

256 

2 

541 

120 

153 

2 

755 

137 

924 

2 

840 

146 

566 

Hamburg 


370 

11 

769 


504 

12 

975 


483 

14 

062 


478 

14 

248 

Niedersachsen 

4 

793 

115 

512 

4 

850 

132 

010 

5 

382 

152 

452 

5 

551 

153 

092 

Bremen 


136 

3 

098 


136 

3 

202 


142 

3 

598 


146 

3 

659 

Nordrhein-Westfalen 

6 

134 

96 

815 

7 

048 

117 

625 

7 

772 

137 

269 

7 

757 

139 

436 

1 

' Hessen 

3 

206 

72 

868 

4 

274 

95 

954 

5 

224 

123 

468 

5 

325 

126 

258 

Rheinland-Pfalz 

2 

851 

58 

685 

3 

029 

66 

896 

3 

428 

78 

324 

3 

411 

78 

377 

Baden-Württemberg 

5 

154 

144 

502 

6 

061 

183 

960 

6 

835 

221 

968 

6 

915 

229 

975 

Bayern 

9 

458 

291 

159 

11 

134 

336 

283 

11 

668 

382 

801 

11 

939 

392 

497 

Saarland 


195 

2 

753 


271 

4 

114 


297 

5 

020 


292 

5 

172 

Berlin (West) 


243 

6 

682 


338 

8 

314 


426 

12 

848 


445 

14 

567 

Bundesgebiet 

34 

759 

897 

099 

40 

186 

1 081 

486 

44 

412 1 

269 

734 

45 

099 

303 

847 








nach Gemeindegruppen 







Großstädte 

3 

715 

106 

249 

4 

260 

117 

299 

4 

413 

133 

971 

4 

487 

138 

123 

Heilbäder (ohne Seebäder) . . . 

7 

360 

203 

427 

10 

075 

268 

215 

10 

872 

305 

433 

11 

045 

310 

874 

Luftkurorte 

5 

284 

164 

199 

5 

949 

196 

639 

6 

414 

223 

887 

6 

484 

229 

507 

Seebäder 

2 

464 

109 

643 

2 

932 

145 

452 

3 

541 

172 

497 

3 

723 

179 

288 

: Sonstige 

15 

936 

313 

581 

16 

970 

353 

881 

19 

172 

433 

946 

19 

360 

446 

055 

1 







nach 

Betriebsarten 







Hotels 





8 

895 

283 

700 

9 

841 

325 

853 

10 

054 

336 

910 


[21 

163 

386 

096 











' Gasthöfe 

1 



1 

1 

13 

650 

157 

419 

13 

860 

177 

610 

13 

661 

179 

607 

i Fremdenheime und Pensionen 

12 

009 

166 

552 

15 

817 

210 

807 

18 

593 

252 

194 

19 

197 

260 

451 

Betriebe des Beherbergungs- 

















gewerbes zusammen 

33 

172 

552 

648 1 

38 

362 

651 

926 

42 

294 

755 

657 

42 

912 

776 

968 

, Erholungs- und Ferienheime . . 

1 

036 

44 

477 

1 

003 

49 

290 

1 

195 

65 

329 

1 

256 

69 

957 

Heilstätten und Sanatorien . . . 


551 

43 

698 


821 

62 

684 


923 

75 

535 


931 

77 

490 

Privatquartiere 


— 

256 

276 


— 

317 

586 


— 

373 

213 1 

1 


— 

379 

432 
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Veränderung der 
Bettenkapazität 

Ausnutzung der 
Jahres verfügbart 

am 1. April jeden 
m Bettenkapazität 

1962 1 1966 1 1967 j 

1 i 



gegenüber 

1958 1962 

1966 

1967 

1958 ] 1962 ! 1966 1 

i 




in Prozent 


“h 28,8 

+ 14,8 

+ 

nach 

6,3 

Ländern 

24,0 

23,4 

27,3 

28,0 

+ 10,2 

+ 8,4 

+ 

13 1 

57,0 

57,3 

55,0 

52,3 

+ 14,3 

+ 15,5 

+ 

0,4 ' 

31,9 

32,9 

33,7 

33,4 

+ 3,4 

+ 12,4 

+ 

1,7 1 

58,7 

56,4 

56,8 

52,2 

+ 21,5 

+ 16,7 

+ 

1,6 

43,4 

44,8 

43,9 

42,2 

+ 31,7 

+ 28,7 

+ 

2,3 1 

46,6 

47,8 

45,5 

43,1 

+ 14,0 

+ 17,1 

+ 

0,1 \ 

32,1 

32,9 

33,2 

32,6 

+ 27,3 

+ 20,7 

+ 

3,6 1 

40,7 

41,5 

40,6 

38,5 

+ 15,5 

+ 13,8 

+ 

2,5 ! 

29,0 

32,4 

32,2 

30,8 

+ 49,4 

+ 22,0 

+ 

3,0 , 

29,3 

29,7 

28,3 

26,9 

+ 24,4 

+ 54,5 

+ 13,4 

48,8 

50,0 

52,2 

49,6 


+ 20,6 

+ 17,4 

+ 

2,7 

34,6 

36,5 

36,4 

35,2 





nach Gemeindegruppen 





+ 10,4 

+ 14,2 


3J 

51,4 

54,7 

53,1 

50,2 



+ 31,8 

+ 13,9 

+ 

1,8 

49,3 

50,5 

50,3 

48,7 



+ 19,8 

+ 13,9 

+ 

2,5 

31,3 

32,6 

32,6 

31,6 



+ 32,7 

+ 18,6 

+ 

3,9 

21,6 

21,3 

24,7 

25,9 



+ 12,9 

+ 22,6 

+ 

2,8 

25,5 

27,5 

27,7 

26,6 





nach Betriebsarten 





j +14,3 

+ 14,9 

+ 

3,4 

• 9 

42,8 

42,5 

40,6 



+ 12,8 

+ 

1,1 

• 9 

26,5 

26,7 

25,3 



+ 26,6 

+ 19,6 

+ 

3,3 

■ 9 

39,6 

38,6 

37,0 



+ 18,0 

+ 15,9 

+ 

2,8 

• 9 

37,8 

37,5 

35,8 



+ 10,8 

+ 32,5 


7,1 

■ 9 ' 

54,2 

53,7 

50,9 

h ohne 
gen, 

Campingplätze, Jugendherber- 
Kinderheime und sonstige Mas- 

+ 43,4 

+ 20,5 

+ 

2,6 

• 9 

86,7 

84,3 

82,4 

senunterkünfte 

+ 23,9 

+ 17,5 

+ 

1,7 

ohne 

Privatquartiere in Großstädten 

• 9 

20,9 

21,6 

21,3 

3) 1958 

nicht erfaßt (erst ab April 1959) 










Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Kapazität und Kapazitätsauslastung in den Bädergruppen 1958 bis 1966 



Mineral- und 
Moorbäder 

Seebäder 

Kneippkurorte 

1 heilklimatische 
Kurorte 

Kurorte 

ingesamt 

Jahr 

t 

Betten 

1000 

Aus- 

lastung 

o/o 

Betten 

1000 

Aiis- 

lastuncr 

®/o 

Betten 

1000 

Aus- 

lastung 

1 o/o 

Betten 

1000 

Aus- 

lastung 

Vo 

Betten 

1000 

Aus- 

lastung 

o/o 

1958 

136,1 

50,9 

107,0 

27,2 

22,5 

37 J 

27,4 

51,6 

i 

293,0 

41,3 

1959 

143,6 

55,0 

110,4 

30,0 

23,7 

40,0 

46,4 

46,0 

324,1 

44,0 

1960 

153,5 

53,5 

116,3 

29,4 

26,3 

41,8 

70,9 

38,8 

367,1 

42,2 

1961 

158,8 

54,0 

128,2 

29,5 

28,4 

41,6 

73,2 

40,4 

388,6 

42,4 

1962 

165,3 

54,6 

133,3 

27,3 

29,1 

38,6 

75,3 

41,4 

402,9 

41,9 

1963 

170,6 

52,3 

137,1 

27,9 

29,3 

41,4 

76,7 

39,0 

413,7 

41,2 

1964 

173,4 

53,3 

139,6 

29,7 

30,1 

42,2 

79,3 

40,2 

422,5 

42,4 

1965 

181,5 

52,5 

142,7 

29,6 

30,1 

42,7 

82,5 

40,6 

436,8 

42,1 

1966 

182,8 

53,0 

147,6 

29,3 

34,0 

40,0 

83,4 

39,3 

447,7 

41,8 


Quelle: Deutsches Wirtschaftswissenschaftliches Institut für Fremdenverkehr an der Universität München 
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Übersicht 37 


Entwicklung der Großhandels- und Erzeugerpreise 
wichtiger Nahrungsmittel 

Veränderung 1967 gegenüber 1962 in Prozent 



1 

' Kartoffeln 

Rindfleisch 

bzw, 

Schlacht- 

rinder 

Schweine- * 
fleisch bzw. 
Schlacht- 
schweine 

Eier 

Butter 

Bundesrepublik Deutschland 

-30,5 

+ 13,7 

+ 2,1 

+ 5,3 

+ 8,0 

Frankreich 

" 5,7 

+ 38,7 

+ 20,0 

- 4,8 

+ 11,6 

Belgien 

-39,6 

+ 28,0 

+ 33,2 

+ 0,7 

+ 16,1 

Niederlande 


+ 42,0 

+24,1 

+ 17,2 

+ 65,9 

Italien 

-h 2,6 

- 0,3 

+ 12,4 

- 7,0 

+ 8,9 

England 

-12,1 

+ 14,4 

+ 40,6 

-20,1 

+ 14,7 

Norwegen 

+ 11,8 

+ 26,9 

+ 18,0 

+ 6,5 


Schweden i 

-16,3 

+ 30,5 

+ 18,0 

f 5,7 

+ 10,1 

Dänemark 

- 1,3 

+ 13,0 

+ 16,1 

-25,4 

+ 27,5 

Schweiz 

” 2,8 

+ 18,0 

+ 0,9 

- 5,4 


Österreich 

-52,2 

+ 35,6 

+ 27,5 

. 

+ 14,1 

Spanien 

+ 13,1 

+ 40,5 

+ 11,5 

+ 19,7 

+ 30,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M 9, Großhandelspreise im Ausland 



